
Dienstag, 23. Juni 2015 70. Jahrgang/Nr. 143 Berlinausgabe 1,70 € www.neues-deutschland.de

*

ISSN 0323-4940

STANDPUNKT

Eine unliebsame
Festnahme
Markus Drescher über den
Fast-Fall Mansur

Sigmar Gabriel kann seine SPD in
Sachen Vorratsdatenspeicherung
nur mit Mühe und Not unter
Kontrolle bringen, Verkehrsmi-
nister Alexander Dobrindt (CSU)
ist mit seiner Maut richtig auf die
Fresse geflogen, die CDU tut beim
Thema »Ehe für alle« alles dafür,
um ihren Ruf als piefige Provinz-
partei zu stärken. TTIP, Asylpoli-
tik, Gewehre, die nicht geradeaus
schießen können, NSA-BND-Af-
färe, Erpressung Griechenlands,
Ukraine-Konflikt ... Baustellen hat
die Bundesregierung derzeit
mehr als genug.
Ein Fall Mansur noch oben

drauf wäre in Berlin deshalb mit
Sicherheit nicht sehr gut ange-
kommen. Zumal ein solcher
durch den weltweit empfangba-
ren Sender Al-Dschasira, für den
der am Samstag festgenommene
Journalist Ahmed Mansur arbei-
tet, für entsprechende Verbrei-
tung und Relevanz gesorgt hätte.
Ein Staat, zu dessen Selbstbe-
schreibung immer auch das Hoch
auf die Menschenrechte gehört,
liefert einen Pressevertreter an
ein Regime aus, das Todesurteile
am Fließband erlässt? Das ist –
vorsichtig ausgedrückt – dann
doch schwer vermittelbar.
Bleibt die Frage, warum Man-

sur überhaupt festgenommen
wurde? Die Antwort könnte am
Ende für irgendjemanden pein-
lich werden – der sich nach Re-
cherchen im Stile »brutalst mög-
licher Aufklärung« aber wahr-
scheinlich auch am unteren Ende
der bürokratischen Nahrungsket-
te befinden dürfte.
Es geht weiter mit Bahn-Streik,

Fracking, Atommülllagerung ...

Journalist Ahmed
Mansur wieder frei
Deutsche Behörden kommen in
Erklärungsnot zur Festnahme

Berlin. Der Fernsehjournalist Ahmed Mansur
kommt nach seiner Festnahme am Sonn-
abend in Berlin wieder frei. Der 52-Jährige
wird von Deutschland auch nicht an Ägypten
ausgeliefert. Die Berliner Generalstaatsan-
waltschaft entschied damit, einem Rechts-
hilfeersuchen Ägyptens nicht nachzukom-
men. Neben rechtlichen Aspekten hätten für
die Entscheidung »nicht ausschließbare po-
litisch-diplomatische Bedenken« eine Rolle
gespielt, hieß es in einer Erklärung der
Staatsanwaltschaft. Die Bedenken seien
durch Vermittlung des Berliner Justizsena-
tors Thomas Heilmann (CDU) mit zuständi-
gen Bundesbehörden, das heißt dem Justiz-
ministerium und dem Auswärtigen Amt, ab-
gewogen worden. »Die Bedenken gegen die
Bewilligungsfähigkeit der Auslieferung hät-
ten nach dortiger Einschätzung auch nicht
durch Zusicherungen Ägyptens ausgeräumt
werden können«, hieß es von der Staatsan-
waltschaft, Mansur sei freizulassen.
Der Fall bringt die Bundesregierung aber

auch nach der Entscheidung der Justiz in Er-
klärungsnot. Haben deutsche Behörden die
Festnahme Mansurs trotz Bedenken vonsei-
ten Interpols geführt? Nach Angaben des
Bundesinnenministers erhielten die deut-
schen Stellen über Interpol ein Fahndungs-
ersuchen, eine so genannte »Red Notice«.
Diese stellt einen Hinweis dar, dass ein Ver-
dächtiger in einem Interpol-Mitgliedsstaat
gesucht wird. Interpol erklärte allerdings,
keine »Red Notice« gegen Mansur ausge-
stellt zu haben. Mansur selbst hatte erklärt,
Interpol habe ihm schriftlich bestätigt, dass
es keine Grundlage für eine Festnahme au-
ßerhalb Ägyptens gebe. Die Berliner Staats-
anwaltschaft gab wiederum an, Mansur sei
auf der Grundlage eines nationalen ägypti-
schen Haftbefehls festgenommen worden. stf
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UNTEN LINKS

Vorratsdatenspeicherung ist
unverzichtbar. Denn: »Morgen,
Kinder, wird’s was geben«, heißt
es in einem halben Jahr. Ange-
sichts von Griechenkrise, NSA-
Debakel, Bundestagshackerei,
Ukrainegezerre und sonstigem
Unerbaulichen muss daran erin-
nert werden. Handelt es sich doch
bei Heiligabend um ein soge-
nanntes Vorratsdatum, das tun-
lichst gespeichert werden sollte,
wie es die Bundesregierung in ih-
rer unerreichten Weitsicht an-
mahnt. Nicht nur, damit das Da-
tum im Fall des Falles vorrätig ist,
sondern auch, weil zu diesem
Datum entsprechende Vorräte
angelegt werden sollten, damit
nicht wieder alles auf den aller-
letzten Drücker besorgt werden
muss. Denn damit es »was geben«
kann, muss erst mal was geholt
werden. Natürlich kann man sich
den Sommer über alles Mögliche
holen: Sonnenbrand, Fußpilz,
Hackenblasen, Kopfläuse, Ma-
gengeschwüre ... Aber selbst
Sandburgen und Schweißperlen
eignen sich nun mal nicht als
Weihnachtsgeschenke. ibo

Einigung mit Griechenland vertagt
Treffen der Euro-Finanzminister blieb ohne Ergebnis / Juncker glaubt an Lösung in dieser Woche

Die Eurogruppe ließ die Hoff-
nung auf Einigung zwischen
Griechenland und den Gläubi-
gern amMontagnachmittag ver-
puffen. Zu spät seien die Vor-
schläge aus Athen eingetroffen.

Brüssel. Das Treffen der Euro-Fi-
nanzminister zu Griechenland am
Montagnachmittag hat keine Ei-
nigung gebracht. Doch von an-
schließend ausbrechender Panik
angesichts der immer knapper
werdenden Zeit bis zu einer zu be-
fürchtenden Pleite Athen war in
den Aussagen von Ministern,
Kommissaren und Regierungs-
chefs nichts zu spüren. EU-Kom-
missionschef Jean-Claude Juncker
gab sich gar optimistisch: »Ich ge-
he davon aus, dass wir diese Wo-
che eine Einigung mit Griechen-
land finden werden.« Allerdings
werde dies nicht einfach sein.
Ein weiterer Schritt in diese

Richtung sollte am Abend der EU-
Sondergipfel der Staats- und Re-
gierungschefs bringen, der den-
noch stattfinden sollte. Bundes-
kanzlerin Angela Merkel sprach
angesichts der ausstehenden
Empfehlung der Eurogruppe von
einem »Beratungsgipfel«. In dieser
Woche gebe es »noch viele Tage
Zeit, um gegebenenfalls Entschei-
dungen zu treffen«.Dochnurwenn

die drei Institutionen eine »ab-
schließende Empfehlung« zu den
neuesten Vorschlägen aus Athen
»geben, können die Finanzminis-
ter beziehungsweise die Staats-
und Regierungschefs Entschei-
dungen treffen«, sagte Merkel.
Auch Eurogruppen-Chef Jero-

en Dijsselbloem stellte eine Eini-
gung mit Griechenland gegen En-
de der Woche in Aussicht. Ein
weiteres Eurogruppen-Treffen sei
möglich und damit auch der Be-
schluss der Staats- und Regie-
rungschefs beim regulären EU-
Gipfel am Donnerstag und Frei-
tag in Brüssel.
Dijsselbloem monierte, die

neuen Vorschläge der griechi-
schen Regierung für die Beendi-
gung des Kreditprogramms seien
erst »ganz, ganz kurz« vor dem
Treffen eingegangen. Auch der
deutsche und österreichische Fi-
nanzminister schoben die Ver-
antwortung Athen zu. »Heute um
zwei Uhr in der Früh Vorschläge
zu schicken und dann zu erwar-
ten, dass man am Mittag Ent-
scheidungen trifft, ist schon et-
was sehr übermütig«, sagte der
ÖVP-Politiker Hans Jörg Schel-
ling.
Die SYRIZA-geführte Regie-

rung hatte selbst erklärt, bereits
am Sonntag neue Vorschläge für

eine Lösung der Schuldenkrise
nach Brüssel geschickt zu haben.
Dies wurde von mehreren Seiten
bestätigt. Unter anderem be-
zeichnete der Kabinettschef von
EU-Kommissionspräsident Jun-
cker, Martin Selmayr, den neuen
Vorschlag aus Athen am Sonntag
als »gute Grundlage für Fort-
schritte«. Dann wurde allerdings

aus EU-Kreisen kolportiert, Athen
habe die falschen Dokumente
übersandt. In der »Financial
Times« ist zu lesen, dass drei un-
genannte Quellen dies bestätigt
hätten – eine wird allerdings mit
den Worten zitiert: »Es ist nicht so
dramatisch.« Eine andere Version
des Vorschlags aus Athen sei dann
am Montagmorgen in Brüssel ein-
gegangen.
Auch Dijsselbloem sagte, die

Vorschläge aus Athen seien »ein
willkommener Schritt«. »Ich den-

ke also, dass dies eine Gelegen-
heit ist, eine Einigung in dieser
Woche zu erreichen«, fügte er
nach Ende des Sondertreffens der
19 Euro-Finanzminister hinzu.
Ein EU-Diplomat in Brüssel

sagte, Griechenland komme den
Gläubigern unter anderem bei den
Renten und den Verteidigungs-
ausgaben entgegen, bei der Mehr-
wertsteuer müsse sich Athen aber
noch mehr bewegen. Der grie-
chische Ministerpräsident Alexis
Tsipras erklärte: »Es ist Zeit für ei-
ne wirkliche und tragfähige Lö-
sung, die Griechenland die Rück-
kehr zum Wachstum erlauben
würde, innerhalb der Eurozone,
mit sozialer Gerechtigkeit.«
Das Bundesfinanzministerium

forderte derweil nach einem Be-
richt der Zeitung »Die Welt« die
Athener Regierung auf, eine
nochmalige Verlängerung des ak-
tuellen Kreditprogramms zu be-
antragen. Auch müsse sich Grie-
chenland verpflichten, noch vor
Gewährung weiterer Kredite der
Europäer und des Internationalen
Währungsfonds (IWF) bestimmte
Maßnahmen umzusetzen. Das
gehe aus einer Note des Ministe-
riums an die Euro-Arbeitsgruppe
in Brüssel und den Bundestag her-
vor, so die »Welt«. Agenturen/nd
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Es gebe in dieser
Woche »noch viele
Tage Zeit, um gege-
benenfalls Entschei-
dungen zu treffen«.
Angela Merkel

Taliban griffen das
Parlament an
Tote und Verletzte bei Überfall
in der afghanischen Hauptstadt

Kabul. Die radikalislamischen Taliban haben
am Montag das Parlament in Kabul ange-
griffen. Nach Angaben der afghanischen Re-
gierung wurden bei dem rund zweistündi-
gen Gefecht alle sieben Angreifer getötet. Die
Polizei sprach überdies von zwei getöteten
Zivilisten, darunter ein Kind.
Einer der Attentäter zündete vor dem Par-

lament eine Autobombe, wie ein Polizei-
sprecher sagte. Nach der Explosion der Bom-
be hätten sich die anderen Angreifer in ei-
nem gegenüberliegenden Gebäude ver-
schanzt. Sicherheitskräfte erschossen nach
Regierungsangaben alle sechs weiteren An-
greifer während des Feuergefechts.
Laut dem Vizesprecher des Innenministe-

riums, Nadschib Danisch, schossen die Tali-
ban-Kämpfer auch mit Panzerfäusten auf das
Parlamentsgebäude, richteten damit aber nur
geringe Schäden an. Die Polizei teilte mit, es
seien zwei Zivilisten bei dem Anschlag getö-
tet worden. Bei ihnen handle es sich um eine
Frau und ein Kind. Das Gesundheitsministe-
rium sprach von 31 verletzten Zivilisten, da-
runter fünf Frauen und ein Kind.
Von der Attacke wurden Live-Bilder im

Fernsehen gezeigt. Über dem Parlamentsge-
bäude war Rauch zu sehen, in einer angren-
zenden Straße hinterließ die Explosion ei-
nen tiefen Krater.
Der Angriff erfolgte während einer Parla-

mentssitzung. Die Abgeordneten warteten
gerade auf den designierten Verteidigungs-
minister Mohammed Masum Staneksai, als
erst eine heftige und danach mehrere klei-
nere Explosionen zu hören waren. Staneksai
sollte im Parlament vorgestellt werden. In
Sekunden war die Halle voll Rauch und die
Abgeordneten flohen aus dem Gebäude. Laut
Polizei wurden alle Parlamentarier in Si-
cherheit gebracht. Agenturen/nd Seite 8

Die
Queen
kommt …
… ihrem Personal
entgegen

Berlin. Soll noch einmal einer sagen, die Dro-
hung mit Dienst nach Vorschrift wirke nicht.
In Großbritannien hat die bloße Ankündigung
der Beschäftigten am Hofe von Elizabeth II.,
sich gegen unbezahlte Zusatzarbeit zu weh-
ren, zum Erfolg geführt. »Wir haben nun ein
deutlich verbessertes Angebot erhalten«, sagte
Richard Simcox von der Gewerkschaft Public
and Commercial Services Union gegenüber
»nd«. Zwar dürfe er über Details noch nicht re-
den. Aber das Entgegenkommen sei so deut-
lich, »dass wir unseren Mitgliedern bereits
empfohlen haben, es anzunehmen.«
Die Beschäftigten hatten sich gegen zusätz-

liche Pflichten gewehrt, die sie ohne zusätzli-
che Bezahlung erfüllen sollten. Ihr Einkom-
men liegt bislang unterhalb des Existenzmini-
mums und das Einstiegsgehalt lag bei umge-
rechnet nur 20 000 Euro im Jahr. Sprecher des
Windsor Castle hatten bisher erklärt, dass das
Einkommen doch immerhin über dem Bran-
chenschnitt läge und die Angestellten ein kos-
tenfreies Mittagessen bekämen.
Wasdie betagtenRoyals dazu sagen, ist nicht

bekannt geworden. Elizabeth II. selbst hat trotz
ihres Alters (89) jede Menge Jobs – sie ist
Staatsoberhaupt des Vereinigten Königreichs
Großbritannien und Nordirland, von Antigua
und Barbuda, Australien, Bahamas, Barbados,
Belize, Grenada, Jamaika, Kanada, Neusee-
land, Papua-Neuguinea, St. Kitts und Nevis, St.
Lucia, St. Vincent und Grenadinen, Salomo-
nen und Tuvalu. Zudem gehört sie mit ihrem
Mann Prinz Philip (94), der ebenfalls noch ar-
beiten muss, der obersten Trachtentruppe der
britischen Regierung an (vor allem: Hüte!). Ab
Dienstag tritt der Zirkus zum fünften Mal in
Deutschland auf. nd Seite 20Foto: dpa/Bogdan Maran

Streik ums Ganze
An der Charité wollen die Pfleger kein Geld,
sondern mehr Personal. Seite 11

»Sie ist unschuldig«
Journalistin Ismayilova ist in Haft. Ihre
Mutter bittet in Baku um Hilfe. Seite 19

Das Image der PKK
Trotz Solidarität mit Kurden
bleibt das Parteiverbot. Seite 3
Foto: dpa/Andreas GebertFoto: Getty Images/Jason Merritt
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Präsidiale Eurovisionen
Fünf Chefs von EU-Institutionen legten ihren Plan zur Vollendung der Wirtschafts- und Währungsunion vor
Ein Papier zur rechten oder zur Un-
zeit? Inmitten der Verhandlungen
über die Zukunft Griechenlands
stellten Präsidenten mehrerer EU-
Institutionen ihre Vorschläge zur
Zukunft der Eurozone vor.

Von Katja Herzberg

Beim EU-Gipfel am Donnerstag sollen
die Staats- und Regierungschefs nicht
nur über die Zukunft Griechenlands,
sondern auch die des Euros insge-
samt beraten, genauer gesagt über ei-
nen Plan zur Vollendung der Wirt-
schafts- und Währungsunion (WWU).
Im Kern sieht das Papier, das EU-Kom-
missionspräsident Jean-Claude Jun-
cker am Montag in Brüssel vorstellte,
eine stärkere Aufsicht insbesondere
durch die Eurogruppe und ihren Vor-
sitzenden vor. Auf die Situation Grie-
chenlands gemünzt würde dies eine
Verengung des Verhandlungsspiel-
raums und der Mitsprache für die Par-
lamente bedeuten.
Krisen, wie die der vergangenen

Jahre sollen sich nicht wiederholen.
Dazu müssen laut EU-Kommissions-
chef Juncker, EU-Ratspräsident Do-

nald Tusk, Eurogruppen-Chef Jeroen
Dijsselbloem, dem Präsidenten der
Europäischen Zentralbank Mario
Draghi und des Europäischen Parla-
ments, Martin Schulz, nun Maßnah-
men ergriffen werden, die die WWU
festigen. »Unsere Wirtschafts- und
Währungsunion ist nach wie vor un-
vollständig und ich habe bei meinem
Amtsantritt versprochen, die bei-
spiellosen Maßnahmen, die wir wäh-
rend der Krise ergriffen haben, zu
konsolidieren, zu ergänzen, sie sozial
gerechter zu gestalten und stärker de-
mokratisch zu legitimieren«, erklärte
am Montag Jean-Claude Juncker.
Im »Präsidenten-Papier« schlagen

er und seine Kollegen ein dreistufiges
Verfahren vor. Mit den ersten Maß-
nahmen – ohne gesetzliche Änderun-
gen – soll unter dem Motto »Vertiefen
durch Handeln« schon ab Juli begon-
nen werden. In den kommenden zwei
Jahren gelte es, Wettbewerbsfähig-
keit und die strukturelle Annäherung
zu fördern sowie eine »verantwor-
tungsvolle Haushaltspolitik« in den
Mitgliedsstaaten und im Euro-Wäh-
rungsgebiet insgesamt »herbeizufüh-
ren«. In einem Weißbuch sollen im

Frühjahr 2017 weitere Schritte skiz-
ziert werden, um die Phase zwei des
Plans auszufüllen. Am Ende dieser
Stufe steht laut den Präsidenten »eine
vertiefte und echte WWU – ein Hort
der Stabilität und des Wohlstands für
alle Bürgerinnen und Bürger der EU-
Mitgliedstaaten, die eine gemeinsame
Währung miteinander teilen«. Spä-
testens ab dem Jahr 2025 soll die
WWU dann so weit sein und weiteren
EU-Ländern die Euro-Mitgliedschaft
gestatten können.
Kommissionschef Juncker erklärte

zu dem Bericht, die Gemeinschafts-
währung »beschützt Europa«. Die
Wirtschafts- und Währungsunion der
EU könne aber durchaus noch besser
funktionieren und sei noch »unvoll-
ständig«. Ratspräsident Tusk erklär-
te, das Papier zeige, dass bereits auf
kurze Sicht mit Hilfe der bestehen-
den Verträge die WWU entscheidend
verbessert werden könne. Das sei vor
allem inmitten der Griechenland-Kri-
se eine »wichtige« Botschaft.
Für die Vollendung der WWU

schlagen die Präsidenten daher auch
mehrere konkrete Maßnahmen vor.
So müsse in der Eurogruppe ein

»Vollzeitpräsident mit einem klaren
Mandat« installiert werden. Derzeit
ist der Eurogruppenchef dafür zu-
ständig, die Treffen der Finanzmi-
nister der Euro-Mitgliedsstaaten vor-
zubereiten. In dieser Runde wurden
in den vergangenen Krisenjahren
stets die Vorentscheidungen über die
Kreditvergabe und Programmaufla-
gen etwa für Griechenland getroffen.
Die Präsidenten setzen sich zudem

für die Bildung eines »europäischen
Finanzministeriums« ein. Auch ein
Europäisches Einlagensicherungs-
system ist vorgesehen. Zur demo-
kratischen Stärkung sollen die Par-
lamente auf nationaler und auf EU-
Ebene stärker eingebunden werden.
Genau dies bezweifeln jedoch Par-

lamentarier der Grünen und LIN-
KEN. »Der Präsidenten-Bericht greift
im Kern Angela Merkels alte Idee ei-
nes Wettbewerbspakts auf. Die eu-
ropäische Ebene soll stärkere Ein-
griffsrechte in die Wirtschafts- und
Sozialpolitik der Mitgliedstaaten er-
halten, um ihre neoliberale Agenda
durchzusetzen. Wer nicht spurt, wird
sanktioniert. Die nationalen Parla-
mente werden an den Rand ge-

drängt«, kommentierte der Bundes-
tagabgeordnete Alexander Ulrich
(LINKE) das Papier. Er sieht darin den
Versuch, die Grundidee der »Troika-
Politik« auf die gesamte Eurozone zu
erweitern.
Auch der Europaabgeordnete Sven

Giegold (Grüne) äußerte sich ent-
täuscht über die Vorschläge. »Die Eu-
rozone soll auch in Zukunft durch Re-
geln und Verfahren statt durch ge-
meinsame Politik und Institutionen
gesteuert werden. Weitergehende
Reformideen werden auf die ganz
lange Bank geschoben oder gar nicht
erwähnt«, so Giegold. Ihm fehlt die
Aufnahme von Ideen wie eines Euro-
Budgets im EU-Haushalt oder eines
starken Euro-Kommissars. »Mit die-
sen vorsichtigen Maßnahmen lassen
sich die Ungleichgewichte zwischen
den Euroländern nicht beseitigen.«
Der Präsidenten-Bericht geht auf

einen Beschluss der Staats- und Re-
gierungschefs vom Oktober 2014 zu-
rück. Damals wurden die Präsidenten
aufgefordert »die nächsten Schritte in
Bezug auf eine bessere wirtschafts-
politische Steuerung im Euro-Wäh-
rungsgebiet vorzubereiten«.

Schaulaufen
auf dem
Syntagma-Platz
Proteste von SYRIZA und
»Europabefürwortern«

Von Anke Stefan, Athen

Sogenannte Gegner und Befür-
worter des Euros wechseln sich
dieser Tage in Griechenland mit
dem Abhalten von Demonstratio-
nen ab. So protestierten am Mon-
tag bereits zum zweiten Mal Tau-
sende unter dem Motto »Wir blei-
ben in Europa« auf dem Syntag-
ma Platz direkt vor dem griechi-
schen Parlament. Zum ersten Mal
war man unter diesem Motto be-
reits am vergangenen Donnerstag
auf die Straße gegangen.
Die Demonstrationen der in den

sozialen Medien abfällig, aber si-
cher nicht unberechtigt, als Be-
wohner der Reichenviertel titu-
lierten »Europabefürworter« wer-
den maßgeblich von der konser-
vativen ehemaligen Regierungs-
partei Nea Dimokratia organisiert,
deren Abgeordnete und Ex-Minis-
ter sich zuhauf beim Bad in der
Menge ablichten ließen.
Viele der Teilnehmer dürften

sich zum ersten Mal überhaupt auf
die Straße begeben haben. Nach
anfänglicher Befangenheit reckten
sie begeistert an die Menge ver-
teilte Plakate in die Kameras oder
bliesen in Trillerpfeifen. Und
machten so klar, dass sie den Ver-
bleib in EU und Euro mit einer be-
dingungslosen Unterordnung un-
ter die Forderungen der Gläubiger
gleichsetzen. So waren Slogans zu
lesen wie: »Hohe Renten = wirt-
schaftliche Rezession«, »Die öf-
fentlichen Schulden bestehen zu
80Prozent ausAufwendungenund
Renten für öffentliche Angestell-
te« oder auch gleich in Englisch
»Yes to Greece’s international
Obligations«.
Bedenklich an den Aufmär-

schen ist nicht nur, dass damit in
Griechenland erstmals Konserva-
tive aktiv für die Beibehaltung ih-
rer Privilegien demonstrieren,
sondern auch, dass sie offensicht-
lich nichts gegen die zahlreichen
organisierten Faschisten in ihren
Reihen einzuwenden haben.
Während die High-Society-De-

monstranten in den ausländi-
schen Medien durchweg als »Eu-
ropabefürworter« bezeichnet
wurden, zeigten ihre Gegner in
sozialen Netzwerken in beißen-
der Satire Widersprüche auf. »Wir
bleiben in Europa, unser Geld in
der Schweiz« ist nur einer von
Hunderten Beiträgen im grie-
chischsprachigen Facebook.
Derartigem Spott ist die andere

Gruppe von Demonstranten nicht
ausgesetzt. Unter dem Motto »Wir
nehmen die Verhandlungen in un-
sere eigenen Hände« war von SY-
RIZA und über Facebook bereits
am vergangenen Mittwoch zu De-
monstrationen ebenfalls vor dem
Parlament gerufen worden. Die
meisten der Tausenden Unter-
stützer der Regierungspartei dürf-
ten bereits in dem seit fünf Jahren
anhaltendenWiderstand gegen die
von den Gläubigern verhängte
Austeritätspolitik aktiv gewesen
sein. Am Sonntag fand dann eine
zweite Demonstration statt, zu der
auch der Gewerkschaftsdachver-
band im Öffentlichen Dienst
(ADEDY) aufgerufen hatte.
Auch die meisten dieser De-

monstranten gehören wie SYRIZA
zu den Befürwortern eines Ver-
bleibs von Griechenland in EU und
Euro. Vertreten waren aber auch
Organisationen, für die ein Aus-
stieg aus beidem Bedingung für ei-
ne Lösung der »Griechenlandkri-
se« ist. Allen gemeinsam ist je-
doch, dass man die durch die »Lö-
sungsvorschläge« der Gläubiger
programmierte Verschlimmerung
der humanitären Krise keinesfalls
akzeptieren will.

Mit dem Messer an der Notfall-Leine
In Berlin wird der Stopp der ELA-Kredite für griechische Banken gefordert. Das soll Druck auf Athen machen – und hätte dramatische Folgen

Die Europäische Zentralbank hat
den Rahmen der Notkredite für die
griechischen Banken am Montag
erneut erweitert. Dagegen machen
nun Politiker der Großen Koalition
Front. Die Folgen wären erheblich.

Von Vincent Körner

Die Abkürzung ELA steht für Emer-
gency Liquidity Assistance – und im
Fall der griechischen Banken ist die
Bezeichnung Notfall-Unterstützung
ganz sicher nicht übertrieben.Mit dem
ELA-Programm der EZB können Ban-
ken, die imPrinzip zahlungsfähig sind,
aber vorübergehend Liquiditätsprob-
leme haben, bei der jeweiligen Zen-
tralbank ihres Landes Kredite auf-
nehmen – allerdings zu deutlich
schlechteren Konditionen und ab ei-
ner gewissen Höhe nur mit Geneh-
migung des Rates der EZB.
Griechische Banken haben schon

2012 in größerem Stil auf diese Not-
fall-Variante zurückgegriffen. Doch

noch weit größer wurde der Bedarf,
seit die EZB im Februar keine grie-
chischen Staatsanleihen mehr als Si-
cherheiten der Banken akzeptiert.
Hinzu kam, dass wegen der – auch
politisch verursachten – Unsicherheit
über den Ausgang des Ringens mit
den Gläubigern über das blockierte
Kreditprogramm immer mehr Grie-
chen ihre Bankguthaben abzogen.
Am Montagmorgen hat die EZB

den Rahmen für die ELA-Notkredite
erneut erweitert. Das war bereits das
dritte Mal seit vergangenem Mitt-
woch – was den Ernst der Lage ver-
anschaulicht, der insbesondere durch
den Abfluss von Bankguthaben in
Griechenland verschärft wurde. Dass
in der vergangenen Woche in Medi-
en Gerüchte über bevorstehende Ka-
pitalverkehrskontrollen gestreut
wurden, hatte die Lage noch ver-
schlimmert. Der griechische Zentral-
bankchef Giannis Stournaras musste
am Freitag erklären, dass »die Stabi-
lität des Bankensystems vollkommen

gesichert ist durch die gemeinsamen
Maßnahmen der Zentralbank Grie-
chenlands und der Europäischen
Zentralbank«.
Aus EZB-Kreisen verlautete am

Montag, eine erneute Erweiterung sei
»jederzeit« möglich. Die Grenze liegt
inzwischen bei deutlich über 84 Mil-
liarden Euro. Das ist aber nicht das
Problem. Ein wirklich großes Prob-
lem wäre es, wenn die EZB die ELA-
Kredite für griechische Banken stoppt.
Dann wäre faktisch die Versorgung
des griechischen Finanzsystems mit
Euro am Ende – und damit stünde
auch die Euro-Mitgliedschaft des Lan-
des in Frage. Mit den entsprechenden
Konsequenzen vor allem für die grie-
chische Bevölkerung.
Gegen eine Erweiterung des ELA-

Rahmens haben sich nun aber erst-
mals sehr deutlich Politiker der Gro-
ßen Koalition ausgesprochen. Der
CDU-Abgeordnete Wolfgang Bos-
bach warnte laut »Spiegel Online«:
»Solange sich dieses Finanzkarussell

immer weiterdreht, wird die Kom-
promissbereitschaft der griechischen
Regierung nicht steigen.« In anderen
Worten: Bosbach will einen ELA-
Stopp, damit der Druck auf Athen
wächst, die Bedingungen der Gläu-

biger zu akzeptieren. Die EZB trage
»ungewollt dazu bei, dass eine Eini-
gung immer schwieriger wird« – eine
Einigung im Sinne der Gläubiger.
Ähnlich äußerte sich auch der SPD-

Politiker Carsten Schneider. Er for-
derte die SYRIZA-geführte Regierung

auf, umgehend Kapitalverkehrskon-
trollen einzuführen. »Sollte sie sich
weigern, um ihre Verhandlungsposi-
tion gegenüber den Gläubigern ver-
meintlich zu verbessern, muss die EZB
handeln«, so der Bundestagsabge-
ordnete. Mit der ständigen Herauf-
setzung des ELA-Volumens habe die
»EZB die vollständige Finanzierung
des griechischen Bankensystems
übernommen. Dies alles geschieht oh-
ne demokratische Legitimation und
Kontrolle, während die Steuerzahler
in Europa für diese Kredite haften«, so
Schneider. Die Notenbank müsse not-
falls auch die ELA-Hilfe beenden, da-
mit »ihre Glaubwürdigkeit als Ban-
kenaufsicht« erhalten bleibe.
Wie die EZB auf den Ausgang der

Gespräche in Brüssel reagiert, war vor
Abschluss des Treffens noch offen.
Man wolle, hieß es am Montag, nach
24 Stunden erneut über den ELA-Kre-
ditrahmen entscheiden. Es könnte
sein, dass der Notfall dann ein noch
größerer ist.

Solange der ELA-Rah-
men weiter steigt,
»wird die Kompromiss-
bereitschaft der
griechischen Regierung
nicht steigen«.
CDU-Politiker Bosbach

Während in Brüssel über
die Zukunft Griechen-
lands und die Währungs-
union gesprochen wird,
zeigen SYRIZA-Anhänger
und -Gegner in Athen,
dass sie mehrheitlich im
Euro bleiben wollen.
Über die Bedingungen
dafür entscheiden aber
andere, darunter die
Europäische Zentralbank
und ihre Notkredite.

Wie weiter mit dem Euro? Diese Frage stellt sich nicht nur an griechischen Häuserwänden. Foto: dpa/Yannis Kolesidis
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Misstrauen gegen
Kurden hält sich hartnäckig
Deutsche Solidaritätsbekundungen und Militärhilfe – für ein Ende des PKK-Verbots reicht der Imagewandel nicht

Der westliche Blick auf die Kurden
hat sich geändert. Plötzlich gelten
dieAngehörigendes »größtenVolks
ohne Staat« als Freiheitskämpfer.
Profitieren auch Kurden in
Deutschland vom Imagewandel?

Von Marcus Meier

Schnelllebig ist das Nachrichtenge-
schäft. Als kurdische Aktivisten aus
dem Umfeld des PKK-nahen Verban-
des der Studierenden aus Kurdistan
(YXK) im Oktober 2014 mehrere Par-
teizentralen besetzten, so in Hanno-
ver, Bielefeld und München, um ge-
gen die »Barbarei« des Islamischen
Staats (IS) zu protestieren und Waf-
fen für IS-Gegner zu fordern, da wa-
ren ihnen deutschlandweit Auf-
merksamkeit und zumindest Ver-
ständnis, wenn nicht Sympathie ge-
wiss. Mochte die CSU auch die Be-
setzung ihres Franz-Josef-Strauß-
Hauses durch zwölf Aktivisten ver-
dammen, ihr Generalsekretär An-
dreas Scheuer führte mit den un-
willkommenen Gästen doch ein
»freundliches sachliches Gespräch«,
wie einer der Besetzer später zu Pro-
tokoll gab.
Vor gut einem Monat besetzten

YXK-Aktivisten eine Sparkassenzen-
trale in Saarbrückenper Sitzstreik. Sie
protestierten »gegen die Kündigung
unseres Spendenkontos für die Men-
schen in Syrien / Rojava in ihrem Wi-
derstand gegen den IS«. Die Spar-
kasse hatte das Konto gekündigt, auf
das 100 000 Euro geflossen sein sol-
len, weil damit die in Deutschland
verbotene PKK unterstützt werde.
Auch sei es mit den Ethikvorschriften
des Hauses nicht vereinbar, dass mit
dem Geld womöglich Waffen gekauft
würden. Den Weg in die Tagesschau
und andere überregionale Medien
fand die nach 90 Minuten von der Po-
lizei beendete Aktion nicht.
Aus den Augen, aus dem Sinn?

Nicht ganz. Der Kampf gegen den Is-
lamischen Staat habe zu einem
»Image-Wandel der Kurden im Wes-
ten beigetragen«, konstatierten die
Politologen Jan Claudius Völkel und
Moritz A. Mihatsch in einer Analyse
für die Bundeszentrale für Politische
Bildung. »Wurden die Kurden bisher
vor allem als Problem wahrgenom-
men, sind sie nun ein willkommener
Allianz-Partner gegen den IS.«
Dabei war das Image der in

Deutschland lebenden Kurden lange
ramponiert. Autobahnbesetzungen,
Brandanschläge auf türkische Ein-
richtungen und Verwicklung in den
illegalen Drogenhandel boten Mitte
der 90er Jahre die Begründung, das
internationale Vorgehen des Westens
gegen die PKK auch in Deutschland
mit einem Verbot zu sekundieren. Für
Linke entstand ein Solidaritäts- und
Bekenntnisproblem. Auch weil der
Personenkult um den »Führer« der
PKK, Abdullah Öcalan, genannt Apo,
schwer nachvollziehbar war. Ge-
walttätige Attacken türkischer Nati-
onalisten auf kurdische Personen und
Vereine im Jahr 2011 wurden der-
weil entpolitisiert und ethnisiert als
»gewaltsame Auseinandersetzungen«
unter Jugendlichen türkischer und
kurdischer Herkunft wahrgenom-
men. So sind sie halt, die
Südländer ...
Sait Keles darf als bestens integ-

riert gelten. Der 45-jährige Famili-
envater ist Chef einer kleinen Unter-
nehmensberatung in Duisburg. Für
die grüne Partei sitzt er seit Jahren
im Rat der von allerlei sozialen Prob-
lemen gepeinigten Ruhrgebiets-
Stadt. »Ich denke deutsch, ich träu-
me deutsch«, sagt der Sohn eines Ge-
werkschafters, der mit seiner Familie
Mitte der 70er Jahre aus der Türkei
floh. Und nein, er sei nie Unterstüt-
zer der PKK gewesen, beteuert er. Und
doch wurde Keles schon als Terrorist
beschimpft. Weil er Kurde ist.
Ob auch er vom Imagewandel nach

Kobane profitiert habe? In der nord-
syrischen Stadt hatten die PKK-na-
hen einheimischen Kurdenverbände
mit Unterstützung irakischer Pesch-
merga den Angriffen des Islamischen
Staates widerstanden und die Stadt
schließlich zurückerobert. Sait Keles
rührt in seinem Milchkaffee. Gewiss,

die Kurden seien dadurch öffentlich
aufgewertet. »Das nehme ich gerne
mit, aber da lache ich auch drüber.«
Nein, als Freiheitskämpfer gehe er
persönlich nicht durch, sagt Keles mit
ironischem Bedauern.
Rund 20 bis 25 Millionen Kurden

gibt es weltweit, rund die Hälfte da-
von lebt in der Türkei, rund 500 000
bis 800 000 sind es in Deutschland,
zwischen zwei und vier Prozent also.
Amtliche Zahlen gibt es nicht – Kur-
den bezeichnen sich selbst als »größ-
tes Volk ohne Staat«, hier lebende
Kurden besitzen die türkische, irani-
sche, irakische, syrische, armenische
oder, nach Einbürgerung, die deut-
sche Staatsangehörigkeit. Duisburg
ist eine kurdische Hochburg: Im

Stadtrat sitzen neben Keles mehrere
weitere Ratsleute kurdischer Her-
kunft, meist für die Linkspartei. Kur-
den trugen zu einem guten Teil die
Proteste gegen den lokalen Pegida-
Ableger Duigida mit. »Kurden haben
in unserer Stadt einen hohen Mobi-
lisierungsgrad, sie sind politisch sehr
aktiv und längst offen auch für neue
Themen«, fasst Sait Keles zusammen.
Ob ein Ende des PKK-Verbots in

Deutschland näher gerückt sei? »Das
wäre wünschens- und erstrebens-
wert, aber ich bin skeptisch«, sagt Sait
Keles. Die PKK habe sich in den letz-
ten 15 Jahren zum Besseren gewan-
delt. Das Verbot berühre alle Kurden,
denn sie alle erlebten es als ein
grundsätzliches Misstrauen. Die An-

erkennung der PKK durch das mäch-
tigeDeutschlandhätte aus Keles' Sicht
eine »großeSignalwirkung«.Dochder
Verfassungsschutz plädiere weiter für
ein Verbot, weil er durch die sicher-
heitspolitische Brille gucke. »Und al-
le«, sagt Keles, »beziehen sich auf den
Verfassungsschutz.«
Gleichwohl setzt Sait Keles weni-

ger auf eine legalisierte PKK, als viel-
mehr, wie Teile seiner Partei, auf die
als moderner und grüner empfunde-
ne Demokratische Partei der Völker
(HDP), die unlängst in das türkische
Parlament einzog. Die kümmere sich
nicht nur um Fragen wie Demokrati-
sierung, Frauenrechte, Ökologie. Sie
sei zudem »eine realistische und eu-
ropafreundliche Partei«, lobt Keles. In

Köln gab es sogar eine gemeinsame
Wahlkampfveranstaltung von HDP
und Grünen.
»Das Ansehen der Kurden hat sich

sehr stark geändert«, glaubt auch der
LINKE-Politiker Giyasettin Sayan.
Kurden würden in Deutschland jetzt
»als Kämpfer gegen die islamistische
Barbarei« wahrgenommen. Das lang-
jährige Mitglied des Berliner Abge-
ordnetenhauses sieht in den Kurden
europaweit wichtige Verbündete im
Kampf gegen reaktionäre Tendenzen
im Islam. »Es geht um eine Zusam-
menarbeit zur Reformierung des Is-
lam«, sagt Sayan, »und viele Kurden
sind dafür sehr offen.«
Überall in Europa seien kurdische

Akteure in der Politik aktiv. »Man
muss sie als politische Masse ernst-
nehmen, sie sind auch wichtig für die
soziale Integration«. Jetzt müsse das

deutsche Verbot der PKK fallen: Denn
man könne nicht »große Solidarität«
übenmit den kurdischen Kämpfern in
Kobane und anderswo und trotzdem
die PKK verbieten. »Ich empfinde das
Verbot als diskriminierend«, ergänzt
der 65-Jährige.
Die »konservative Kritik an den ge-

walttätigen Protesten« der PKK im
Deutschland der 90er Jahre sei rich-
tig gewesen, räumt Sayan ein. Doch
müsse man sich die seinerzeitige Aus-
gangslage vergegenwärtigen: 4000
kurdische Dörfer hatte das türkische
Militär zerstört, bis zu 18 000 Men-
schen waren »verschwunden«. »Es
war ein erbarmungsloser Krieg des
NATO-Partners Türkei. Viele Kurden
inDeutschlandwaren verzweifelt und
verhielten sich deshalb falsch.«
Doch inzwischen habe sich die PKK

entschuldigt – und in großen Schrit-
ten verändert. »Damals war die PKK
eine rein militärische Organisation,
die den bewaffneten Kampf führte.
Heute sind viele Akteure von damals
weg, die Nachfolger führen Frie-
densverhandlungen und sind offen
für die europäische Gesellschaft.«
Über 100 Kommunen in der Türkei
würden von PKK-nahen Organisati-
onen geleitet. Die Kurden in Deutsch-
land sind aus Sayans Sicht anders als
jene in der Türkei. Sie hätten die Brü-
cken in die Heimat hinter sich abge-
brochen, seien zumindest in der drit-
ten Generation der hier lebenden
Kurden integriert. »Sie ticken nicht
mehr kurdisch«, sagt der Betriebs-
wirt und Politologe Sayan. Während
die Mehrheit der Kurden in der Tür-
kei konservativ sei und bei der Lö-
sung der kurdischen Frage auf Erdo-
gan setze (»Viele Kurden wählen die
konservative AKP, weil Erdogan kur-
denfreundliche Reformen voran-
trieb«), sei der starke Mann der Tür-
kei den deutschen Kurden egal. »80
bis 90 Prozent sind unpolitisch in Be-
zug auf die türkische Politik.«
Ob Deutschland einem Ende des

PKK-Verbots näher gekommen sei?
»Die Chancen haben sich nach Koba-
ne etwas erhöht, von CDU bis hin zur
LINKEN gibt es Politiker, die die Auf-
hebung des Verbots fordern«, sagt
Sayan. Doch der Mainstream von Uni-
onsparteien, SPD und Grünen strebe
nicht in diese Richtung. »Von da aus
wird nicht viel passieren.« Sayan setzt
stattdessen auf eine Europäische Bür-
gerinitiative, also auf eine EU-Volks-
abstimmung, die der PKK EU-weit ei-
nen legalen Status verschaffen soll.
Gleichwohl ist auch Sayan ein, wenn
auch skeptischer, Unterstützer der
HDP. »Es ist gut, dass die HDP für
Rechtsstaatlichkeit, Demokratie und
Frieden kämpft« – auch wenn sie stark
von linken Sekten und Minderhei-
tenthemen dominiert werde.

Im Oktober vergangenen Jahres protestierten junge KurdInnen auch an und in der CSU-Zetrale. Foto: dpa/Andreas Gebert

»Die Chancen haben
sich nach Kobane etwas
erhöht, von CDU bis
hin zur LINKEN gibt
es Politiker, die die
Aufhebung des Verbots
fordern.«
Giyasettin Sayan, kurdischer
Politiker der LINKEN

Gute Kurden –
böse Kurden
Jetzt auch Bundeswehrhilfe
für die Jesiden in Irak

Von Roland Etzel

Sieht man von den nach Westeu-
ropa ausgewanderten Kurden ab,
finden sich die zahlenmäßig
stärksten kurdischen nationalen
Minderheiten heute in Irak, Iran
und der Türkei; mit Abstand folgt
Syrien. Abgesehen von Iran stan-
den oder stehen sie in bewaffne-
ten Konflikten mit der jeweiligen
Zentralregierung. Seit etwa einem
Jahr ist vor allem ihr Kampf gegen
die islamisch-fundamentalistische
Organisation Islamischer Staat (IS)
in den Blickpunkt gerückt, dessen
Milizen weite Teile Iraks und Sy-
riens unter ihre Kontrolle ge-
bracht haben. Auch die Sied-
lungsgebiete der Kurden sind da-
von betroffen bzw. bedroht. In Irak
erhalten die Kurden seit Jahr und
Tag massive militärische und sons-
tige Hilfe aus den USA – mit Billi-
gung der Türkei, solange Irakisch-
Kurdistan bei seinem distanzier-
ten bis feindseligen Verhältnis zur
nördlich der irakischen Grenze be-
heimateten Arbeiterpartei Kurdis-
tans (PKK) bleibt.
Deutschland verfolgt ein fast

deckungsgleiches Herangehen:
Die – türkischen – PKK-Kurden
sind hierzulande seit über 20 Jah-
ren als Terrororganisation einge-
stuft. Im autonomen Irakisch-
Kurdistan finden sich dagegen je-
de Menge deutsche Entwick-
lungsorganisationen. Seit dem
Vorjahr, ausgelöst von der wach-
senden Bedrohung der kurdi-
schen Siedlungsgebiete durch IS,
gibt es auch militärische Unter-
stützung. Derzeit sind offiziell 47
Bundeswehrangehörige als Aus-
bilder und Berater der Peschmer-
ga, der traditionellen kurdischen
Kämpfer, in der Autonomen Re-
gion stationiert.
Jetzt sollen weitere folgen, denn

auch die Jesiden sollen Bundes-
wehrhilfe erhalten. Die Jesiden
sind im Gegensatz zur übergroßen
Mehrheit der sunnitischen Kurden
keine Muslime, sondern eine – au-
ßerhalb der Autonomieregion – le-
bende religiöse Minderheit. Sie
wurden besonders im Sommer des
Vorjahres hart von IS-Milizen be-
drängt und teilweise zur Flucht ge-
zwungen. »Ab heute bildet die
Bundeswehr auch Jesiden im Kri-
sengebiet aus«, die ihre verlorene
Heimat zurückerobern wollten,
sagte Bundesverteidigungsminis-
terin Ursula von der Leyen am
Montag der »Bild«-Zeitung. Vor-
bereitet worden sei dies von Pesch-
merga-Kämpfern. Diese wollten
damit deutlich machen, dass alle
Volksgruppen und Religionen in
Irak gemeinsam gegen die radika-
len IS-Sunniten aufstehen.
Über die militärische Wirk-

samkeit der deutschen militäri-
schen Hilfe gibt es keine belast-
baren Einschätzungen, die öf-
fentlich bekannt sind. Die Kurden
loben sie überschwänglich und
wollen mehr, vor allemmehr Waf-
fen. Ungeachtet des deutschen
Gebots, keine Rüstungsgüter in
Krisengebiete zu liefern, verlangt
dies auch die NATO.
Die LINKE sieht dies ausge-

sprochen kritisch. Es befänden
sich bereits mehr als genug Waf-
fen in der Region, meint LINKE-
Außenpolitiker Jan van Aken. Die
Bundesregierung setze weiterhin
auf völlig falsche Strategien im
Irak-Konflikt. Sicher müsse sehr
viel getan werden, um IS zu be-
kämpfen. Aber Waffenlieferungen
und Militärausbildung in Nord-
irak gehörten nicht dazu.
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Welten, die uns trennen

Zu »EU-Asylsystem reif für Reform«,
22.6., S. 1
23 000 Glockenschläge für 23 000
tote Flüchtlinge sind eine große
Geste zum Gedenktag für die Opfer
von Flucht und Vertreibung. Es ist
mit an der Bundesregierung, die
Ursachen für die Fluchtbewegung
zu beseitigen. Stattdessen hat der
Bundestag das Mandat für Aus-
landseinsätze der Bundeswehr ver-
längert. Aus Ländern, wo die USA
mit der NATO Krieg führen oder
beteiligt sind, kommen die meisten
Flüchtlinge. So 2014 aus Afghanis-
tan fast drei und aus Syrien über
drei Millionen. Neben Krieg ist die
gnadenlose Ausbeutung der
menschlichen und natürlichen Res-
sourcen dieser Länder Grund für die
Massenflucht. Mit dem täglichen
Getöse, Deutschland sei mit den
Flüchtlingen überfordert, wird
Stimmung gemacht. In Deutschland
kommen auf 1000 Einwohner 3,5
Asylbewerber, im Libanon 257.
Welten, die uns trennen.
Wilfried Schubert, Güstrow

Groß und Klein ...

Zu »Tonnenweise in die Tonne«,
19.6., S. 17
Ich stimme allen Feststellungen
vollauf zu! Ergänzend möchte ich
zur Forderung, den Teller leer zu
essen, bemerken: In Einrichtungen,
wo es ein Büfett gibt, beobachte ich
leider nicht selten, dass Groß und
Klein ihre Teller unbedacht überla-
den, ja schlimmer noch: Eltern
schicken Drei- bis Fünfjährige allein
ans Büfett, wo die Kleinen wahllos
umhergrabbeln, ihre Teller über-
frachten. Leider fehlte der Hinweis,
dass die Großen bei sich und den
Kleinen darauf achten sollten, dass
nur »Beherrschbares« auf dem Tel-
ler landet und man dafür eben ein-
mal öfter ans Büfett gehen sollte.
Dann führt die Aufforderung, den
Teller leer zu essen, nicht zu Fett-
leibigkeit und Gesundheitsschäden,

sondern zum sorgfältigen und ach-
tungsvollen Umgang mit Nah-
rungsmitteln von Kindesbeinen an!
Hans-Ulrich Tittler, Berlin

Bizarre Behauptung

Zu »Rückfall in die Sowjetzeit der
30er Jahre«, 22.6., S. 7
Es ist gut, dass der ständigen Hetze
in den deutschen Medien gegen
Russland ein Bericht gegenüberge-
stellt wird, der zeigt, wie es in den
Medien der Ukraine und Litauens
zugeht. Die bizarre Behauptung der
ukrainischen Machthaber, dass die
»Separatisten« die Orte beschießen,
die sie selbst kontrollieren, erinnert
an den Ausspruch von Goebbels,
dass die Lüge nur groß genug sein
muss, um geglaubt zu werden.
Dr. Kurt Laser, Berlin

Eher scheinheilig

Zu »Mitten im Kalten Krieg«,
18.6., S. 5
Seit langem ist es Staatsdoktrin der
BRD, die DDR ständig zu diffamie-
ren und zu verteufeln. Sie selbst
umgibt sich mit einem Heiligen-
schein, der eher scheinheilig daher-
kommt. Dass auch Politiker der
Partei DIE LINKE die DDR zum Un-
rechtsstaat stempeln, ist für mich
nicht nachvollziehbar. Und wenn
ein Politiker der LINKEN feststellt,
dass Gewalt durch nichts und nie-
manden zu rechtfertigen sei, dann
verweise ich auf das Verbot der KPD
1956, auf die Kommunistenjagd,
Berufsverbote und Strafrenten so-
wie auf den Polizeieinsatz bei
Stuttgart 21 und andere! Vor allem
aber habe ich es satt, wenn Leute,
die 1953 noch gar nicht gelebt ha-
ben, von einem Volksaufstand in
der DDR reden, wie am 17.6. im
»Nordmagazin« des NDR!
Horst Hahn, Rowa

Beiträge in dieser Rubrik sind keine
redaktionellen Meinungsäußerungen.
Die Redaktion behält sich das Recht
Sinn wahrender Kürzungen vor.

KOMMENTIERT

Erdogans Drohung
Roland Etzel zum Drängen des türkischen Präsidenten auf Neuwahlen

Als hätte es keinen 7. Juni gegeben; keinen Wahltag in der Türkei, an dem
die Bevölkerung recht vernehmlich Nein gesagt hat zu Erdogans Plan, aus
dem türkischen Parlament eine Akklamationsmaschine unter präsidialer
Regentschaft zu machen. Der türkische Präsident verweigert sich einfach
der Einsicht, dass seine Partei die absolute Mehrheit gerade deshalb ver-
loren hat, weil immer mehr Menschen der Gedanke eines allmächtigen
Staatslenkers umso unheimlicher wurde, je mehr sich ihnen Erdogan als
der dafür Auserwählte aufdrängte.
Deshalb droht er bereits jetzt damit, Neuwahlen auszurufen, obwohl

nicht einmal die Hälfte der Zeit um ist, die eine Regierungsbildung dauern
darf. Damit es beim zweiten Mal – in Erdogans Sinn – besser klappt, muss
jetzt Verunsicherung beim Wähler gesät werden, zum Beispiel, indem
man ihm ein schlechtes Gewissen einredet für den gezeigten Ungehorsam.
Der Großwirtschaft ist diese Kiste wohl nicht sicher genug. Sie denkt

anscheinend nüchterner als der verhinderte Sultan. Deshalb sagt sie, sie
möchte keine Neuwahl, aber trotzdem Erdogan. Sie tut, was Industrie-
verbände in Situationen, wo der Platzhirsch gestolpert ist und politische
Alternativen drohen, häufig tun. Sie blicken ein bisschen nach Deutsch-
land und schwätzen von der Notwendigkeit einer Großen Koalition.

Minimaler Mindestlohn
Fabian Lambeck über die neue Lohnuntergrenze und deren geringe
Auswirkung auf die Zahl der Aufstocker

Die Anzahl der Menschen, die trotz eines Jobs auf Hartz IV angewiesen sind,
ist nach der Einführung des Mindestlohns nur leicht zurückgegangen. Das
Bundesarbeitsministerium nennt diese Entwicklung »erfreulich«. Dabei sind
die aktuellen Zahlen eher enttäuschend. Lediglich 45 000 der mehr als 1,2
Millionen Aufstocker müssen keine zusätzlichen Leistungen mehr beantragen.
Wobei niemand sagen kann, ob hier nicht überwiegend saisonale Effekte zum
Tragen kommen.
Ohnehin ist das Zahlenmaterial weniger erfreulich, als es das Ministerium

von Andrea Nahles darstellt. Die Zahl der Aufstocker bleibt nahezu konstant.
Das scheint jenen Recht zu geben, die meinen, ein Mindestlohn von 8,50 Euro
sei zu niedrig bemessen. Tatsächlich profitieren jene, die nur Teilzeit arbeiten
können oder wollen, kaum oder gar nicht von der Lohnuntergrenze. Auch bei
Familien, die sich vom Amt bezuschussen lassen müssen, weil das Einkommen
nicht reicht, gibt es keine Trendwende. Allenfalls ein paar glückliche Einzel-
fälle. Ein Mindestlohn sollte aber Menschen ermöglichen, auch ohne staatliche
Almosen über die Runden zu kommen. Die Zahl der Aufstocker hätte also
deutlich zurückgehen müssen. Davon kann aber keine Rede sein. Somit wird
immer deutlicher, dass die Lohnuntergrenze zu niedrig angesetzt wurde.

Sind ja nur die Alten!
Silvia Ottow über die Entscheidung, den Pflege-TÜV vorerst beizubehalten

Wie inzwischen jedes Kind weiß, ist es nicht ratsam, eine Pflegeeinrich-
tung für Oma nach den Noten auszusuchen, die der Medizinische Dienst
diesem Hause mit seinem Pflege-TÜV verliehen hat. Mit einer ernsthaften
Mängelprüfung durch einen Technischen Überwachungsverein hat diese
Abkürzung nämlich rein gar nichts zu tun.
In der Pflege steht TÜV eher für Tolldreiste Übertreibung & Vertu-

schung. Als das sogenannte Qualitätssystem für stationäre Pflegeeinrich-
tungen vor ein paar Jahren installiert wurde, hielten es viele Kritiker von
vorn herein für lachhaft. Es war absichtlich so gestaltet, dass Fröhlichkeit
und bunte Wände schlechte Betreuung ausgleichen konnten. Mit so einem
System würde es keine wirkliche Kontrolle geben, das war klar. Und ge-
nau das war ja auch beabsichtigt. Angehörige konnten bisher nur heraus-
finden, wie es im »Haus Sonnenschein« so zugeht, wenn sie das Team
Wallraff engagierten oder selbst in den Undercovereinsatz gingen.
Das soll trotz der schlechten Bewertung dieses Systems in den nächsten

Jahren so weitergehen, finden CDU und SPD. Frei nach dem Motto »Ist
der Ruf erst ruiniert, lebt es sich ganz ungeniert«, wollen sie vielleicht im
Jahr 2018 beginnen, über eine Reform des Pflege-TÜV nachzudenken.
Sind ja schließlich nur die Alten, um die es hier geht. Keine Autos.

FLATTERSATZ

»Scheitert der Euro …«
Kathrin Gerlof über eine verlorengegangene Silbe, eine teure Tote und eine deutsche Kernkompetenz

… scheitert Europa.« Angela Merkel
hat die Sprücheklopferei zu neuen
Weihen geführt. Und beim Sprüche-
klopfen ist sie wahrhaftig, wie es nie
jemand vor ihr war. Europa hat in
den vergangenen Jahren mit unser
fast aller stillschweigender oder täti-
ger Unterstützung eine Silbe verlo-
ren. Pa! könnte man rufen, was stört
uns das, wenn wir nur noch Euro
sind? Schließlich ist dies der Aus-
druck all unseres Wohlstandes. Der
Rest ist Gefühlsduselei. Ob das jetzt
Satire ist, weiß die Kolumnistin auch
nicht, aber Verzweiflung ist ja nur
ein Synonym für Satire.
Europa war eine gute Idee. Das

war die Erschaffung der Welt auch
und muss nichts heißen. Bei beidem
– der Welt und Europa – hat jemand
vergessen, den Reset-Knopf zu ins-
tallieren. Jetzt sitzen wir in der
Scheiße. Thomas Oppermann, der
als ironiefrei gilt, hat gesagt: »Ich bin
froh, dass Merkel und Hollande das
Thema zur Chefsache gemacht ha-
ben.« Und meint Griechenland, das
auf unserer Selektorenliste ganz
oben steht. Vielleicht steckt da doch
ein bisschen Häme dahinter, denn
dass die Franzosen einen solchen
Gondelkopf wie Hollande ertragen
müssen, mag den Oppermann ein
bisschen freuen.
Ansonsten vollendet Merkel ge-

meinsam mit den anderen Staats-
und Regierungschefs der Euro-
Gruppe (da fehlt die letzte Silbe
auch und zu Recht), was deren aller
Vorgänger angerichtet haben: eine
Idee so lange zuschanden geritten,
dass die nur noch die Karikatur ihrer
selbst ist. Erst den Griechen beim
Fälschen der Bilanzen tätig geholfen,
um sie reinzukriegen in die Euro-
Gruppe, und sie jetzt mit Hilfe ge-
fälschter Aussagen wieder raus-
schmeißen. Super gemacht – der
faule Grieche, wie wir ihn an die

Wand gemalt haben, wird in die Ge-
schichte eingehen. Wir glauben doch
sowieso alles, was uns »Bild« erzählt.
Merkel hat aus Europa das ge-

macht, was unter Schröder aus der
SPD geworden ist. Eine teure Tote,
die ein bisschen sabbert, sich
manchmal im Spiegel nicht erkennt
und hin und wieder doch daran er-
innert, was sie mal war, nur um
dann in eine noch schwärzere geisti-
ge Umnachtung zu fallen. Klingt im-
mer noch nicht wie Satire oder?
Eigentlich sollte das Thema ja

auch Selektorenliste, selektive
Wahrnehmung und die SUV-Klasse

sein. Sozusagen ein Sammelsurium
an Blödheiten und Bedrohlichkeiten.
Die Sau mit dem Vertrauensmann
des Bundestages, dem das Kanzler-
amt vielleicht die Selektorenliste der
NSA zur Verfügung stellt, damit der
die heimlich und abgeschirmt lesen
und dann dem Bundestag selektiv
berichten kann, ist schon vor einigen
Tagen durchs Dorf getrieben wor-
den. Die Welt hat sich gedreht und
den meisten Verbraucherinnen und
Verbrauchern geht das Ganze am
Hintern vorbei. Deutschland hat eine
historische Kernkompetenz in Bezug
auf Selektion, Selektoren und Listen,
das wird schon alles gut gehen. Und
wenn die Liste halt nur einer lesen
darf, bitte, das genügt doch – es sit-
zen eh zu viele im Parlament rum
und verballern unser Geld. An ande-
rer Stelle goutieren wir, dass unsere
Regierung die Kernkompetenz der
Selektion richtig einzusetzen weiß.
Bei den Flüchtlingen nämlich. Das ist
dann übrigens auch ein bisschen
traurig mit den Griechen, sollten die
uns wirklich verlassen. Die Festung
Euro (fast wäre mir die verlorenge-
gangene Silbe reingerutscht) kriegt
da möglicherweise eine Schwach-
stelle. Merkel und ihr Innenminister
haben noch immer nicht die Frage
beantwortet, wie tot man eigentlich
sein muss, um nach Euro zu dürfen.
Noch mal Pa!
Der SUV muss jetzt warten. Hier

sollte noch eine Satire dazu stehen,
dass uns manche Wirtschaftsberichte
von eigentlich guten Tageszeitungen
aus dem süddeutschen Raum weis-
machen wollen, wie toll es ist, dass
Daimler so viel Kohle mit Gelände-
wagen macht. Weil die ja dann die
Gewinne in die Produktion von
Elektroautos stecken können. Viel-
leicht stirbt EuroPa! Nicht wegen des
Euro, sondern wegen fahrlässiger
Tötung und Verblödung.

Kathrin Gerlof
ist Schriftstellerin und
Journalistin und lebt in Berlin.
Foto: Rico Prauss

PERSONALIE

Zweite Wahl
Von Martin Hatzius

Als die Berliner Philharmoniker im
Mai nach mehreren ergebnislosen
Wahlgängen der wartenden Pres-
se ihr Scheitern bei der Benen-
nung eines neuen Chefdirigenten
eingestehen mussten, beharrte ihr
Sprecher darauf, dass sich die Mu-
siker für das weitere Vorgehen Zeit
nehmen würden. Bis man sich auf
einen Kandidaten einigen werde,
könne durchaus ein Jahr verstrei-
chen. Nun ging es doch deutlich
schneller. Exakt sechs Wochen
nach demerstenVersuch gaben die
Philharmoniker am Montag die
Personalie bekannt, um die so in-
tensiv gerungen worden war: Der
Nachfolger von Simon Rattle, der
die Philharmoniker 2018 planmä-
ßig verlässt, heißt Kirill Petrenko.
Der 1972 im sibirischen Omsk

geborene Russe ist in Berlin kein
Unbekannter: Seit 2002 General-
musikdirektor der Komischen
Oper, hinterließ er einen exzel-
lenten Ruf, als er das Haus 2007
verließ. Die Philharmoniker selbst
haben ihn als dreimaligen Gast-
dirigenten erlebt und offenbar in
guter Erinnerung behalten. Als
möglicher Rattle-Nachfolger galt
er von Anfang an, soll aber zu-
nächst abgewinkt haben. Als ein-
ziges Spitzenorchester der Welt
wählen die Philharmoniker ihren
Chefdirigenten selbst.
Wahre Begeisterungsstürme

schlugen Petrenko 2013 entge-
gen, als er bei den Bayreuther
Festspielen Wagners »Ring des
Nibelungen« einstudierte, Insze-

nierung: Frank Castorf. »Ohne
vordergründiges Pathos«, schrieb
nd-Rezensent Roberto Becker da-
mals, habe Petrenko das Mam-
mutwerk spielen lassen, »mit viel
Sinn fürs transparente Detail und
die musikalische Rede.«
Petrenko, seit September 2013

Generalmusikdirektor der Bayri-
schen Staatsoper in München, trug
maßgeblich dazu bei, dass diese
2014 zum »Opernhaus des Jah-
res« gekürt wurde. Gleichzeitig
wählten die von der Zeitschrift
»Opernwelt« befragten Kritiker ihn
zum Dirigenten und seine Musiker
zum Orchester des Jahres. Sein
Vertrag in München läuft bis 2018,
soll aber, wie Intendant Nikolas
Bachler mitteilte, möglichst ver-
längert werden. Wann Petrenko in
Berlin anfängt, muss in den nächs-
ten Wochen ausgehandelt wer-
den, so die Philharmoniker.

Kirill Petrenko wird 2018 Chefdiri-
gent der Berliner Philharmoniker.
Foto: dpa/Victoria Bonn-Meuser
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»War die DDR 
ein Unrechtsstaat?«
Ein Begriff, die friedliche Revolution 
von 1989 und das Erbe der Wende

Philipp Lengsfeld (CDU) und Steffen 
Bockhahn (DIE LINKE) im Gespräch mit 
nd-Chefredakteur Tom Strohschneider

Salon der Rosa-Luxemburg-Stiftung
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10243 Berlin
Eine Kooperation von Rosa-Luxemburg-Stiftung 
und neues deutschland
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Schlichterspruch im
Kitastreit am Dienstag
Berlin. In der Tarifauseinander-
setzung für die Kitaerzieher wird
der Schlichterspruch voraussicht-
lich am Dienstag verkündet. Das
wurde am Montag aus Verhand-
lungskreisen bekannt. Die Ge-
spräche dauerten bei nd-Redakti-
onsschluss an. Nach drei Wochen
Streik hatten sich die kommuna-
len Arbeitgeber und die Gewerk-
schaften ver.di, GEW und der Be-
amtenbund dbb Anfang Juni erst-
mals wieder zusammengesetzt.
Nach zähen Verhandlungen ver-
kündeten beide Seiten ein Schei-
tern und leiteten die Schlichtung
ein. Die Schlichter sind der frü-
here sächsische Ministerpräsident
Georg Milbradt (CDU) und der
einstige Hannoveraner Oberbür-
germeister Herbert Schmalstieg
(SPD). Die Gewerkschaften for-
dern Einkommenserhöhungen für
die rund 240 000 Beschäftigten im
Sozial- und Erziehungsdienst im
Umfang von durchschnittlich zehn
Prozent. dpa/nd

Protest gegen fehlendes
Personal im Krankenhaus
Berlin. Mehr als 1300 Kranken-
häuser wollen nach Angaben von
ver.di am Mittwoch den bundes-
weiten Protest gegen den Perso-
nalengpass in den Krankenhäu-
sern unterstützen. Ziel sei es, die
zeitgleich in Bad Dürkheim ta-
genden Gesundheitsminister des
Bundes und der Länder zu einer
gesetzlichen Regelung zur besse-
ren Personalausstattung der Kli-
niken zu drängen, teilte die Ge-
werkschaft am Montag in Berlin
mit. Bundesweit seien Beschäf-
tigte in Kliniken aller Träger auf-
gerufen, in einer symbolischen
Aktion jeden fehlenden Arbeits-
platz sichtbar zu machen, indem
sie zu einem vereinbarten Zeit-
punkt Nummernkarten von 1 bis
162 000 hochhalten. »In den
Krankenhäusern fehlen 162 000
Stellen, darunter allein 70 000 in
der Krankenpflege«, erklärte
ver.di-Vorstandsmitglied Sylvia
Bühler. epd/nd

AfD-Schiedsgericht
zweifelt Satzung an
Berlin. Die AfD hat bei der Ver-
abschiedung ihrer Satzung Fehler
gemacht, ihr für Anfang Juli ge-
planter Bundesparteitag in Essen
wird dadurch aber nicht infrage
gestellt. Das geht aus einem Ur-
teil des AfD-Bundesschiedsge-
richts am Montag hervor. Darin
heißt es, bei der Abstimmung über
die Satzung seien die Regeln für
eine »demokratische Willensbil-
dung« verletzt worden, weil die
Teilnehmer des Bremer Parteita-
ges am 30. Januar 2015 auf zwei
Gebäude aufgeteilt wurden. Soll-
ten sich zwei Drittel der Partei-
mitglieder allerdings in Essen für
die Bremer Satzung aussprechen,
so könne diese nachträglich doch
noch abgesegnet werden. dpa/nd

Weniger Aufstocker sind noch kein Erfolg
Wer aus der Statistik herausfällt, hat deswegen nicht zwangsläufig plötzlich eine anständig bezahlte Arbeit
Wie wirkt der Mindestlohn? Aktu-
elle Zahlen zu den Aufstockern zei-
gen, dass sich das derzeit nicht ein-
deutig beurteilen lässt.

Von Grit Gernhardt

Als das Mindestlohngesetz verkündet
wurde, jaulten Arbeitgeber wegen be-
fürchteter Mehrkosten auf – die Bun-
desagentur für Arbeit (BA) dagegen
freute sich: Mit jährlichen Einsparun-
gen von 600 bis 900 Millionen Euro
allein im Bereich der Aufstocker rech-
nete BA-Vorstand Heinrich Alt Ende
Februar. Um 60 000 Menschen werde
sich die Gruppe der alleinlebenden
Aufstocker mit einer Vollzeitstelle
verringern, prognostizierte er.
Und die aktuelle Entwicklung

scheint ihm recht zu geben: Die An-
zahl derjenigen, die trotz eines Jobs
auf Sozialleistungen angewiesen sind,
verringerte sich von Dezember 2014
bis Februar 2015 von 1,268 Millionen
auf rund1,223Millionen.Das geht aus
der Antwort der Bundesregierung auf
eine Anfrage des sozialpolitischen
Sprechers der Grünen im Bundestag,
Wolfgang Strengmann-Kuhn, hervor.
Mit dem Rückgang um rund 45 000
Personen mussten im Februar noch
27,8 Prozent der 4,3 Millionen er-
werbsfähigen Hartz-IV-Bezieher auf-
stocken – im Dezember waren es 29,3
Prozent gewesen. Neuere Daten sind
nicht verfügbar, was eine Prognose für
das laufende Jahr schwierig macht.
Zudem sind die Zahlen nicht so

eindeutig ein Grund zum Jubeln, wie
es scheint. Zunächst einmal gehören
zur Gruppe der »erwerbstätigen Auf-
stocker«, nach denen die Grünen ge-
fragt hatten, zum Beispiel Selbst-
ständige, die geringe Einnahmen mit
Sozialleistungen aufstocken. Für sie

gilt der Mindestlohn nicht. Auch sind
in den Zahlen nur rund 600 000 »ech-
te« Aufstocker enthalten. Sie verdie-
nen so wenig, dass sie zusätzlich
Hartz IV brauchten. Die anderen rund
600 000 leben von Sozialleistungen
und verdienen sich – etwa mit einem
Minijob – etwas hinzu, berichtete die
»Süddeutsche Zeitung«.
Und auch jahreszeitliche Einflüsse

können nicht ausgeschlossen werden.

Die Bundesagentur warnte am Mon-
tag davor, die Zahlen überzubewer-
ten. Eine Sprecherin sagte, dass die
Zahl der abhängig beschäftigten Auf-
stocker rund um den Jahreswechsel
immer zurückgehe. Grund seien Kün-
digungen in wetterabhängigen Bran-
chen wie der Bauwirtschaft. Der
Rückgang sei 2015 allerdings stärker
ausgefallen als in den vergangenen
Jahren, das deute auf einen Zusam-

menhang mit dem Mindestlohn hin,
so die Sprecherin. In den Vorjahren
waren die Zahlen der Aufstocker
ebenfalls gesunken – von 2012 auf
2013 etwa um rund 15 000 und von
2013 auf 2014 um fast 12 000.
Die Aufstockerzahlen eignen sich

allerdings grundsätzlich nicht, um ei-
nen Erfolg des Mindestlohnes daran
abzulesen: Verlieren bisher aufsto-
ckende Angestellte oder Minijobber

ihre Stelle, weil ihren Arbeitgebern die
8,50 Euro Stundenlohn zu viel sind,
wirkt sich das zwar positiv auf die Sta-
tistik aus. Von einem Erfolg könnte
man aber nur sprechen, wenn sie
stattdessen einen anständig bezahl-
ten Arbeitsplatz bekämen. Dazu feh-
len belastbare Zahlen. Laut einer Stu-
die des Institutes für Weltwirtschaft in
Kiel gab es im März 2015 rund
160 000 Minijobs weniger als im Vor-
jahresmonat. Viele bisherige Mini-
jobber dürften damit nun allein auf
Hartz IV angewiesen sein.
Der Deutsche Gewerkschaftsbund

(DGB) freute sich am Montag den-
noch über die Entwicklung. Die Zah-
len passten zu weiteren Daten, die
zeigten, dass die Beschäftigung ins-
gesamt zugenommen habe, sagte
DGB-Vorstand Stefan Körzell der
Nachrichtenagentur epd – ohne das
jedoch näher auszuführen.
Strengmann-Kuhn dagegen kriti-

sierte, der Mindestlohn gehe an den
meisten erwerbstätigen Hartz-IV-Be-
ziehern vorbei. Er reiche nicht aus, um
Teilzeitbeschäftigte oder Familien aus
dem Bezug herauszuholen. Auch für
Sabine Zimmermann, arbeitsmarkt-
politische Sprecherin der Linksfrakti-
on im Bundestag, sind die Zahlen kei-
ne Erfolgsmeldung. Sie zeigten eher
den »deutlichen Nachbesserungsbe-
darf beim Mindestlohn«, sagte sie ge-
genüber »nd«. Solange es Ausnahmen
gebe und die Höhe zu gering sei, um
ein existenzsicherndes Einkommen zu
erzielen, wirke der Mindestlohn eben
nicht. Ein großes Problem seien auch
prekäre Teilzeitarbeitsverhältnisse, so
Zimmermann. Dort bekommen Be-
schäftigte zwar 8,50 Euro pro Stunde,
wegen der geringen Wochenarbeits-
zeit reicht das aber nicht, um vor Ar-
mut zu schützen. Kommentar Seite 4

Besonders Alleinerziehende sind zusätzlich zu Teilzeit- oder prekären Jobs oft auf Hartz IV angewiesen. Foto: Imago/Ralph Peters

Gut bezahlt, schlecht geschützt
Neue Studie des Wirtschaftsministeriums zu Gefängnisarbeit in der DDR

Arbeit in Gefängnissen ist welt-
weit üblich. In der DDRhabe sie je-
doch unter so prekären Bedin-
gungen stattgefunden, dass sie als
»Zwangsarbeit« einzustufen sei –
behauptet eine neue Studie.

Von Velten Schäfer

Dass die Insassen von DDR-Gefäng-
nissen zu Arbeit verpflichtet waren,
ist »für sich genommen keine zu
skandalisierende Tatsache«, schreibt
der Potsdamer Historiker Jan Phi-
lipp Wölbern in seiner Studie »Die
historische Aufarbeitung der
Zwangsarbeit politischer Häftlinge
im Strafvollzug der DDR«. Die UN
verlangen von ihren Mitgliedern ei-
ne sinnvolle Beschäftigung von Ge-
fangenen, das Grundgesetz erlaubt
ausdrücklich »Zwangsarbeit« bei ge-
richtlichem Freiheitsentzug.
Gleichfalls nicht skandalisieren

lässt sich der Studie zufolge das ge-
zahlte Entgelt: Dieses lag in der Ul-
bricht-Ära bei 25 Prozent des übli-
chen Lohnes, nach Inkrafttreten des
DDR-Strafvollzugsgesetzes 1977 bei
18 Prozent, wenn auch im soge-
nannten Strengen Vollzug teils nur
sieben Prozent ausgezahlt wurden.
In der alten Bundesrepublik belief
sich dieses Verhältnis, wie Wölbern
schreibt, auf höchstens sechs Pro-
zent. Für die Gegenwart ist von et-
wa neun Prozent auszugehen.
Auch wurde in der DDR 1977 Ge-

fängnisarbeit vollumfänglich sozi-
alversichert, was in der Bundesre-
publik noch immer nicht der Fall ist:
Deren auch 1977 verabschiedetes
Strafvollzugsgesetz fordert dies
zwar, doch ergeben sich –worauf die
vom Bundeswirtschaftsministerium
beauftragte Studie nicht eingeht –
aus Gefängnisarbeit bis heute etwa
keinerlei Rentenansprüche.
Dass die Studie die Gefängnisar-

beit in der DDR nicht als legitime Ar-
beitsverpflichtung, sondern als ille-

gitime »Haftzwangsarbeit« einstuft,
sei, wie Wölbern schreibt, »zwar
problematisch, aber in differenzier-
ter Form durchaus begründbar.«
So wurde, was eine von der DDR

nicht gezeichnete Norm der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation
(ILO) verbietet, Arbeit insofern als
politisches Zwangsmittel eingesetzt,
als viele (während der 1980er stark
abnehmend) Gefangene nur wegen
politischer Abweichung, »Republik-
flucht« o.ä. verurteilt wurden.
Mit dem Blick speziell auf die

»Politischen« lasse sich zweitens von
illegitimen Verhältnissen sprechen,
insofern diese gegenüber den »Kri-

minellen« im Arbeitsprozess be-
nachteiligt worden seien. Eine sys-
tematische Schlechterbehandlung
sei nicht belegbar, doch könne dies
angesichts üblicher Gefängnishie-
rarchien angenommen werden: Von
Funktionen wie der des »Brigadiers«
waren »Politische« ausgeschlossen –
und die »Kriminellen« in diesen Po-
sitionen hätten ihnen oft harte oder
gefährliche Arbeit zugewiesen. Be-
richte von Gefangenen nennen aber
auch positive Aspekte: Abwechs-
lung im bedrückenden Haftalltag.
Drittens stützt die Studie ihr Fa-

zit illegitimer Haftzwangsarbeit auf
die These, dass diese Arbeit im Ge-
gensatz auch zu DDR-Gesetzen nicht
primär »Erziehung« oder »Resozia-
lisierung« gedient und auch nicht die

Fähigkeiten der Gefangenen be-
rücksichtigt, sondern ökonomischen
Notwendigkeiten gehorcht habe und
in die Wirtschaftsplanung einbezo-
gen worden sei. Obgleich Wölbern
den Anteil von Gefängnisarbeit an
der Wirtschaftsleistung auf nur 0,2
bis 0,9 Prozent beziffert und an ei-
nem Beispiel vorrechnet, dass diese
insgesamt unprofitabel war, habe sie
dennoch eine erhebliche Bedeutung
gehabt. Häftlinge seien an »neural-
gischen Punkten« eingesetzt wor-
den, für die sich keine Beschäftigten
gefunden hätten und teils auch zur
Erwirtschaftung von Devisen.
Weiterhin seien die Arbeitsbe-

dingungen massiv hinter üblichen
Standards zurückgeblieben. Der
»Zwangscharakter« der Gefängnis-
arbeit »resultierte (...) weniger aus
der (...) Tätigkeit an sich«, so
Wölbern, als daraus, dass die Ar-
beitsbedingungen »vielfach äußerst
schlecht« waren. Dies belegten auch
behördliche Berichte. Gefangene
seien oft in der Elektro-, Metall- und
Textilbranche eingesetzt gewesen
und kaum in der Chemie-, der Ener-
gie- und der Baustoffindustrie.
Wölbern zeichnet ein differen-

zierteres Bild als Staatssekretärin Iris
Gleicke und BStU-Chef Roland Jahn,
die seine Studie präsentierten – wo-
bei Gleicke sich hinsichtlich von Ent-
schädigungen prophylaktisch »sehr
skeptisch« zeigte. Kritisch anzu-
merken ist, dass nicht immer deut-
lich wird, ob sich die Diagnose des
»Zwangscharakters« nur auf die Ar-
beit politischer oder aller Gefange-
nen bezieht. Zudem wäre, wenn et-
wa die schlechtere Gesundheitsver-
sorgung in Haft skandalisiert wird,
zumindest zu berücksichtigen, dass
sich diesbezüglich auch in westli-
chen Rechtsstaaten große Diskre-
panzen ergeben – und auch in der
Bundesrepublik etwa das Verwei-
gern von Haftarbeit unter empfind-
lichen Sanktionsdrohungen steht.

»Die Verwendung des
Begriffs Haftzwangs-
arbeit ist problema-
tisch, aber in differen-
zierter Form durchaus
begründbar.«
Jan Philipp Wölbern,
Historiker in Potsdam

Pflege bleibt benotet
Heimbewertung wird trotz Kritik nicht ausgesetzt

Berlin. Die Pflegenoten, mit denen
bisher Heime bewertet werden, wer-
den vorerst nicht abgeschafft. In der
Übergangszeit bis zur Schaffung ei-
nes neuen Bewertungssystems für die
Pflegeheime im Jahr 2018 solle das
bisherige Notensystem beibehalten
werden, hieß es am Montag aus Koa-
litionskreisen. Zuvor hatte die »Frank-
furter Allgemeine Zeitung« berichtet,
die Fachleute von Union und SPD hät-
ten sich darauf verständigt, vorerst an
den Pflegenoten festzuhalten. Mittel-
fristig soll das Bewertungssystem aber
überarbeitet werden, damit es aussa-
gekräftiger wird.

Der Patientenbeauftragte der Bun-
desregierung, Karl-Josef Laumann
(CDU), hatte auf eine Aussetzung der
Pflegenoten gedrängt, weil sie aus
seiner Sicht untauglich sind. Er woll-
te sie stattdessen durch einen schrift-
lichen Bericht ersetzen. Die SPD will
dagegen an den Noten festhalten.
Laumann, erklärte amMontag: »Ich

bin nach wie vor der Meinung, dass
wir sie schnellstmöglich aussetzen
sollten, weil sie die Bürger in die Irre
führen.« Man werde in den nächsten
Wochen versuchen, bei der SPD
»Überzeugungsarbeit« zu leisten.
Agenturen/nd Kommentar Seite 4



Bartels fordert mehr
Waffen für die Truppe
Wehrbeauftragter: Bundeswehr für NATO nicht gerüstet

Der Wehrbeauftragte will die Bun-
deswehr massiv aufrüsten. Als Be-
gründung muss der Krieg im Osten
der Ukraine herhalten.

Berlin. Die Bundeswehr muss nach
Ansicht des Wehrbeauftragten Hans-
Peter Bartels aufgrund der wachsen-
den Spannungen zwischen dem Wes-
ten und Russland aufgerüstet wer-
den. »Die Toleranz für Ausrüstungs-
lücken muss ein Ende haben«, er-
klärte der SPD-Politiker in der »Welt«.
Als Beispiel führt er die Beteiligung
deutscher Einheiten an der ersten
Übung der neuen NATO-Speerspitze
in Polen in den vergangenen Tagen
an. »Das Gerät dafür musste aus der

gesamten Bundeswehr zusammen-
gekratzt werden. Diese Art der Man-
gelverwaltung sollte angesichts der
dramatisch veränderten sicherheits-
politischen Lage schleunigst beendet
werden.«
Konkret forderte Bartels mehr

Schützenpanzer. »Bestellt sind zum
Beispiel 350 Puma – das ist zu we-
nig.« Also müsse Verteidigungsmi-
nisterin Ursula von der Leyen (CDU)
»jetzt entweder nachordern oder
entscheiden, eine bestimmte Zahl des
alten Marder-Schützenpanzers län-
ger zu nutzen und zu modernisie-
ren«. Auch bei anderen Hauptwaf-
fensystemen wie dem Kampfpanzer
Leopard II oder dem Transportpan-
zer Boxer müssten »100 Prozent des
Strukturbedarfs auch wirklich da
sein«, forderte der Wehrbeauftragte.
Bartels empfahl darüber hinaus eine
Vollausstattung ebenfalls bei den
Beständen an Munition, gepanzer-
ten Geländewagen oder Nachtsicht-
geräten.
Nötig dafür ist laut Bartels ein Auf-

wuchs des Wehretats: »Künftig sollte
der Verteidigungsetat mit dem Brut-
toinlandsprodukt mitwachsen«, for-
derte er. Von zusätzlichen Steuer-
einnahmen müsse »ein Teil auch in
die Bundeswehr gehen«. Der Wehr-
beauftragte verlangte, mittelfristig
1,3 Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts (BIP) für die Verteidigung aus-
zugeben. In diesem Jahr sind es dem
Bericht zufolge 1,16 Prozent des BIP,
im kommenden Jahr 1,15 Prozent.
Agenturen/nd
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Hinweise auf zweite
Bombe bei Wiesn-Attentat
München. 35 Jahre nach dem At-
tentat auf das Münchner Okto-
berfest mehren sich Hinweise auf
einen zweiten Sprengsatz. Ein
Mann, der bei dem Anschlag von
der in einem Papierkorb explo-
dierten Bombe schwer verletzt
wurde, berichtete in der »Süd-
deutschen Zeitung« über eine
Stichflamme, die knapp zehn Me-
ter von ihm entfernt 80 Zentime-
ter hoch aus einem Gully geschla-
gen sei. Warum es eine Stichflam-
me gegeben haben soll, ohne dass
die Bombe richtig explodierte,
blieb jedoch offen. Der Opferan-
walt Werner Dietrich bestätigte,
der damals schwer verletzte Mann
habe über seine Beobachtung so-
fort nach dem Attentat gespro-
chen und sei noch im Kranken-
haus vernommen worden. Die
Vernehmung habe sich aber we-
der in den Haupt- noch in den Spu-
renakten befunden. Opfervertreter
werfen den Ermittlern von damals
Vertuschung vor. dpa/nd

Kein Prozess gegen
ehemaligen KZ-Sanitäter
Neubrandenburg. Ein ehemaliger
KZ-Sanitäter kommt ohne Ge-
richtsverfahren davon. Wie das
Landgericht Neubrandenburg am
Montag mitteilte, leidet der 94-
Jährige, der im Konzentrations-
lager Auschwitz tätig war, an Al-
tersdemenz, die bei ihm zu aus-
geprägten kognitiven Einschrän-
kungen führte. Das sei durch ärzt-
liche und psychologische Gut-
achten belegt, sagte Gerichts-
sprecher Carl Christian Deutsch.
Das Landgericht habe daher die
Eröffnung des Hauptverfahrens
gegen den Mann abgelehnt. Er er-
halte für die etwa sechswöchige
Untersuchungshaft eine Entschä-
digung von maximal 25 Euro pro
Tag. dpa/nd

CSU will Länder zu hartem
Flüchtlingskurs zwingen
München. Die CSU will die Zu-
stimmung der Bundesländer zur
Reduzierung der Asylbewerber-
zahlen aus Südosteuropa durch-
setzen. CSU-Chef Horst Seehofer
will die in Aussicht gestellten Zu-
schüsse des Bundes zur Flücht-
lingsunterbringung an Zuge-
ständnisse der Bundesländer bei
der Verschärfung der Rechtsvor-
schriften knüpfen. Das sagte CSU-
Generalsekretär Andreas Scheuer
amMontag nach einer Sitzung des
Parteivorstands. Im Konflikt mit
der EU-Kommission um die Pkw-
Maut will es Bundesverkehrsmi-
nister Alexander Dobrindt indes
auf einen Prozess vor dem Euro-
päischen Gerichtshof ankommen
lassen: »Wir werden beim EuGH
gewinnen, die Situation ist ein-
deutig«, so Dobrindt. dpa/nd

Volker Beck erhält
Leo-Baeck-Preis 2015
Berlin. Volker Beck erhält den
diesjährigen Leo-Baeck-Preis des
Zentralrates der Juden in Deutsch-
land. Der grüne Bundestagsabge-
ordnete werde damit für sein be-
harrliches Engagement für die jü-
dische Gemeinschaft und seinen
Kampf gegen Antisemitismus aus-
gezeichnet, teilte der Zentralrat am
Montag in Berlin mit. Der Preis soll
Anfang November verliehen wer-
den. epd/nd

Lange Zeit unbekannt
KoKo-Chef Alexander Schalck-Golodkowski verstarb mit 82 Jahren
Er war so etwas wie der Erzkapi-
talist im Dienste des Staatssozia-
lismus und der Devisenbeschaffer
der DDR. Zuletzt lebte er zurück-
gezogen am Tegernsee.

Von Dieter Janke

Alexander Schalck-Golodkowski ist
tot. Wie am Montag bekannt wurde,
verstarb der als »Devisenmacher« der
DDR bekannt gewordene 82-Jährige
bereits am Sonntagabend nach lan-
ger Krankheit in seinem Haus im
oberbayerischen Rottach-Egern.
In den vergangenen Jahren war es

um den für den inoffiziellen Handel
der DDR mit dem kapitalistischen
Ausland zuständigen Leiter des Be-
reichs »Kommerzielle Koordinie-
rung« (KoKo) ruhig geworden. Über
zwei Jahrzehnte war »der große
Alex«, wie ihn Freunde und Kollegen
nannten, ein unentbehrlicher Mitar-
beiter der DDR-Führung gewesen.
Seine westdeutschen Gesprächs- und
Verhandlungspartner, die mit ihm
vorwiegend im Stillen um für beide
Seiten nützliche Geschäftsabschlüsse
im Ost-West-Handel rangen, schätz-
ten die bedingungslose Zuverlässig-

keit des »Managertyps«. Hüben wie
drüben galt Schalck als der ver-
schwiegene Macher, der, wie er spä-
ter selbst freimütig einräumte, schon
frühzeitig erkannt hatte, dass in der
DDR wirtschaftliche Interessen
mächtiger gewesen waren als das
Weltanschauliche.
Der DDR-Öffentlichkeit war seine

Person hingegen weitestgehend un-
bekannt geblieben, was quasi eine der
wichtigsten Geschäftsgrundlagen des
offiziell dem Außenhandelsministe-
rium unterstellten KoKo-Bereichs
war. Real war Schalck dem für Wirt-
schaftsfragen im SED-Politbüro zu-
ständigen Günter Mittag direkt un-
terstellt. Gleichzeitig berichts-

pflichtig war er dem Chef der Staats-
sicherheit, Erich Mielke. 1981 nahm
er an den Verhandlungen zwischen
dem damaligen Bundeskanzler Hel-
mut Schmidt und dem DDR-Staats-
ratsvorsitzenden Erich Honecker im
Jagdhaus Hubertusstock am Wer-
bellinsee teil. Zwei Jahre später war
Schalck der Strippenzieher für die er-
folgreichen Verhandlungen mit dem

bayerischen Ministerpräsidenten
Franz Josef Strauß über einen west-
deutschen Milliardenkredit für die
DDR.
Jener wirtschaftlichen und politi-

schen Machtfülle war eine steile Kar-
riere des gelernten Feinmechanikers
vorausgegangen. Noch vor Ende sei-
nes Studiums war der gebürtige Ber-
liner ab 1956 Hauptverwaltungslei-

ter beim Ministerium für Außenhan-
del und InnerdeutschenHandel. 1958
wurde er außerdemzumVertreter des
Außenhandels in der Ständigen Kom-
mission für Bauwesen des Rates für
Gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW)
ernannt. 1966 wurde er für den neu
gegründeten KoKo-Bereich zustän-
dig, zu dem Ende der 1980er Jahre
rund 200 Firmen gehörten. Ca. 25
Milliarden D-Mark wurden hier nach
Angaben Schalcks bis 1989 für die
notorisch unter Mangel an frei kon-
vertierbarer Währung leidende DDR
eingespielt. In seinen im Frühjahr
2000 erschienenen »Deutsch-deut-
schen Erinnerungen« bezeichnete
Schalck sich selbst als »ehrbaren
Kaufmann«, der stets das Beste für die
Menschen in der DDR getan und sich
von den Gemeinheiten des Apparats
ferngehalten habe. Der Bereich KoKo
habe »nicht genutzte ökonomische
Ressourcen der Volkswirtschaft ge-
zielt zur Devisenerwirtschaftung«
eingesetzt. Dazu zählten auch Kunst-
werke und Antiquitäten, die zum Teil
staatlichen Museen und Sammlun-
gen wie auch Privatleuten abgepresst
und in die Bundesrepublik veräußert
wurden – sowie Waffen, die auch in
Krisengebiete exportiert wurden.
Als jene Geschäfte in der emoti-

onsgeladenen Atmosphäre des Wen-
deherbstes von 1989 Stück für Stück
in den Fokus der Öffentlichkeit rück-
ten, war nicht nur die im engsten Kreis
um Egon Krenz geborene Idee ver-
brannt, Schalck-Golodkowski, der
»sich in der Ökonomie und im Um-
gang mit der BRD« auskenne, zum
neuen DDR-Regierungschef zu ma-
chen. Der KoKo-Chef fürchtete sogar
um sein Leben. Aus Sorge, »als Sün-
denbock für die skandalösen Ma-
chenschaften des SED-Regimes unter
Honecker aufgebaut zu werden, um
die Schuld von anderen abzulenken«,
floh er am 2. Dezember 1989 nach
West-Berlin. Hier saß er gut einenMo-
nat lang in Untersuchungshaft, be-
treut vom Bundesnachrichtendienst.
Nach seiner spektakulären Flucht
folgten mehrere parlamentarische
Untersuchungsausschüsse, Prozesse
und zwei Verurteilungen zu Haft-
strafen von insgesamt 28Monaten, die
beide zur Bewährung ausgesetzt wur-
den. Über 20 Jahre lang lebte Schalck-
Golodkowski, zuletzt zurückgezogen,
in Rottach-Egern am Tegernsee.

Alexander Schalck-Golodkowski Foto: dpa/Martin Gerten

Seine westdeutschen
Verhandlungspartner
schätzten die
bedingungslose
Zuverlässigkeit des
»Managertyps«.

Zschäpe erwägt
erstmals Aussage
NSU-Prozess: Angeklagte will Anwältin loswerden

Wird Beate Zschäpe ihr Schwei-
gen brechen? Sie beschäftige sich
mit dem Gedanken, das zu tun,
teilt die Hauptangeklagte imNSU-
Prozess mit.

München. Überraschende Nachricht
nach zwei Jahren NSU-Prozess: Die
mutmaßliche Naziterroristin Beate
Zschäpe erwägt nach eigenen An-
gaben, ihr Schweigen zu brechen. In
den mehr als 200 Verhandlungsta-
gen hatte die Hauptangeklagte bis-
lang zur Sache kein Wort gesagt. In
einem Schreiben an das Münchner
Oberlandesgericht teilte Zschäpe
nun mit, dass sie sich »durchaus mit
dem Gedanken beschäftige, etwas
auszusagen«. Eine weitere Zusam-
menarbeit mit ihrer Verteidigung sei
nicht mehr möglich.
In dem Schreiben an das Gericht

musste Zschäpe erneut begründen,
warum sie ihre Verteidigerin Anja
Sturm loswerden möchte. Die An-
geklagte hatte vor kurzem deren
Entpflichtung beantragt.
Zschäpe muss sich als Mittäterin

für die Taten des Nationalsozialis-
tischen Untergrund (NSU) verant-
worten, darunter zehn überwie-
gend rassistische Morde und zwei
Sprengstoffanschläge. Sie wirft ih-
ren drei Verteidigern Sturm, Wolf-
gang Heer und Wolfgang Stahl da-
rin vor, diese hätten ihr mit dem En-
de des Mandats gedroht, sollte sie
ihre Strategie ändern und eine Aus-
sage zu einzelnen Vorwürfen ma-
chen wollen. Die Anwälte würden

dann einen Antrag formulieren mit
dem Ziel, »ihre Bestellung aufzu-
heben«. »Ich fühle mich geradezu
erpresst«, schrieb Zschäpe.
Die drei Juristen wiesen die Vor-

würfe der Angeklagten in getrenn-
ten Schreiben an das Gericht zu-
rück. Insbesondere widersprachen
sie der Darstellung, ihrer Mandan-
tin gedroht zu haben. Der Schrift-
wechsel macht deutlich, dass
Zschäpe sich bislang offenbar nicht
einmal ihren Verteidigern gegen-
über umfassend anvertraut hat. Und
er zeigt, wie angespannt das Ver-
hältnis insgesamt ist.
In einem Brief an ihre Mandan-

tin, den Zschäpe selbst wiedergab,
beschwerten sich Heer, Stahl und
Sturm über deren »anmaßendes
und selbstüberschätzendes Verhal-
ten«, wenn sie die Leistung ihrer
Anwälte bewerte. Dieses Verhalten
verbiete sich vor allem, da »Sie uns
aufgrund der nur fragmentarischen
Weitergabe Ihres exklusiven Wis-
sens nicht in die Lage versetzen, Sie
optimal zu verteidigen«.
Das Vertrauen von Zschäpe zu

ihren Verteidigern gilt schon seit
längerer Zeit als belastet. Vor ei-
nem Jahr hatte sie ihnen das Ver-
trauen entzogen. Das Gericht war
ihrem Wunsch nach neuen Pro-
zessvertretern jedoch nicht gefolgt.
Da es sich um Pflichtverteidiger
handelt, hätte das Gericht zustim-
men müssen. Zschäpes jüngster An-
trag richtete sich nun nur noch ge-
gen Sturm. dpa/nd

Malkreide als
Gefahr erkannt
Nazi-Gegner in Bochum
sollen für Entfernung von
Parolen bezahlen

Von Marcus Meier

Das Bochumer Bein der bundes-
weiten »Anti-Asylflut-Tour« der
NPD Ende April hat ein Nachspiel:
Nicht wegen »Wir arbeiten, Frem-
de kassieren!«, »Asylbetrug macht
uns arm!« und anderer dumpfba-
ckiger Parolen der Nazis, die in der
Ruhrstadt von ihrem wegen Volks-
verhetzung vorbestraften Landes-
vorsitzenden Claus Cremer ge-
führt werden.
Nein, ins Visier gerieten zehn

Gegner des rassistischen Spuks.
Mitglieder der Grünen Jugend, die
am Vorabend den Kundgebungs-
ort der Rechten mit Parolen wie
»Bunt statt Braun« versehen hat-
ten. Als Mittel dienten ihnen han-
delsübliche Kreidestücke. Schnell
eilte die Polizei zum Tatort, dem
innerstädtischen Husemannplatz,
sprach, so berichten es Beteiligte,
von der Vorbereitung einer Stör-
aktion, nahm die Personalien der
zehn Nazi-Gegner auf und rief den
Umweltservice Bochumherbei, das
städtische Müllentsorgungs- und
Reinigungsunternehmen also.
Bald kamen zwei Mitarbeiter

nebst Kehrmaschine und Funk-
Kehrichtsammelwagen und ent-
fernten die Parolen, auf dass der
Platz die Nazis am Tag darauf
freundlich und sauber anstrahle.
»Saubere Straßen für aufrechte
Bürger«, kommentierte die NPD
Bochum dies via Web.
Nun wurden den zehn Jung-

Grünen Verkehrssicherungsson-
derreinigungskostenersatzbe-

scheide zugestellt. Insgesamt sol-
len sie 264 Euro und 66 Cent für
die »Entfernung von Kreidesprü-
chen« zahlen, aufgeteilt in zehn
gleich große Happen von 26,47
Euro. Es habe sich um eine »Son-
derreinigung im Rahmen der Ver-
kehrssicherungspflicht« gehan-
delt, ließ das städtische Tiefbau-
amt, das die Kosten eintreibt, die
zehn »Verursacher« der »Verun-
reinigung öffentlichen Straßen-
raums« wissen.
Im Kontext der Verkehrssiche-

rungspflicht ist der Begriff der Ge-
fahrenquelle zentral. Um welche
Gefahrenquelle es sich im kon-
kreten Fall handelte und welche
Gefahren durch diese Quelle droh-
ten, wer zumindest potenziell ge-
fährdet wurde und ob die Gefah-
ren wirklich nachhaltig beseitigt
wurden durch den Reinigungs-
einsatz: Diese nd-Fragen ließ die
städtische Pressestelle am Montag
unbeantwortet. »Ich erreiche ge-
rade nicht die Zuständigen«, teilte
ein Stadtsprecher »nd« schon am
Mittag mit. Mehrere Jung-Grüne
wollen gegen den Kostenbescheid
Widerspruch einlegen.
Für eine »Stoppt Nazis«-Parole,

die er mit Kreide sprühte, musste
2012 in Boostedt bei Hamburg ein
Gewerkschafter 500 Euro Reini-
gungskosten zahlen. Es rückten
dort an: Die Feuerwehr und ein
privates Reinigungsunternehmen.
Vor diesemHintergrund kannman
den Bochumer Kostenersatzbe-
scheid fast als maßvoll erachten.
Viele glauben zudem, dass die In-
terventionen eines als Rechtsaus-
leger bekannten CDU-Kommu-
nalpolitikers die Stadt zum Han-
deln veranlasste.
Der Bochumer Grüne-Vorstand

Max Lucks hingegen ist entsetzt,
weil die friedliche Kreide-Aktion
unterbunden wurde. »Man ge-
winnt den Eindruck, die Bochu-
mer Polizei bewertet im Streit mit
einer verfassungs- und demokra-
tiefeindlichen Organisation ein 
gesäubertes Pflaster höher als das
Recht auf Meinungsäußerung und
unterbindet damit gleichzeitig den
friedlichen Gegenprotest.«

Nun wurden den
zehn Jung-Grünen
Verkehrssicherungs-
sonderreinigungs-
kostenersatzbeschei-
de zugestellt.
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Charleston gedachte
mit Menschenkette der
Opfer der Bluttat
Charleston. Nach der Bluttat in ei-
ner Kirche in Charleston haben die
Einwohner der US-Stadt ein Zei-
chen gegen Rassismus gesetzt.
Mehrere tausend Teilnehmer
schlossen sich zu einer knapp vier
Kilometer langen Menschenkette
zusammen. Für die neun Toten
wurden Schweigeminuten abge-
halten. Die schwarzen Gläubigen
waren am Mittwoch Opfer eines
offenbar rassistisch motivierten
Anschlags geworden. In der Ema-
nuel African Methodist Episcopal
Church fand ein Trauergottes-
dienst für die Toten statt. Mit der
Menschenkette, die sich auf der
Arthur-Ravenel-Brücke vom
Stadtzentrum über den Cooper-
Fluss bis zur Ortschaft Mount
Pleasant zog, wollten die Organi-
satoren ein Zeichen für Frieden
und Einheit setzen. Es gehe nicht
allein um Schwarze, sondern um
alle Menschen, sagte der Chef der
Organisation Black Lives Matter,
Jay Johnson. AFP/nd

Gaza-Bericht der UNO
kritisiert beide Seiten
Genf. Im Gaza-Krieg 2014 haben
nach Überzeugung der Vereinten
Nationen sowohl Israel als auch
die Palästinenser gegen funda-
mentale Rechte der Zivilisten ver-
stoßen. Dies geht aus dem am
Montag in Genf vorgelegten Be-
richt der UN-Untersuchungskom-
mission zum Gaza-Krieg hervor.
Darin wird unter anderem kriti-
siert, dass Israel seine Attacken
selbst dann unvermindert fortge-
setzt habe, als die immense Zer-
störung ziviler Infrastruktur und
die hohe Zahl ziviler Opfer klar
geworden seien. Aber auch die Pa-
lästinenser hätten sich in vielen
Fällen rücksichtlos gegenüber der
Bevölkerung verhalten. Generell
beklagen die Ermittler, dass die
von beiden Seiten wegen etwai-
ger Kriegsverbrechen eingesetz-
ten Gremien ihre Aufgaben nur
unzureichend erfüllten. dpa/nd

Serbien fordert
Auslieferung von Oric
Belgrad. Nach der Festnahme des
früheren Kommandeurs der bos-
nischen Muslime in Srebrenica,
Naser Oric, haben die serbischen
Behörden seine Auslieferung be-
antragt. Die Staatsanwaltschaft
habe ihrem Auslieferungsantrag
Dokumente beigelegt, die mut-
maßliche Kriegsverbrechen von
Oric während des Bosnienkriegs
von 1992 bis 1995 belegen sollen,
berichtete die amtliche serbische
Nachrichtenagentur Tanjug unter
Berufung auf das Justizministeri-
um in Belgrad. Oric war vor an-
derthalb Wochen in Genf festge-
nommen worden. In Bosnien hat-
te dies für Empörung gesorgt. Der
serbische Präsident Tomislav Ni-
kolic sah sich gezwungen, einen
Besuch in Bosnien abzusagen. Im
Bosnienkrieg hatte Oric die bos-
nisch-muslimischen Truppen in
Srebrenica befehligt. AFP/nd

Albanien: Kritik an
Kommunalwahlen
Tirana. Nach den Kommunal-
wahlen in Albanien hat die Op-
position Kritik am Verlauf geübt.
»Es gab Unregelmäßigkeiten, Ma-
nipulationen sowie Druck und
Drohungen gegen Wähler der
Rechten«, erklärte Edi Paloka von
der rechtsgerichteten Demokrati-
schen Partei (PD), der größten
Oppositionspartei im Land. Zu-
gleich sprach er von einem »Sieg«
der Opposition »vom Süden bis in
den Norden«. Albaniens sozial-
demokratischer Regierungschef,
Edi Rama, lobte hingegen den
»guten Ablauf« des Votums. Dies
seien »die besten Wahlen in Al-
banien, die freiesten und recht-
schaffensten« gewesen. Am Sonn-
tag waren in Albanien 3,3 Millio-
nen Bürger aufgerufen, die Bür-
germeister in 61 Kommunen so-
wie knapp 1600 Gemeindever-
treter zu wählen. Die Wahlbetei-
ligung lag nach Schätzungen der
Parteien bei 45 Prozent. AFP/nd

Sturmgewehre und Tränengas
Deutschland liefert Rüstungsgüter an Saudi-Arabien und redet auch noch von Stabilität
Bei den Kämpfen in Jemen werden
möglicherweise auch deutsche
Waffen eingesetzt. Die Bundesre-
gierung hat die Kontrolle über ihre
Lieferungen an Saudi-Arabien of-
fenbar weitgehend verloren.

Von Oliver Eberhardt

Es ist noch früh am Morgen, doch
Marzieh Afkham ist bereits gut ge-
launt. »Ja, ich spüre eine gewisse Ge-
nugtuung«, sagt die Sprecherin des
iranischen Außenministeriums, »uns
wird immer vorgeworfen, wir wür-
den den Krieg anheizen – schauen Sie
sich an, was der Westen macht.«
Für sie und viele Politiker in Te-

heran ist der Fall klar: In Jemen wer-
den nicht nur britische und US-ame-
rikanische Waffen, sondern auch Mi-
litärtechnik aus Deutschland einge-
setzt. Der »Spiegel«, in Iran eigent-
lich nicht gut gelitten, berichtet, die
Bundesregierung bemühe sich nun
um Aufklärung, was mit den Waffen
geschehe, die im Laufe der vergan-
genen Jahre an Saudi-Arabien gelie-
fert wurden; besonders die Verwen-
dung von G3-Sturmgewehren ist nun
in den Fokus gerückt.
Fernsehbilder zeigen, wie saudi-

sche Militärmaschinen Anfang April
Waffen über dem Flughafen von Aden
abwarfen, der damals von Milizen
kontrolliert wurde, die dem im Exil
lebenden Präsidenten Abed Rabbo
Mansur Hadi nahe stehen. Militär-
experten sind der Ansicht, dass es sich
dabei um eben jene G3-Gewehre ge-
handelt hat.
Sie werden seit 1969 in Saudi-Ara-

bien in Lizenz hergestellt; als Ant-
wort auf eine Anfrage des Grünen-
abgeordneten Omid Nouripour
räumte die Bundesregierung ein, ei-
ne »physische Endverbleibskontrolle«
sei auf »Basis der zugrunde liegen-
den Genehmigungen nicht möglich«.
Und die saudische Regierung will

sich keinesfalls in die Karten schauen
lassen. Für sie sind die im Land ge-
bauten Waffen nicht deutscher, son-
dern einheimischer Herkunft. »Wir
sind niemandem Rechenschaft darü-
ber schuldig, was wir damit ma-
chen«, sagt ein Sprecher des Vertei-
digungsministeriums in Riad. Im Au-
ßenministerium geht man sogar auf
Konfrontationskurs: »Die Alternative
zu unserem Engagement in Jemen ist
eine Arabische Halbinsel, die im Cha-

os versinkt.« Auf eine Anfrage der
LINKEN-Abgeordneten Jan van Aken,
Christine Buchholz und Wolfgang
Gehrcke nach dem Grund deutscher
Waffenlieferungen in die Region ant-
wortete Berlin Anfang Mai: »Die Bun-
desregierung hat ein außen- und si-
cherheitspolitisches Interesse an ei-
ner stabilen Golfregion und an einer
Lösung des Konfliktes in Jemen.«
Saudi-Arabien spiele in der von Kri-
sen geprägten Region eine Schlüs-
selrolle für die Sicherheit. Die Bun-
desregierung setze sich für Verhand-
lungen ein.
Darüber hinaus bringt die Antwort

vor allem eines zum Ausdruck: Die
Bundesregierung weiß kaum etwas
darüber, was mit der deutschen Aus-
rüstung von Tränengas über Sturm-
gewehre und Lasersysteme bis hin zu
Komponenten der von Großbritan-
nien an Saudi-Arabien gelieferten
Eurofighter-Kampfflugzeuge ge-
schieht.
Dies hat auch geopolitische Aus-

wirkungen, denn in Jemen geht es
nicht allein um die schiitische Huthi-
Miliz, die mit dem Präsidenten erge-
benen Gruppen um die Vorherrschaft
kämpft. Über alledem wabert der
Wettstreit zwischen Iran und Saudi-
Arabien um die Vorherrschaft in der
Region. Das Königreich und der Wes-
ten werfen Teheran immer wieder
vor, die Huthi-Milizen, die dort An-
sar Allah genannt werden, militä-
risch zu unterstützen und damit den
Konflikt zu befeuern. Wie weit diese
Unterstützung tatsächlich geht, ist
umstritten.
Viele Politiker in Iran haben die

Berichte über die Lieferung auslän-
discher Waffen an Hadi-treue Mili-
zen allerdings nun zum Anlass ge-
nommen, die militärische Unterstüt-
zung für die Ansar Allah auszuwei-
ten. »Wenn das Ausland Waffen nach
Jemen liefert, dann müssen wir das
auch dürfen«, sagt Mohammad Reza
Bahonar, der stellvertretende Parla-
mentssprecher. Und mehrere Medien
forderten am Montag, die iranische
Regierung müsse einschreiten, wenn
Schiiten von Sunniten mit ausländi-
schen Waffen erschossen werden.
Doch eine offizielle Stellungnahme
der iranischen Regierung gibt es noch
nicht. »Die Situation wird bewertet«,
sagt Außenamtssprecherin Afkham,
»wir werden reagieren, wenn die Zeit
reif ist.«Sanaa: Nach einem saudischen Bombenangriff Foto: AFP/Mohammed Huwais

Erdogan droht
mit der Macht
des Volkes
Türkischer Präsident nennt
Neuwahlen als Option

Istanbul. Vor der konstituieren-
den Sitzung des neuen türkischen
Parlaments an diesem Dienstag in
Ankara hat sich der Streit um die
Regierungsbildung verschärft.
Staatschef Recep Tayyip Erdogan
drohte mit raschen Neuwahlen
noch in diesem Jahr, falls sich die
Parteien nicht einig werden soll-
ten. Erdogan sagte, möglicher-
weise werde sich die Regierungs-
bildung bis Mitte August hinzie-
hen. Er fordere eine möglichst ra-
sche Einigung der Parteien. »Aber
wenn die Politiker nicht in der La-
ge sind, das zu lösen, dann bleibt
nur noch das Volk«, erklärte Er-
dogan. Als Präsident kann er das
Parlament auflösen und Neu-
wahlen veranlassen, wenn eine
Regierungsbildung nicht binnen
anderthalb Monaten gelingt.
Erdogans AKP hatte bei der

Parlamentswahl vom 7. Juni nach
mehr als zwölf Jahren ihre Mehr-
heit verloren. Sie stellt nur noch
258 von 550 Abgeordneten.
Zweitstärkste Kraft ist die links-
nationale CHP mit 132 Sitzen. Die
rechtsgerichtete MHP und die
Kurdenpartei HDP verfügen über
jeweils 80 Sitze.
Erdogan dürfte den amtieren-

denMinisterpräsidenten und AKP-
Chef Ahmet Davutoglu als Vor-
sitzenden der stärksten Fraktion
mit der Regierungsbildung be-
auftragen. Sondierungen haben
vor allem die tiefen Gräben zwi-
schen den potenziellen Partnern
verdeutlicht. So verlangen sowohl
CHP als auch MHP als Vorbedin-
gung für eine Koalition mit der
AKP die Wiederbelebung von Kor-
ruptionsermittlungen gegen vier
Ex-Minister, was die AKP ablehnt.
Die Wirtschaft fordert eine sta-

bile Koalition und befürchtet im
Falle rascher Neuwahlen um die
Stabilität. Nail Olpak, Chef des
Wirtschaftsverbandes Müsiad,
sagte der Zeitung »Hürriyet«, die
Türkei laufe Gefahr, das Jahr 2016
wirtschaftlich zu verlieren, wenn
die Regierungsbildung nicht rasch
erfolgreich abgeschlossen werde.
Olpak sprach sich für eine große
Koalition zwischen AKP und CHP
aus. AFP/nd Kommentar Seite 4

Ponta flüchtet in den Krankenstand
Neue Vorwürfe gegen den rumänischen Regierungschef

Rumäniens umstrittener Premier
Ponta hat sich mit einer Krank-
meldung vorzeitig in die Ferien
verabschiedet. Die Opposition
sieht eine Flucht vor der Justiz und
fordert den Rücktritt.

Von Thomas Roser, Belgrad

Victor Ponta nutzte Facebook für
seine Ankündigung. Rumäniens Re-
gierungschef informiert die ver-
blüffte Nation am Sonntag aus der
Türkei von seinem befristeten Amts-
verzicht. In den nächsten sieben Ta-
ge müsse er sich nach seiner Knie-
operation in einer Istanbuler Klinik
noch täglichen Untersuchungen un-
terziehen, danach werde er zwei
Wochen an Therapie benötigen, um
wieder gehen zu können, begrün-
dete der 42-jährige Sozialist seine
Auszeit. Er werde Präsident Klaus
Johannis darum bitten, gemäß der
Verfassung seinen Stellvertreter und
amtierenden Innenminister Gabriel
Oprea für maximal 45 Tage zum ge-
schäftsführenden Premier zu er-
nennen.
Ein verunglücktes Basketballspiel

hatte dem Hobbysportler vor eini-
gen Wochen sein Knieproblem be-
schert. Doch der selbst gewählte
Zeitpunkt und Ort des medizini-
schen Eingriffs lassen bei der arg-
wöhnischen Opposition Mitleid mit
dem frisch operierten Rivalen erst
gar nicht aufkommen. Ponta, gegen
den die Justiz wegen Korruptions-
verdacht ermittelt, wolle mit seiner
»Selbstsuspendierung« nur »Zeit
kaufen«, ätzt Alina Gorghiu, eine der

beiden Vorsitzenden der oppositio-
nellen Nationalliberalen (PNL) über
den »Premier im Exil«. Der »Justiz-
flüchtling« Ponta verstecke sich wie
ein Feigling hinter den Ärzten in der
Türkei, höhnt ihr Parteikollege Ca-
talin Predoiu: »Die Regierung ist pa-
ralysiert, die Glaubwürdigkeit Ru-
mäniens ruiniert. Ponta, tritt ab!«
Tatsächlich läuft es nicht nur auf

dem Basketballplatz schon seit län-
gerem nicht mehr rund für Rumä-
niens angeschlagenen Premier. Als
haushoher Favorit verlor der Chef
der regierenden PSD im November
die Präsidentschaftswahl gegen den
von der PNL nominierten Außen-
seiter und deutschstämmigen Bür-
germeister von Hermannstadt (Si-
biu), Klaus Johannis. Die ihn seit
2012 verfolgenden Plagiatsvorwür-
fe hatte er stets zurückgewiesen –um

ihnen dann doch mit der Ankündi-
gung des Verzichts auf seinen Dok-
tortitel neue Nahrung zu geben. Zu
der zunehmenden Kritik von Riva-
len in seiner eigenen Partei gesell-
ten sich zu Monatsbeginn auch noch
die Ermittlungen von Rumäniens
Sonderstaatsanwaltschaft für Kor-
ruptionsbekämpfung (DNA): Ponta
steht im Verdacht, sich 2007 und
2008 mit fiktiven Beraterverträgen
der Steuerhinterziehung und Geld-
wäsche schuldig gemacht zu haben.
Vergeblich forderte Präsident Jo-

hannis den Premier nach Bekannt-
werden der Vorwürfe zum Rücktritt
auf, weil das Land mit ihm als Re-
gierungschef in »eine unmögliche
Situation« gerate. Den DNA-Antrag
zur Aufhebung der parlamentari-
schen Immunität Pontas lehnte das
Parlament mit den Stimmen der Re-
gierungsparteien genauso ab wie ein
Misstrauensvotum der Opposition.
Dass sich Ponta ungeachtet der

gegen ihn laufenden Justizermitt-
lungen und unmittelbar vor dem EU-
Sondergipfel zu Griechenland nun
selbst in vorgezogene Sommerferi-
en verabschiedet hat, nährt die Spe-
kulationen, dass sich der Premier
zumindest zeitweise aus der Schuss-
linie nehmen wolle. Von »schwach-
sinnigen« Vorwürfen spricht hinge-
gen in Istanbul der Rekonvaleszent.
Er sei schließlich vor seiner Opera-
tion zu der erbetenen Anhörung bei
der DNA erschienen, habe alle ge-
wünschten Dokumente vorgelegt.
Sobald er wieder laufen könne, wer-
de er sein Amt wieder aufnehmen -
»ob mit oder ohne Krücken«.

Foto: dpa/Bogdan Cristel

Phase 1 im Mittelmeer
EU-Pläne gegen Schleuser sollen umgesetzt werden

Noch ist nicht klar, ob die EU ihre
umstrittenen Militärpläne zur Zer-
störung von Schleuserbooten ver-
wirklichen kann. Doch die Außen-
minister feilen weiter an Details.

Luxemburg. Die Europäische Union
hat offiziell mit der Aufklärungspha-
se ihres geplanten Militäreinsatzes
gegen Schleuserbanden im Mittel-
meer begonnen. Mit Hilfe von Schif-
fen, Flugzeugen und Drohnen wollen
sich die 28 Länder einen Überblick
darüber verschaffen, wo im südli-
chen Mittelmeerraum die Schlep-
pernetzwerke operieren. Es gehe zu-
nächst um »Überwachung und Aus-
wertung«, unterstrich die EU-Au-
ßenbeauftragte Federica Mogherini
während eines EU-Ministertreffens
am Montag in Luxemburg. Über ein
militärisches Vorgehen gegen die
Boote und andere Besitztümer der
Schleuser werde zu einem späteren
Zeitpunkt entschieden, sagte sie.
Die EU wolle mit »Überwachungs-

und Kontrollaktivitäten« beginnen,
erläuterte Bundesaußenminister
Frank-Walter Steinmeier, der ge-
meinsam mit seinen EU-Amtskolle-
gen einstimmig den Beginn der Pha-
se eins beschlossen hatte. Deutsch-
land will sich mit der Fregatte
»Schleswig-Holstein« und dem Ten-
der »Werra« an der Operation betei-
ligen. Beide Schiffe befinden sich be-
reits im Mittelmeer, wo sie mit der
Rettung schiffbrüchiger Menschen
beauftragt sind.
Der EU-Einsatz ist eine Reaktion

auf die Flüchtlingstragödie vor Liby-
en im April. Beim Untergang eines

überfüllten Fischkutters waren mehr
als 800 Menschen ertrunken. Die EU
wolle das Geschäftsmodell derjeni-
gen zerstören, die aus der Misere an-
derer Menschen Profit zögen, sagte
die Italienerin Mogherini. Der Ein-
satz müsse aber Teil einer breiteren
Strategie werden. So wolle Europa
auch Menschenleben retten, eng mit
afrikanischen Ländern zusammenar-
beiten und die Ursachen der Aus-
wanderung angehen.
In der noch nicht beschlossenen

Phase zwei der Operation könnte es
laut Mogherini darum gehen, »ver-
dächtige Schiffe zu beschlagnah-
men«. In der Phase drei schließlich
wolle die EU »Schiffe beseitigen, vor-
zugsweise vor der Benutzung«, sowie
Schleuser und Menschenhändler ver-
haften. Der Startzeitpunkt dieser
Etappen hänge auch von einem UN-
Mandat und der Zustimmung der be-
troffenen Küstenländer ab, unter-
strichMogherini. Ob undwanndie EU
vom UNO-Sicherheitsrat und dem
krisengeschüttelten Transitland Li-
byen das Plazet erhält, ist laut Dip-
lomaten weiter unklar.
Die EU-Minister versichern in ih-

rem Beschluss, dass das humanitäre
Recht und die Menschenrechte je-
derzeit eingehalten würden. Trotz-
dem zogen die Militärpläne auch am
Montag wieder heftige Kritik auf sich.
»Ein Militäreinsatz gegen Schleuser
im Mittelmeer wird keine Men-
schenleben retten, sondern die Not-
lage der Flüchtlinge weiter verschär-
fen«, erklärte die innenpolitische
LINKE-Sprecherin im Bundestag, Ul-
la Jelpke. epd/nd
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Rio: Marsch gegen
religiöse Intoleranz
Rio. Hunderte haben in der bra-
silianischen Metropole Rio de Ja-
neiro gegen religiöse Intoleranz
demonstriert. Die Demonstran-
ten, unter ihnen Vertreter meh-
rerer Religionen, zogen am Sonn-
tag (Ortszeit) durch den Stadtteil
Penha. Zum Abschluss versam-
melten sie sich zu einem ökume-
nischen Gottesdienst, wie die Zei-
tung »Jornal do Brasil« auf ihrer
Internetseite berichtete. Anlass
des Solidaritätsmarsches war der
Übergriff auf ein elfjähriges Mäd-
chen, das vor einer Woche an ei-
ner Zeremonie der afrobrasiliani-
schen Religion Candomblé teil-
nahm. Zwei Männer, die Zeugen
zufolge einer evangelikalen
Pfingstkirche angehörten und
flüchtig sind, verletzten das Mäd-
chen mit Steinwürfen. epd/nd

London erwartet von Iran
»mehr Flexibilität«
Luxemburg. Der britische Außen-
minister Philip Hammond hat die
iranische Regierung bei den in-
ternationalen Verhandlungen
über das Atomprogramm des Lan-
des zu größerer Beweglichkeit
aufgerufen. »Etwas mehr Flexibi-
lität« sei erforderlich, wenn bei
den Verhandlungen mit der Grup-
pe der fünf Veto-Mächte im UNO-
Sicherheitsrat und Deutschland
(5+1) eine Einigung auf ein Ab-
kommen erreicht werden solle,
sagte Hammond am Montag in
Luxemburg. »Die Meinungsver-
schiedenheiten über den Text des
Abkommens sind verringert wor-
den«, sagte der iranische Unter-
händler Abbas Aragschi dem ira-
nischen Staatsfernsehen. »Aber
der Fortschritt entspricht nicht
unseren Erwartungen.« Aragschi
zog auch in Betracht, dass die auf
den 30. Juni festgelegte Frist nicht
eingehalten werden könne.
»Wenn erforderlich, werden die
Verhandlungen ein paar Tage län-
ger dauern«, sagte der Unter-
händler. AFP/nd

Vier Tote bei Anschlag
vor Wahl in Burundi
Bujumbura. Wenige Tage vor der
Parlamentswahl im ostafrikani-
schen Burundi sind bei einem An-
schlag vier Menschen ums Leben
gekommen. 27 weitere wurden
verletzt, als eine Granate in einer
Bar in der nördlichen Stadt Ngozi
explodierte, wie die Polizei am
Montag mitteilte. Wer für den An-
schlag am Sonntagabend in der
Heimatstadt des burundischen
Präsidenten Pierre Nkurunziza
verantwortlich war, blieb zu-
nächst unklar. Ein Polizeispre-
cher sagte, zwei Verdächtige sei-
en festgenommen worden.  In
Burundi wird am Freitag ein neu-
es Parlament gewählt. Die Präsi-
dentschaftswahlen wurden auf
den 15. Juli verschoben. dpa/nd

Taliban im Rausch der Offensive
Desolater Zustand der afghanischen Sicherheitskräfte macht es den Aufständischen zunehmend leichter
Es war ein Angriff an einem be-
sonderen Tag. Nach monatelan-
gem Gezerre sollte vom Parlament
in Kabul ein neuer Verteidigungs-
minister vorgestellt werden. Die
Taliban durchkreuzten diesen Plan.

Von Uwe Krüger

Die Attacke der Taliban auf das af-
ghanische Parlament am Montag
zeigt das Potenzial, das in der aktu-
ellen Großoffensive der Islamisten
steckt. Bereits im vergangenen Jahr
zeigte sich, dass die zunehmend auf
sich allein gestellten afghanischen Si-
cherheitskräfte immer stärker unter
Druck geraten. Die Aufständischen
demonstrieren mit einem veränder-
ten Vorgehen wachsendes Selbstbe-
wusstsein – weg von einer Guerilla-
Taktik mit Sprengfallen und Kom-
mandoaktionen, hin zum offenen Ge-
fecht. Während die internationale
ISAF-Truppe im gesamten vergange-
nen Jahr 75 Soldaten verlor, sterben
bis zu 100 afghanische Soldaten wö-
chentlich bei Kampfhandlungen in 32
der insgesamt 34 Provinzen. Bei der
Polizei überlebt nach Schätzungen
jeder vierte Ordnungshüter das erste
Jahr im Dienst nicht.
Seit Ende April läuft die derzeitige

Großoffensive der Taliban. Nicht ver-
schont geblieben ist dabei der Nor-
den. Regierungsvertreter warnen da-
vor, dass die gesamte Provinz Kun-
dus an die Gotteskrieger fallen könn-
te. Das sich abzeichnende Desaster im
einstigen Hauptoperationsgebiet der
Bundeswehr zeigt auf, was von der
postulierten selbsttragenden Sicher-
heit unter Kabuler Verantwortung
und dem vorausgegangenen deut-
schen Beitrag übrig geblieben ist. Der
Zustand der afghanischen Sicher-
heitskräfte ist gekennzeichnet von
Günstlingswirtschaft, ethnischen
Spannungen, extremer Fluktuation,
ausufernder Korruption.

Über diverse Kanäle versucht Prä-
sident Ashraf Ghani, mit den Auf-
ständischen ins Gespräch zu kom-
men. Die entscheidende Hürde war
jedoch bislang, dass die Taliban als
Vorbedingung einen vollständigen
Abzug der internationalen Truppen
forderten. Danach sieht es gegen-
wärtig keineswegs aus. Die NATO-
Außenminister einigten sich Mitte
Mai im türkischen Belek darauf, die
Ende 2016 auslaufende Ausbildungs-
und Beratungsmission »Resolute
Support« in einem anderen Format
fortzusetzen. Darauf hatte insbeson-
dere Bundeskanzlerin Angela Merkel
auf der diesjährigen Münchner Si-
cherheitskonferenz gedrängt.
Geplant ist offenbar eine Lang-

zeitpräsenz, über deren Ausgestal-

tung erste Details durchsickerten.
Danach geht es um die Absicherung
von Waffenlieferungen, weitere Aus-
bildungsunterstützung und die Be-
reitstellung von bestimmten militä-
rischen Kapazitäten. Kompensiert
werden sollen vor allem fehlende
Aufklärungs-, Pionier- und Artille-
riekräfte sowie unzureichend ausge-
bildetes Personal für Luftwaffe und
Lufttransport bei der afghanischen
Armee. Über die personelle Stärke der
Truppe schweigt sich die NATO noch
aus. Fest steht, dass auch wieder Bun-
deswehrsoldaten dabei sein werden.
Gegenwärtig sind rund 800 am Hin-
dukusch stationiert. Von den insge-
samt 12 500 ausländischen Soldaten
bei »Resolute Support« stehen ledig-
lich zehn Prozent für die eigentliche

Ausbildungs- und Beratungsmission
zur Verfügung. Das Gros bilden
Kampftruppen für den Selbstschutz
und Logistikeinheiten.
Die Führung in Kabul begrüßte

ausdrücklich ein fortgesetztes NATO-
Engagement über 2016 hinaus. Au-
ßenminister Salahuddin Rabbani
sprach von »neu aufgetauchten Be-
drohungen« und führte dabei das
Auftauchen der Terrormiliz Islami-
scher Staat (IS) in seinem Land an.
Insider halten diese heraufbeschwo-
rene Gefahr für aufgebauscht. Der IS
spielt in Afghanistan derzeit keine
militärische Rolle, auch wenn die Ta-
liban schon mal vorsorglich vor einer
äußeren Einmischung gewarnt ha-
ben. Gebildet haben sich lediglich
kleine Gruppen enttäuschter Tali-

ban-Anhänger. Diese dienen der Re-
gierung Ghani, um öffentlich das
Bündnis mit dem Westen zu recht-
fertigen. In Wirklichkeit soll damit ei-
ne langfristige Finanz- und Militär-
hilfe für ein durch und durch kor-
ruptes Regime gesichert werden. Im
Machtzentrum belauern sich Ghani
und sein Kontrahent Abdullah Ab-
dullah. Beide hatten nach der Stich-
wahl am 14. Juni 2014 das höchste
Amt für sich reklamiert. Erst unter
massivem US-amerikanischen Druck
einigten sie sich am20. September auf
einen Kompromiss. Abdullah wurde
mit dem nicht in der Verfassung vor-
gesehenen Amt eines geschäftsfüh-
renden Premiers abgefunden.
In Washington und Berlin hat man

die IS-Debatte aus übergeordneten
Interessen gern aufgegriffen. Strate-
gisch ist Afghanistan in einer Zeit sich
verschärfender Konflikte mit China
und Russland von außerordentlicher
Bedeutung. Das benachbarte Pakis-
tan, eine Atommacht, bleibt instabil.
Darüber hinaus gibt keine Garantie
dafür, dass ein Atomabkommen mit
dem ebenfalls benachbarten Iran zu-
stande kommt. Und schließlich lie-
gen die rohstoffreichen Länder Zent-
ralasiens wie Turkmenistan und Ka-
sachstan in Reichweite.
In Erklärungszwang befindet sich

US-Präsident Barack Obama. Dieser
hatte Ende Mai 2014 angekündigt,
dass ab Anfang 2015 im Rahmen von
»Resolute Support« nur noch 9800
amerikanische Soldaten in Afghanis-
tan verbleiben würden, diese Zahl bis
Ende 2015 noch einmal halbiert und
spätestens zum Abschluss seiner
zweiten Amtszeit Anfang 2017 der
Einsatz beendet werde. Im Rahmen
eines groß inszenierten Neustarts der
bilateralen Beziehungen mit Kabul
versprach Obama Ende März, dass
das US-Kontingent am Hindukusch
2015 nicht reduziert werde, aber der
Abzugstermin bestehen bleibe.

Kabul: Parlamentarier im Rauch der Explosionen Foto: dpa/Najibullah Faiq

McCain will Panzer für die Ukraine
Sicherheitsforum in der Slowakei warnt vor der »russischen Gefahr«

Zum zehntenMal trafen sich in Bra-
tislava Regierungsvertreter zum Si-
cherheitsforum Globsec. Haupt-
themen waren die Flüchtlings-
problematik, Terrorismus und die
Ukrainekrise.

Von Jindra Kolar, Prag

»Wir leben in Zeiten, da Europa vor
enorme Herausforderungen gestellt
ist: Der internationale Terrorismus
unterstützt den Islamischen Staat,
Russland unterstützt die Aggression in
der Ukraine, kriminelle Banden ver-
unsichern das nördliche Afrika und
zwingen Tausende Menschen zur
Flucht«, so der britische Premiermi-

nister David Cameron vor der Sicher-
heitskonferenz Globsec in Bratislava.
Er umriss damit in wenigen Worten,
womit sich das »Global Security Fo-
rum« am Wochenende in seiner zehn-
ten Auflage beschäftigte. Es war seine
erste Visite in der Slowakei. Der re-
publikanische US-Senator John Mc-
Cain griff den russischen Präsidenten
sogar frontal an.
Wladimir Putin sei nicht nur eine

Bedrohung für die Ukraine, sondern
für ganz Europa. Der Senator kriti-
sierte den Westen, zu wenig Unter-
stützung für Kiew zu leisten. Man
müsse die Ukraine mit moderner
Kommunikationstechnik, Panzern
und nachrichtendienstlichen Mitteln

unterstützen, damit sich das Land ei-
ner bewaffneten Übermacht aus Russ-
land erwehren könne, forderte der als
militant bekannte Politiker. Zudem
solle sich der Westen von der Abhän-
gigkeit russischer Energielieferungen
befreien.
Kritisch gegenüber Moskau äußer-

te sich auch der im Vorjahr gewählte
slowakische Präsident Andrej Kiska.
Die Annexion der Krim sowie die Be-
drohung der Ukraine hätten gezeigt,
dass man sich im Verhalten gegen-
über Russland getäuscht habe – die
Ära der Zusammenarbeit sei nun wohl
beendet. Verhaltener äußerten sich da
Regierungschef Robert Fico und und
Außenminister Miroslav Lajcak, in

diesem Jahr Präsident von Globsec.
Eine Lösung der Probleme könne nur
in Zusammenarbeit mit Russland und
nicht in Konfrontation mit Moskau ge-
funden werden.
Das Bratislavaer Sicherheitsforum

ist eine Initiative der Vysegrad-Grup-
pe, bestehend aus Polen, der Slowa-
kei, Tschechien und Ungarn. Zu den
Kernthemen gehörte neben der euro-
päischen Krise auch das Flüchtlings-
problem, dem sich Ungarn unter an-
derem mit der Abschottung seiner
Grenzen entledigen will. Ohne Buda-
pest direkt zu kritisieren, erklärten die
anderen Vysegrad-Mitglieder, dass
auch hier in erster Linie politische Lö-
sungen gefunden werden müssten.

NATO-Gerät
nach Osten
Pentagonchef bestätigt
neue Stationierungspläne

Berlin. Bei einem Besuch in
Deutschland hat US-Verteidi-
gungsminister Ashton Carter Plä-
ne Washingtons zur Stationie-
rung schweren Militärgeräts in
Osteuropa bestätigt. »Wir erwä-
gen dies und sprechen darübermit
unseren Partnern«, sagte Carter
am Montag in Berlin. Angesichts
des russischen Engagements in der
Ukraine fordern mehrere osteu-
ropäische NATO-Staaten eine
stärkere Präsenz der Allianz.
Es gehe um »Ausstattung vor-

nehmlich zur Ausbildung« von
NATO-Truppen einschließlich
»schwerem Gerät«, so Carter. Ziel
sei es, »die Widerstandsfähigkeit
der Allianz und insbesondere von
Verbündeten an ihren Rändern zu
erhöhen«. Das betreffende Mili-
tärgerät sei »derzeit in Deutsch-
land stationiert«. Es habe sich in
jüngster Zeit aber zunehmend die
Frage gestellt, »wo der optimale
Ort ist für eine wirksame Statio-
nierung des Materials«.
Moskau ist es nach Worten des

Sekretärs des russischen Sicher-
heitsrates, Nikolai Patruschew,
nicht möglich, Russen an der Teil-
nahme an Kampfhandlungen in
der Ukraine zu hindern. »Wir for-
dern die Leute nicht dazu auf und
wir belohnen sie nicht«, sagte Pa-
truschew der Zeitung »Kommer-
sant« vom Montag. »Aber es ist
wirklich unmöglich, sie daran zu
hindern«, so der Ex-Chef des rus-
sischen Inlandsgeheimdienstes
FSB. Es seien »Emotionen im
Spiel«, wenn von den »Gräuelta-
ten« in der Ukraine berichtet wer-
de. Patruschew erklärte, das wah-
re Ziel der USA sei es, Russland
zu zerstören. »Es ist ihnen egal,
was in der Ukraine passiert, sie
wollen, dass Russland als Land
nicht existiert.« Der EU warf Pa-
truschew vor, Sanktionen gegen
Russland nur unter US-Einfluss zu
verhängen. AFP/nd

EU verlängert Russlandsanktionen
Strafmaßnahmen bleiben bis Ende Januar 2016 in Kraft

Die EU hat die wegen der Ukrai-
nekrise verhängten Wirtschafts-
sanktionen gegenRusslandumein
halbes Jahr verlängert.

Luxemburg. Die EU-Außenminister
beschlossen am Montag in Luxem-
burg, dass die Strafmaßnahmen
»wegen Russlands destabilisieren-
der Rolle in der Ostukraine« bis En-
de Januar 2016 in Kraft bleiben. Ob
sie dann nochmals verlängert wer-
den, hängt davon ab, ob es Fort-
schritte bei der Umsetzung des Frie-
densabkommens von Minsk gibt.
Die EU hatte im vergangenen Jahr

zunächst Protagonisten der Ukrai-
nekrise mit Reise- und Vermögens-
sperren belegt. Diese Sanktionen
wurden bereits im März nochmals
um ein halbes Jahr bis September
2015 verlängert. Der mutmaßliche
Abschuss des Passagierflugzeugs
MH17 löste eine deutliche Ver-
schärfung der Sanktionen aus. Die
EU verhängte Ende Juli 2014 erst-

mals Wirtschaftssanktionen, die
dann im September nochmals ver-
schärft wurden. Sie richten sich un-
ter anderem gegen russische Staats-
banken, den Im- und Export von
Rüstungsgütern sowie die wichtige
russische Öl- und Gasindustrie.
Die Außenminister verwiesen in

ihrem Verlängerungsbeschluss vom
Montag auf eine Entscheidung der
Staats- und Regierungschefs vom
März, durch den die Wirtschafts-
sanktionen mit dem Minsker Ab-
kommen verknüpft werden. Es sieht
mehrere Fristen bis zum Jahresende
für die Umsetzung der Vereinba-
rungen vor. Die EU-Staaten ver-
ständigten sich laut Diplomaten ver-
gangene Woche auf eine Sankti-
onsverlängerung bis zum 31. Janu-
ar 2016, damit sie vor der Ent-
scheidung über das weitere Vorge-
hen noch Zeit haben zu bewerten,
ob die Minsk-Bedingungen auch er-
füllt sind. Italiens Außenminister
Paolo Gentiloni forderte unterdes-

sen, den Dialog mit Russland trotz
der Sanktionen aufrecht zu erhal-
ten. Europa müsse »einen zweiglei-
sigen Ansatz« fahren, sagte er in Lu-
xemburg. Genauso wichtig wie die
Einheit der EU in der Sanktionsfra-
ge sei es, Moskau auf internationa-
ler Bühne einzubinden. Gentiloni
nannte unter anderem die Gesprä-
che über das iranische Atompro-
gramm. Auch bei dem am Montag
gestarteten EU-Militäreinsatz gegen
Schlepper wegen der Flüchtlings-
krise im Mittelmeer brauchen die
Europäer Russlands Unterstützung,
wenn sie im UN-Sicherheitsrat ein
Mandat für den Einsatz wollen.
Nach Verlängerung der Sanktio-

nen will Moskau seine Strafmaß-
nahmen gegen die EU ebenfalls bei-
halten. Russland habe mit dieser
Sanktionspolitik nicht begonnen
und halte sie nicht für zielführend
in der Ukrainekrise, sagte der Spre-
cher von Präsident Wladimir Putin,
Dmitri Peskow. Agenturen/nd
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NACHRICHTEN

Weitere Anklage
gegen Wiedeking
Stuttgart. Die Staatsanwaltschaft
Stuttgart hat weitere Vorwürfe ge-
gen den früheren Porsche-Chef
Wendelin Wiedeking und seinen
ehemaligen Finanzchef Holger
Härter erhoben. Kurz vor Beginn
des Prozesses um die missglückte
VW-Übernahme habe die Staats-
anwaltschaft eine nachgeschobe-
ne Anklage eingereicht, teilten die
Anwälte von Wiedeking und Här-
ter am Montag mit. Ein Sprecher
des Landgerichts bestätigte den
Eingang. Darin geht es um eine
Pressemitteilung von 2008. Die
Staatsanwaltschaft hatte die Er-
mittlungen aufgenommen, weil sie
vermutet, dass mit der Erklärung
über die geplante VW-Übernahme
der Markt getäuscht worden war.
Die Behörde hatte ursprünglich
Anklage gegen Wiedeking und
Härter erhoben, weil diese den Fi-
nanzmarkt nicht ausreichend über
Porsches Pläne zum VW-Einstieg
informiert haben sollen. dpa/nd

NRW hält Post-Vorgehen
für ungesetzlich
Düsseldorf. Das NRW-Arbeitsmi-
nisterium hält die Sondereinsätze
von Post-Mitarbeitern am vergan-
genen Sonntag wegen des Streiks
für ungesetzlich. »Sonntagsarbeit
ohne Antrag ist nicht möglich«,
sagte NRW-Arbeitsminister Gun-
tram Schneider (SPD) am Mon-
tag. Entsprechende Anträge lägen
dem Ministerium nicht vor. Er ha-
be Fachleute angewiesen, die Fäl-
le zu untersuchen. Gegebenenfalls
drohten Bußgelder. Die Post hatte
am Sonntag nach eigenen Anga-
ben bundesweit mehr als 11 000
Helfer eingesetzt, um liegenge-
bliebene Briefe und Pakete auszu-
tragen. dpa/nd

Studie: Technologien
hebeln Arbeitsschutz aus
Düsseldorf. Die Arbeitsschutzge-
setze hinken laut einer Analyse der
Hans-Böckler-Stiftung den Verän-
derungen durch digitale und mo-
bile Kommunikationsmittel hin-
terher. Smartphones, Tablets und
Notebooks böten Arbeitnehmern
neue Möglichkeiten, aber auch
neue Belastungen durch ständige
Erreichbarkeit, erklärte die Sozio-
login Tanja Carstensen am Mon-
tag in Düsseldorf. Regeln, die Be-
schäftigte schützen sollen, würden
in vielen Betriebenmissachtet oder
gingen nicht weit genug. Immer
und überall zu arbeiten, habe sich
als Normalzustand etabliert, so die
Wissenschaftlerin. epd/nd

Arbeitskampf in
sechs Amazon-Zentren
Bad Hersfeld. Die Streiks bei Ama-
zon gehen in die nächste Runde.
Am Montag wurde in sechs Lo-
gistikzentren an fünf Standorten
des Online-Versandhändlers die
Arbeit niedergelegt, wie ver.di
mitteilte. Betroffen waren neben
dem größten deutschen Standort
in Bad Hersfeld (Hessen) mit zwei
Warenlagern auch Leipzig (Sach-
sen), Rheinberg und Werne (bei-
de Nordrhein-Westfalen) sowie
Graben (Bayern). In Leipzig soll
nach Gewerkschaftsangaben bis
Donnerstagabend, in Graben bis
Samstagabend und an den ande-
ren Standorten bis Mittwoch-
abend gestreikt werden. Ver.di
will für die Mitarbeiter des Kon-
zerns einen Tarifvertrag auf dem
Niveau des Einzel- und Versand-
handels durchsetzen. dpa/nd

Preise in Deutschland
über EU-Durchschnitt
Wiesbaden. Verbraucher in
Deutschland haben 2014 für Kon-
sumgüter etwas mehr bezahlt als
der Durchschnitt der EU-Bürger.
Das Preisniveau für die privaten
Konsumausgaben lag im vergan-
genen Jahr um 1,5 Prozent über
dem Schnitt der 28 Mitgliedstaa-
ten, wie das Statistische Bundes-
amt am Montag in Wiesbaden mit-
teilte. In den meisten Nachbar-
ländern Deutschlands waren die
Lebenshaltungskosten demnach
höher – nur in Polen und Tsche-
chien waren sie niedriger. AFP/nd

Regierung stellt nur kurzfristige Krisen ruhig
HWWI-Chef Henning Vöpel über eine drohende Wachstumsschwäche sowie Chancen und Risiken der Digitalisierung

DeutschlandsWirtschaft wächstmit
rund zwei Prozent vergleichsweise
kräftig. Doch Sie warnen vor der
»unterschätzten Gefahr« einer
strukturellen Wachstumsschwäche.
Warum?
Die derzeit gute Konjunktur ver-
sperrt den Blick auf die vor uns ste-
hende Wirklichkeit: dass wir in zehn,
zwanzig Jahren deutlich geringere
Wachstumsraten zu erwarten haben
werden. Dafür gibt es strukturelle
Gründe. Besonders aufgrund der de-
mografischen Entwicklung werden
wir in Zukunft weniger investieren
können und an Innovationsfähigkeit
verlieren.

Ist die Alterung der Gesellschaft
nicht auch eine Chance, etwa für
neue Jobs im Dienstleistungsbe-
reich?
Doch, auf jeden Fall. Es wird neue Ge-
schäftsmodelle und Märkte geben.
Aber es werden durch die Digitali-
sierung auch Arbeitsplätze im Nied-
riglohnsektor verloren gehen. Kurz-
um: Die Gesellschaft steht vor Chan-
cen, aber auch vor Risiken, die sich
aus dem Zusammenspiel von Digita-
lisierung und demografischer Alte-
rung ergeben.

Mehr ältere Menschen brauchen
mehr Dienstleistungen vor Ort. Ist
das nicht auch eine Gelegenheit, die
extreme Exportabhängigkeit der
deutschen Wirtschaft abzumildern?

Das ist sicherlich so. Aber mit Dienst-
leistungen allein wachsen Volkswirt-
schaften auf Dauer nicht. Die Ex-
portorientierung war auch unsere
Wachstumsquelle. Wir waren immer
gut darin, technische Innovationen in
marktfähige Produkte umzusetzen
und zu exportieren. Diese Fähigkeit
wird sicherlich nachlassen, wenn wir
mehr ältere und weniger junge Men-
schen haben. Es sind eher Junge, die
Risiken eingehen, Investitionen täti-
gen und Unternehmen gründen. Al-
les Eigenschaften, die wir in zehn,
zwanzig Jahren auf jeden Fall brau-
chen werden. Aber das, was uns heu-
te wettbewerbsfähig macht, basiert
eher auf »alter Industrie«, die durch
die Digitalisierung vor einem Um-
bruch steht.

In diesem Zusammenhang beklagen
Sie wie Ihre Kollegen vom Deut-
schen Institut für Wirtschaftsfor-
schung eine Investitionsschwäche.
Es ist ja offensichtlich das vorrangige
Ziel von Finanzminister Wolfgang
Schäuble, die Schwarze Null zu
schreiben. Politisch verständlich.
Ökonomisch muss man sagen: Es be-
steht die Gefahr, dass wir über die
Schwarze Null wichtige öffentliche
Investitionen vernachlässigen. Alles,
was wir heute an realen Investitio-
nen unterlassen, geben wir im Grun-
de der nächsten Generation als Alt-
last mit. Es wird immer so getan, als
ob der Staat die Schulden von heute

der nächsten Generation aufbürdet.
Aber es ist genau andersherum.

Und die Wirtschaft?
Auch private Investitionen werden im
Inland kaum getätigt. Unternehmen
investieren eher im Ausland, weil dort
die höheren Renditen zu erzielen sind.
Auch eine Folge der Demografie: Eine
alternde Gesellschaft versucht, Risi-
ken zu vermeiden, und investiert ent-
sprechend. Das heißt, die Renditen
werden in Deutschland relativ gering
sein. Wir hätten aber die Chance, mit
mehr staatlichen Investitionen auch
die privaten zu stimulieren.

Täuscht nicht das Bild? Die Digita-
lisierung führt dazu, dass weniger
in Gebäude und Maschinen inves-
tiert wird und mehr in Programme.
In anderen Teilen der Welt passiert
gerade auch in diesem Bereich weit
mehr als in Deutschland. Ich war ge-
rade in Brasilien. Dort gibt es viele
junge Start-ups, die genau in diesen
digitalen Bereichen investieren. Auch
in China gibt es einen gewaltigen
Transformationsprozess hin zu qua-
litativem, nachhaltigem Wachstum.
Auch dort wird immer mehr in For-
schung und Entwicklung investiert,
um technischen Fortschritt in gesell-
schaftlichen umzusetzen.

Der Bundesregierungwerfen sie vor,
sie agiere kurzsichtig und gefährde
so das deutsche Erfolgsmodell.
Der Bundesregierung geht es mehr
darum, kurzfristige Krisen ruhig zu
stellen. Sie sollte viel stärker lange
Entwicklungslinien im Auge behal-
ten, die im Moment eher gegen
Deutschland und Europa verlaufen.
Das würde bedeuten, mehr zu inves-
tieren. Vor allem in die Ausbildung der
Menschen, um die Durchlässigkeit der
Gesellschaft zu erhöhen und dadurch
die Innovationskraft zu erhöhen. Und
um damit, das ist mir wichtig, eine of-
fene Gesellschaft zu erzeugen, die
auch nach außen hin offen und at-
traktiv für Zuwanderung ist.

Henning Vöpel (42) leitet seit Sep-
tember 2014 das Hamburgische
Weltwirtschaftsinstitut (HWWI). Mit
dem Professor für Volkswirtschafts-
lehre, der sich mit Konjunktur, Fi-
nanzmärkten und Sportökonomie
beschäftigt, sprach Hermannus
Pfeiffer über Wachstumsschwäche,
die alternde Gesellschaft und feh-
lende Investitionen.
Foto: HWWI

Der Investitionsbedarf an deutschen Schulen ist sehr hoch. Foto: dpa/Uwe Anspach

Ab 1. Juli ist Schluss mit lustig
Gewerkschaft UFO räumt der Lufthansa letzte Frist vor längeren Streiks ein

Bei Deutschlands größter Airline,
der Lufthansa, gibt es mehrere Ta-
rifkonflikte. ImZentrumstehendie
Betriebs- und Übergangsrenten,
die das Unternehmen kürzen will.

Von Michael Rebmann,
Frankfurt/Main

Nach der gescheiterten Schlichtung
hat die Flugbegleitergewerkschaft
UFO der Lufthansa eine weitere Frist
eingeräumt, gleichzeitig aber Streiks
in den Sommermonaten angedroht.
Das Unternehmen habe bis zum 30.
Juni um 9 Uhr Zeit, gewisse Vorbe-
dingungen zu erfüllen, sonst werde
die Gewerkschaft ab dem 1. Juli
streiken, sagte der UFO-Vorsitzende
Nicoley Baublies am Montag in
Frankfurt. Er warf der Lufthansa-
Führung vor, eine historische Chan-
ce zu verbauen.
In welchen Bereichen, an wel-

chen Standorten und wie lange die
Flugbegleiter jeweils in einen Ar-
beitskampf treten werden, sagte
Baublies nicht. UFO werde dies erst
am Streiktag bekannt geben. Auch
dann will die Gewerkschaft Baublies
zufolge alle weiteren Streiktage in
diesem Jahr nennen, damit sich die
Kunden darauf vorbereiten können.
Der Arbeitskampf werde mindestens
bis zum 16. September andauern.
Am Samstag war das Schlich-

tungsverfahren zwischen UFO und
der Lufthansa ohne inhaltliche Emp-
fehlung beendet worden. Die
Schlichter – die frühere Justizminis-
terin Herta Däubler-Gmelin (SPD)
und der ehemalige Unionsfraktions-
chef Friedrich Merz (CDU) – hatten
den Tarifparteien lediglich aufgege-
ben, die Gespräche fortzusetzen.
Die Gewerkschaft warf der Luft-

hansa vor, eine zuvor bereits ak-
zeptierte Ausgangslage als Basis für
die Schlichtung nicht mehr akzep-
tiert zu haben. Im Sommer 2014 ha-
be die Gewerkschaft der Konzern-

führung »die Hand ausgestreckt«
und eine radikale Neuausrichtung
des umstrittenen Vorsorgesystems
für die Angestellten vorschlagen,
sagte UFO-Verhandlungsführer Dirk
Vogelsang. Dieser Vorschlag, bei
dem die Mitarbeiter größere Anteile
für die Übergangs- und Altersvor-
sorge selbst tragen, sei die gemein-
same Basis für die Schlichtung ge-
wesen. Die Lufthansa habe sich nun
nicht mehr daran gehalten und so ei-
nen »offenen Vertragsbruch« be-
gangen. UFO sei zu weiteren Zuge-
ständnissen bereit gewesen, um ge-
meinsam mit der Konzernführung
auf die Herausforderungen in der
Branche zu reagieren, sagte Vogel-
sang. Er könne nicht verstehen, wa-
rum die Lufthansa diese »histori-
sche Chance« nicht ergriffen habe.
Baublies warf der Airline vor, sie

habe die Schlichtung »absichtlich«
scheitern lassen. Er befürchte, dass
die Lufthansa Arbeitsplätze zu deut-
lich günstigeren Bedingungen ins
Ausland verlegen wolle. 80 000
deutsche Jobs seien auf dem Weg
nach Südafrika, Krakau oder Öster-

reich, wo die Flugbegleiter, aber
auch die Piloten und andere Be-
schäftigte deutlich weniger verdie-
nen würden, erläuterte Baublies. Die
Lufthansa könne zu einer »leeren
Holding ohne nennenswerte Ar-
beitsplätze in Deutschland« werden.
Die Lufthansa erklärte am Mon-

tag, »bis zuletzt auf konstruktive
Verhandlungen« gesetzt zu haben,
und dies auch weiter zu tun. Sie ap-
pellierte an die Gewerkschaft, die
Frist zu nutzen, um in neue Ge-
spräche einzusteigen. Das gemein-
same Ziel müsse sein, »Streiks un-
bedingt zu vermeiden«.
Die Fluggesellschaft führt mit

mehreren Gewerkschaften getrenn-
te Tarifverhandlungen für unter-
schiedliche Berufsgruppen. Ein
Knackpunkt ist in allen Verhand-
lungen die betriebliche Altersvor-
sorge. Mitte Mai hatten Lufthansa
und die Pilotenvereinigung Cockpit
einer Schlichtung zugestimmt.
Während die Piloten im laufenden
Tarifkonflikt bereits mehrfach ge-
streikt haben, verzichteten die Flug-
begleiter bislang darauf. AFP/nd

Flugbegleiterin der Lufthansa Foto: dpa/Inga Kjer

Apple gibt klein bei
Popstar Taylor Swift holt mehr Geld für Künstler heraus

Was Musik-Labels in monatelan-
gen Verhandlungen ausfeilschen,
erreichte Taylor Swift über Nacht
via Twitter und Tumblr-Blog. Apple
gewährt Musikern im neuen Strea-
mingservice bessere Konditionen.

Von Andrej Sokolow, Cupertino

Sängerin Taylor Swift hat bei Apple
nur mit einem offenen Brief mehr
Geld für Künstler und Plattenfirmen
beim neuen Musikdienst des Kon-
zerns herausgeholt. Apple kündigte
wenige Stunden nach Swifts Blog-
eintrag an, dass Musiker auch wäh-
rend der kostenlosen dreimonatigen
Probezeit bezahlt werden. Das war
ursprünglich nicht vorgesehen. Der
25-Jährige Popstar hatte dies am
Sonntag als »schockierend und ent-
täuschend« verurteilt.
iTunes-Chef Eddy Cue sagte nun

dem Technologieblog »Recode«,
Apple werde während der Gratispro-
bezeit des Streamingdienstes zu ei-
nem nicht näher genannten Tarif pro
Abruf der Songs bezahlen. Dies sei mit
Konzernchef Tim Cook besprochen.
Beim Streaming wird die Musik di-

rekt aus dem Netz abgespielt. Apple
setzte dagegen bisher auf den Ver-
kauf von Musik zum Herunterladen.
Mit dem Start von Apple Music am
30. Juni stößt der iPhone-Konzern in
das neue Geschäft vor, in dem bisher
die schwedische Firma Spotify
Marktführer ist. Dabei lockt Apple die
Kunden mit einer kostenlosen
Schnupperphase. Der US-Konzern
konnte negative Schlagzeilen wenige
Tage vor dem wichtigen Marktstart
überhaupt nicht gebrauchen.
Swift hatte bereits im vergange-

nen Jahr für Aufsehen gesorgt, als sie
ihre Alben bei Spotify abzog, weil der
Dienst auch eine werbefinanzierte
Gratisversion hat. Die Sängerin sieht
darin eine Entwertung von Musik.
Jetzt kündigte sie an, sie werde ihr
aktuelles Album »1989«, das sich seit

der Veröffentlichung im vergange-
nen Herbst allein in den USA rund
fünf Millionen Mal verkauft hat, dem
Streamingservice von Apple vorent-
halten.
In der dreimonatigen kostenlosen

Testphase für neue Nutzer wollte der
Konzern keine Abgaben an Platten-
firmen zahlen. Dafür sollten sie da-
nach einen etwas höheren Umsatz-
anteil von 71,5 bis 73 Prozent be-
kommen, wovon ein Teil an die
Künstler weiterfließt. In der Branche
gelten etwa 70 Prozent als üblich.
Nach Apples Einlenken schrieb

Swift bei Twitter, sie fühle sich »be-
flügelt und erleichtert«. Zu Scherzen
aufgelegte Internetnutzer trugen ihr
angesichts des schnellen Erfolgs alle
möglichen Aufgaben auf, vom Kampf
gegen die Armut bis hin zu einer Har-
ry-Potter-Vorgeschichte.
Auch Independentlabels hatten

sich zuvor mit Apples Vorgehen un-
zufrieden gezeigt. So kritisierte der
Verband unabhängiger Musikunter-
nehmen in einem offenen Brief, Apple
wälze auf sie finanzielle Risiken ab.
Einige Kritiker verwiesen darauf, dass
Apple zum Ende des vergangenen
Quartals Geldreserven von mehr als
190 Milliarden Dollar hatte. dpa/nd

Taylor Swift Foto: dpa/Rolf Vennenbernd
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KOMMENTAR

Gerd Müller
übersieht die
Handelspolitik
Martin Ling über berechtigte Kritik
und fehlende Kohärenz

Die EU habe das Thema Flücht-
linge »noch nie so ernst genom-
men, wie wir es derzeit tun«, sagt
die EU-Außenbeauftragte Federica
Mogherini. Das Selbstlob zielt auf
den europäischen Militäreinsatz
gegen Schlepperbanden, der diese
Woche beginnt, und sagt viel über
die Herangehensweise der EU: Es
geht um die Abwehr von Flücht-
lingen, alles andere ist sekundär.
Der deutsche Entwicklungsmi-

nister Gerd Müller findet die
richtigen Worte für die EU-
Flüchtlingspolitik. Er nennt es ein
»Armutszeugnis«, dass einige EU-
Länder in der Flüchtlingspolitik
ihre Solidarität verweigern und
Lösungen blockieren. Und er hält
es für nicht nachvollziehbar, dass
die EU ein 315-Milliarden-Euro-
Programm für die Wirtschaft auf-
lege, aber nicht in der Lage sei,
10 Milliarden für Flüchtlingshilfe
aufzubringen. »Die jetzige Situa-
tion ist beschämend.«
So beschämend die jetzige Si-

tuation auch ist, sie folgt einer
klaren Ratio: »Global Europe«. So
heißt die seit 2006 propagierte
Strategie der EU, die Wettbe-
werbsfähigkeit auf den Welt-
märkten zu stärken. Das heißt
nichts anderes als Märkte außer-
halb Europas zu erobern, um in
Europa Beschäftigung und Ein-
kommen zu sichern. Das zentrale
Instrument: Freihandelsabkom-
men mit allen Regionen der Welt
voranzutreiben. Und das nach
dem Motto, wer nicht will, der
wird schon. Kenia, das wirt-
schaftliche Schwergewicht Ostaf-
rikas, wollte das EPA-Abkommen
nicht unterschreiben, da es um
die Zukunft der eigenen Bauern
fürchtete. Die EU verhängte da-
raufhin umgehend Strafzölle auf
kenianische Waren, zum Beispiel
30 Prozent auf Schnittblumen,
eines der wichtigsten Exportgü-
ter. Kenia unterschrieb kurz da-
rauf ein Freihandelsabkommen,
das für neue Flüchtlinge sorgen
wird. Darüber schweigt Müller.

Gleichberechtigung ist selten
Ariane Krause über ihre Erfahrungen in der Entwicklungszusammenarbeit mit Tansania

An welcher Kooperation zwischen
Deutschland und Tansania sind Sie
beteiligt?
Es gab schon länger eine Zusam-
menarbeit zwischen Ingenieure ohne
Grenzen Berlin und MAVUNO in Ka-
ragwe zum Bau von Wassertanks und
Entwicklung einer Biogas-Anlage. Ich
selbst war dann aktiv in einem Pro-
jekt, das sich mit einem Ansatz öko-
logischer Sanitärversorgung mittels
Komposttoiletten beschäftigt hat. In
diesem Projekt kam noch die TU Ber-
lin als dritte Partnerorganisation da-
zu, zur ökologischen Begleitfor-
schung. Hier knüpft auch meine Pro-
motion an.

Und wie sieht der Wissensaus-
tausch und Technologietransfer
zwischen den Beteiligten dabei aus?
Sowohl im Projekt selbst als auch in
meiner Forschung arbeiten wir im en-
gen Austausch mit den Mitarbeitern
von MAVUNO. Alle Beteiligten brin-
gen, mit was ihnen an Lebenserfah-
rung und Wissen bereit steht. Wir ha-
ben alle mit unseren verschiedenen
Studienhintergründen Ideen einge-
bracht, wie die Technologien vor Ort
weiterentwickelt werden könnten.
Von den landwirtschaftlichen Exper-
ten in Tansania haben wir viel über
den Umgang mit den vorhandenen
Ressourcen, die landwirtschaftliche
Praxis und Materialkreisläufe vor Ort
gelernt. Zusammen haben wir ge-
lernt, uns ohne Ekelgefühl mit Sani-
tärversorgung auseinanderzusetzen
und mit Menschen über Fäkalien zu
reden.

Wie hat sich ihre Einstellung zur
Entwicklungszusammenarbeit (EZ)
über die Zeit verändert?
Anfangs kam mein Entschluss, mich
mit EZ zu beschäftigen aus einer ide-
alistischen Sichtweise. Ich hatte ein
Ungerechtigkeitsempfinden, dass so
viele Menschen auf der Welt Proble-
me haben, ihre Grundbedürfnisse zu
befriedigen, z. B. Zugang zu saube-
rem Wasser, zu einer sauberen und
sicheren Sanitärversorgung, zu Ener-
gie und zu gutem Essen. Ich fragte
mich: Wofür möchte ich meine Res-
sourcen als Ingenieurin einsetzen –
die Ausbildung, die ich bekommen
habe, das Wissen, das ich erlangt ha-
be? Zwar kann die globale Vertei-
lungsungerechtigkeit nicht technisch

gelöst werden, aber dennoch wollte
ich mich engagieren und mir dieses
Feld der EZ anschauen. Das Kritische
an der EZ ist, dass sehr viel Unge-
rechtigkeit und sehr viel post-kolo-
niale Herrschaftsverhältnisse und
Abhängigkeiten darin versteckt sind.

Können Sie ein paar konkrete Bei-
spiele solcher Ungerechtigkeiten
geben?
Die EZ-Projekte, die ich persönlich
kenne, sind vorwiegend finanziert
vom deutschen Entwicklungsminis-
terium BMZ oder von deutschen Stif-
tungen. Problematisch finde ich, dass
ich oft beobachtet habe, dass die Geld-
geber meist eine europäische/deut-
sche Partnerorganisation verlangen.
Oft fehlt das Vertrauen (und der Wil-
le) afrikanische Organisationen direkt
zu finanzieren. Dann ist es so, dass es

Teile des Budgets gibt, die für admi-
nistrative Kosten zur Verfügung ste-
hen. Diese gehen quasi »selbstver-
ständlich« nur an die deutsche Part-
nerorganisation, obwohl diese Kosten
auf beiden Seiten anfallen.
Oder: Flüge im Budget werden

eingeplant, damit europäische Men-
schen in afrikanische Länder fliegen
können – aber nicht umgekehrt. Zu-
mindest ist das meiner Erfahrung
nach sehr selten der Fall, obwohl ge-
sagt wird, es ginge um Wissensaus-
tausch – der kann genauso gut auch
bei uns stattfinden und wir können
Menschen zu uns einladen.

Ist diese Ungleichbehandlung der
Partnerorganisationen auch bei der
Projektplanung vorhanden?
Ja. Es gibt da unterschiedliche Vor-
stellungen von Zeitmanagement. Die
Projektplanung wird meist federfüh-
rend von den deutschen Partneror-
ganisationen gemacht. Manchmal
wird um Zustimmung gefragt, auch
um Feedback, aber es wird nicht ak-
tiv gemeinsam entwickelt, ge-
schweige denn die Projektplanung
den Organisationen vor Ort zuge-
sprochen.
Ein Beispiel auf abstrakter Ebene ein
Beispiel: Wie ist eigentlich For-
schung definiert? Wenn das im An-
trag steht, was ist damit gemeint?
Was ist das gemeinsame Verständ-
nis? Das hat alles einen eurozentri-
schen, rassistischen und auch be-
lehrenden Charakter, dass wir auf
»unsere« Definitionen und unser
Wissen als allgemeingültig pochen.

Was erscheint Ihnen grundlegend
für eine gute Kooperation? Und was
ist das übergeordnete Ziel von Wis-
sens- und Technologietransfer jen-
seits der Universität?
Ich bin für gleichberechtigte
(deutsch-afrikanische, deutsch-tan-
sanische, usw.) Partnerschaften und
Kooperationen. Aber es muss keine
EZ sein. Sie kann zwischen Indivi-
dualpersonen, Organisationen, For-
schungseinrichtungen, auch zwi-
schen Firmen als Partnerschaft statt-
finden. Im Endeffekt geht es dabei
auch einfach darum, ein gutes Team
zu sein, das ein gemeinsames Inte-
resse und Ziel hat, das respektvoll
und achtsam miteinander umgeht,
wo sich Menschen selbst reflektieren
und wo sich die Gruppe reflektiert.
Letztlich sind es ja Menschen, die
Projekte miteinander umsetzen.
Als Wissenschaftlerin finde ich es

wichtig, dass praxisorientierte Wis-
senschaftspartnerschaften stattfin-
den, damit wir keine Elfenbeinturm-
forschung machen. Angewandte For-
schung ist genauso wichtig wie
Grundlagenforschung. Wie funktio-
nieren bestimmte Ideen, Theorien,
Technologien in der Realität als
Mensch-Technik-System in einem
natürlichen Umfeld aber auch in ei-
nem politischen, rechtlichen Umfeld.
Und da müssen NutzerInnen auch –
von Anfang an – einen Einfluss auf
das Forschungsdesign haben und
nicht nur, wie Objekte beforscht wer-
den, die damit am Ende umgehen.
Daher mag ich auch die Aktionsfor-
schung.

Ariane Krause ist Wirtschaftsinge-
nieurin und promoviert an der TU
Berlin zu ressourcenschonenden
Mikroenergiesystemen und Boden-
verbesserung in ländlichen Regionen
Tansanias. Während der vergange-
nen drei Jahre hat sie dafür insge-
samt 15 Monate in der ländlichen
Karagwe-Region Tansanias ver-
bracht. Über Grenzen und Möglich-
keiten der Entwicklungszusammen-
arbeit sprach mit ihr für »nd« Julia
Schell.
Foto: CC

Adelard Ndibalema stellt Berechnungen für das Ofendesign an. Foto: Jan Schunk

Milliardenhilfe
von Migranten
aus Europa
150 Millionen Menschen im
Süden werden unterstützt

Von Kitty Stapp, New York

In Europa leben und arbeiten rund
50 Millionen Arbeitsmigranten.
Nach einem neuen Bericht des In-
ternationalen Fonds für land-
wirtschaftliche Entwicklung
(IFAD) haben sie im letzten Jahr
109,4 Milliarden US-Dollar in ih-
re Heimatländer überwiesen. Das
entspricht einem Viertel der glo-
balen Auslandsüberweisungen.
Die UN-Organisation geht da-

von aus, dass der Betrag deutlich
höher sein dürfte, da große Be-
träge ihr Ziel über informelle Ka-
näle erreichen.
»Wirmüssen sicherstellen, dass

sich die Überweisungskosten für
diese hart verdienten Einnahmen
möglichst gering halten und, was
noch wichtiger ist, dass diese Gel-
der den Zielfamilien in den länd-
lichen Gemeinden eine bessere
Zukunft ermöglichen«, erklärte
IFAD-Präsident Kanayo F. Nwan-
ze.
Die meisten Gelder der Mig-

ranten werden in Westeuropa und
der Russischen Föderation ver-
dient: 20,6 Milliarden Dollar in
der Russischen Föderation, 17,1
Milliarden Dollar in Großbritan-
nien, 14 Milliarden Dollar in
Deutschland, 10,5 Milliarden
Dollar in Frankreich, 10,4 Milli-
arden Dollar in Italien und 9,6
Milliarden Dollar in Spanien.
Ein Drittel (36,5 Milliarden

Dollar) der von Zuwanderern in
Europa generierten Gelder sind
2014 in 19 europäischen Staaten
verblieben. Zwei Drittel bezie-
hungsweise 72,9 Milliarden Dol-
lar flossen in 50 außereuropäi-
sche Länder. 40 Prozent dieser
Überweisungen gehen in die länd-
lichen Gebiete. Hier könnten sie
eine wichtige Rolle bei der Ent-
wicklung der armen Gemeinden
spielen. Tatsächlich geht man da-
von aus, dass die Überweisungen
die offizielle Entwicklungshilfe
um das Dreifache übersteigen.
»Das enorme Entwicklungspo-

tenzial der Überweisungen wird
nicht voll ausgeschöpft. Aller-
dings liegt es innerhalb unserer
Möglichkeiten, jeden hart ver-
dienten Euro, Rubel oder Schwei-
zer Franken, jedes Pfund und je-
de Krone in der Heimat der Mig-
ranten wertsteigernd zu verwen-
den«, bekräftigte Nwanze.
Schätzungen zufolge profitie-

ren weltweit 150 Millionen Men-
schen von den Überweisungen ih-
rer Angehörigen aus Europa. Die
Gelder werden für Nahrungsmit-
tel, Kleidung, Unterkünfte, Medi-
kamente und Bildung ausgege-
ben. Studien legen nahe, dass
ganze 20 Prozent der Geldsen-
dungen bereitstehen, um Rückla-
gen zu bilden, Investitionen zu er-
möglichen und Kleinunterneh-
merkredite zurückzuzahlen. IPS

Von Mosambik nach Moabit
Die neuen UNO-Nachhaltigkeitssziele werden auch für Länder des Nordens Maßstäbe setzen

ImHerbstwerden auf derUNO-Voll-
versammlung nachhaltige Ent-
wicklungsziele beschlossen, die so-
genannten SDG. Die Stiftung Nord-
Süd-Brücken widmete den SDG ih-
re Jahresveranstaltung.

Von Alessandra Behler

»Von den Millenniumsentwicklungs-
zielen zu den nachhaltigen Entwick-
lungszielen (SDG) – Alter Wein in
neuen Schläuchen?« Dieser Frage ging
die Stiftung Nord-Süd-Brücken bei ih-
rer Jahresveranstaltung letzten Frei-
tag vor rund 100 Interessierten im
Berliner Haus der Demokratie und
Menschenrechte nach. Aus aktuellem
Anlass: Im September treffen sich die
Staats- und Regierungschefs der UNO-
Mitgliedsstaaten in New York, um ei-
ne globale Agenda zu beschließen, die
Entwicklung und Nachhaltigkeit glei-
chermaßen berücksichtigen soll.

Die SDG treten an die Stelle der
acht Millenniumsentwicklungsziele,
die seit 2000 Entwicklungsmaßstäbe
in den Ländern des Globalen Südens
lieferten, ob in der Armutsbekämp-
fung oder bei der Gleichstellung der
Geschlechter. Die neuen 17 Nach-
haltigkeitsziele, die zudem 169 Ziel-
vorgaben umfassen, sollen für alle
Staaten, also auch die reichen In-
dustriestaaten, in gleicher Weise gel-
ten. Praktisch bedeutet dies, dass nun
die Bekämpfung von Armut nicht nur
auf Länder wie Mosambik bezogen
wird, sondern das hohe Armutsrisiko
von Menschen in Berlin-Moabit und
im Wedding abgebaut werden soll.
Beim dritten SDG-Ziel wird nicht nur
der Zugang zu medizinischer Ver-
sorgung in Cochabamba in Bolivien
in denBlick genommen, sondern auch
die vielen Menschen ohne Kranken-
versicherung in den USA oder Grie-
chenland.

Jens Martens, Direktor des Global
Policy Forums, der ab dieser Woche
die erste offizielle Konsultationsrunde
der UNO zu den Nachhaltigkeitszie-
len in New York für die deutsche Zi-
vilgesellschaft beobachten wird, be-

zeichnet die nachhaltigen Entwick-
lungsziele als »mehrdimensionalen
Ansatz zukunftsgerechter Entwick-
lung«. Ihnen läge ein breiteres Ent-
wicklungsverständnis zugrunde, wel-

ches auch die Menschenrechte und
ökologische Grenzen unseres Plane-
ten beachte. Um den Erfolg der neu-
en universellen Agenda zu gewähr-
leisten, sei es von zentraler Bedeu-
tung, konkrete Vereinbarungen über
ihre Finanzierung und Umsetzung zu
treffen. Auch muss geregelt werden,
wie geeignete Instrumente zur Über-
prüfung auf lokaler, nationaler und
globaler Ebene aussehen könnten.
Vertreter ostdeutscher Nichtre-

gierungsorganisationen (NRO) ga-
ben sich optimistisch. »Einen Grund
zur Hoffnung bietet die enge Ver-
knüpfung von umwelt- und entwick-
lungspolitischen Themen«, so Rita
Trautmann von arche noVa. Hieraus
ergäbe sich die Chance auf eine stär-
kere Wahrnehmung und Umsetzung
entwicklungspolitischer Bildung im
schulischen Bildungssystem. Aziz La-
mere von moveGlobal verwies in die-
sem Zusammenhang darauf, dass die

Rolle der Diasporaorganisationen in
der Entwicklungszusammenarbeit
deutlich gestärkt werden müssen.
Bernhard Felmberg vom deutschen

Entwicklungsministerium verwies da-
rauf, dass es wichtig sei, die Öffent-
lichkeit über die globale Entwick-
lungsagenda zu informieren. In der
anschließenden Diskussion mit dem
Publikum wurde unter anderem vor-
geschlagen, die Verabschiedung der
Nachhaltigkeitsziele in New York zum
Anlass zu nehmen, das Verständnis
von Entwicklungspolitik im 21. Jahr-
hundert zu überarbeiten und den ver-
ändertenBedingungenanzupassen. Es
geht nicht nur um die Ungleichheit
und ungleiche Verteilung von Res-
sourcen zwischen dem Globalen Nor-
den und dem Globalen Süden. Es geht
auch um die Bekämpfung der Un-
gleichheit innerhalb einer Gesell-
schaft. Dem müsste auch Entwick-
lungspolitik Rechnung tragen.

»Einen Grund zur
Hoffnung bietet die
enge Verknüpfung
von umwelt- und ent-
wicklungspolitischen
Themen.«
Rita Trautmann, arche noVa

ACTION

Solidarität – »Wir feiern: 25 Jah-
re SODI – Gemeinsam bewegen
wir mehr!! 25 Jahre Solidaritäts-
dienst International sind ein guter
Grund zu feiern, zu danken und
nach vorne zu blicken. Mit Musik
von Jean-Paul Musungay und Af-
rochanson, Spoken Words von
Stephanie-Lahya Aukongo, Kin-
derprogramm, Grill, Tombola und
vielem mehr. 27. Juni, 16 bis 21
Uhr, Kiezspinne Lichtenberg; Ad-
resse: Schulze-Boysen-Str. 38,
10365 Berlin-Lichtenberg (Halte-
stelle S+U-Bahnhof Frankfurter
Allee). Eintritt frei.

Zum Lesen – »Lateinamerika
Nachrichtenrichten 492« u. a.:
Guatemala: Die Macht des Geldes
– Proteste gegen Korruption, Me-
xiko: Gewalt eskaliert vor Wah-
len, Bezug: Lateinamerika Nach-
richten, Gneisenaustr. 2a, 10961
Berlin, 5 Euro, Tel.: (030) 694 61
00, www.lateinamerika-nach-
richten.de
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Ampel für
bessere Bildung
Andreas Fritsche über die
Anhänger der Gemeinschaftsschule

Eine rot-gelb-grüne Ampel-Koali-
tion, bei der die LINKE für die ro-
te Farbe steht, liegt in Branden-
burg praktisch außerhalb der
rechnerischen Möglichkeiten. Zur
Erinnerung: bei der Landtags-
wahl 2014 erhielt die LINKE 18,6
Prozent, die FDP 1,5 Prozent und
die Grünen kamen auf 6,2 Pro-
zent. Aber theoretisch wäre das
eine interessante Option – zu-
mindest in einer Hinsicht. Die
LINKE wirbt seit Jahren vergeb-
lich für längeres gemeinsames
Lernen und sie ersehnt zu diesem
Zweck die Einführung von Ge-
meinschaftsschulen. Die Grünen
hat sie dabei an ihrer Seite, doch
die CDU lehnt das strikt ab und
die SPD traut sich nicht.
Nun hat sich am Montag die

aus dem Landtag geflogene, zur
Splitterpartei verkümmerte FDP
zu Wort gemeldet. Der Landes-
vorsitzende Axel Graf Bülow
nannte die Vorschläge der Links-
fraktion zur Schulreform eine
gute Diskussionsgrundlage. »Ge-
rade im ländlichen Raum macht
es Sinn, etwa an Oberschulen auf
dem gleichen Gelände die Mög-
lichkeit zu schaffen, das Abitur zu
machen«, urteilte Graf Bülow.
Oberschulen, Gesamtschulen und
Gymnasien sollten aus seiner
Sicht künftig häufiger unter ei-
nem Dach sein.
Freilich will die FDP die Schü-

ler klassenweise nach Leistungs-
vermögen trennen und bekennt
sich also nur zu einer Softvarian-
te der Gemeinschaftsschule. Die
Schüler würden damit lediglich
länger nebeneinander lernen und
keineswegs gemeinsam. Das
würde die Probleme nicht lösen,
die gelöst werden müssen.
Die FDP erweist sich aber im-

merhin als beweglicher als die
SPD. Die verspricht einen Schul-
frieden. Das läuft auf Friedhofs-
ruhe hinaus. Denn wenn die
Schüler weiter auf verschiedene
Schultypen aufgeteilt werden,
dann droht ein Schulsterben.

Charité-Pfleger streiken los
Über 500 Beschäftigte forderten am ersten Arbeitskampftag bessere Personalausstattung
Mit der Frühschicht begann am
Montag der unbefristeten Aus-
stand der Pflegekräfte in Europas
größter Universitätsklinik. An die-
sem Dienstag wollen die Streiken-
den auf die Straße gehen.

Von Ulrike Henning

Die ersten Zeichen des Arbeitskamp-
fes finden sich vor dem Eingang der
»Medizinischen Kliniken« in der Sau-
erbruchstraße. Dort stehen Tische
und Bänke. Ein kleiner Pulk von Pfle-
gern in Streikwesten hat sich ver-
sammelt. Auf dem restlichen Gelän-
de des Charité-Standorts Mitte sind
dagegen ganz normal Patienten, Stu-
denten und Mitarbeiter unterwegs.
Hier und da hängt ein Streikplakat,
einige ver.di-Fahnen wehen an La-
ternenmasten.
Unter den versammelten Strei-

kenden ist eine Operationsschwester
aus der Allgemeinen Chirurgie. Sie ist
seit 27 Jahren im Beruf und arbeitet
an der Charité. Die Schwester streikt,
weil sich die Arbeitsbelastung »im-
mer weiter aufhäuft«. Ihr jüngerer
Kollege, der seit vier Jahren an der
Charité als Operationsassistent ar-
beitet, hält die Kapitalisierung des
Gesundheitswesens für »grund-
falsch«, auch wenn es bei der Charité
nur um die Pflicht zu schwarzen Zah-
len gehe. Der junge Mann weist das
Argument des Charité-Vorstandsvor-
sitzenden Karl Max Einhäupl zurück,
er könne auf die Forderung eines ver-
besserten Personalschlüssels nicht
eingehen, das sei Sache der Bundes-
und Länderpolitik. Einhäupl habe in
seiner Funktion als Chef von Europas
größtem Universitätsklinikum mehr
politischen Einfluss, als er zugeben
wolle, sagt der Operationsassistent.
Die Optimierungsversuche, bei de-

nen das Personal hin- und herge-
schoben wird, machen für den Fach-
pfleger den Eindruck, dass nach in-
dustriellen Maßstäben gearbeitet
werden soll. »Gesundheit ist aber kei-
ne Ware. Viele in der Pflege sind im-
mer noch idealistisch und hoch mo-
tiviert, sie bleiben länger, wenn es
nötig ist – und das wird hier bewusst
ausgenutzt.« Dass sie vorsätzlich Pa-
tienten gefährden, bestreiten beide

Mitarbeiter der Charité: Auch sie ge-
hen an diesem Vormittag wieder zu-
rück auf ihre Station, die einen Not-
dienst aufrecht erhält.
Seit Montag gibt es auch eine Clea-

ringstelle, in der täglich über die Ein-
stufung von Notfällen entschieden

wird. Rund 20 Stationen sind kom-
plett geschlossen, in weiteren gibt es
nur eingeschränkten Betrieb. Insge-
samt 950 Betten, davon 118 in In-
tensivbereichen werden nicht belegt.
Die Streikbereitschaft war schon vor-

ab hoch, aber auch die Patienten re-
agieren gelassen. »Die uns bekann-
ten Reaktionen der Patienten sind
durchgängig positiv«, sagte die
Streikleiterin des Campus Mitte, Da-
na Lützkendorf. Unterdessen solida-
risierten sich auch viele Ärzte mit den
Kolleginnen und Kollegen im Aus-
stand. Andere seien gegen Streiks in
Krankenhäusern generell, hörte die
Intensivpflegerin, undwollten das per
Petition in die Politik einbringen. »Das
geht gar nicht«, sagt die 38-Jährige.
Bislang gebe es noch kein neues An-
gebot von der Charité-Leitung, also
auch keinen neuen Verhandlungs-
termin. Nach einer Schlichtung im
vergangenen Jahr wurde verspro-
chen, 80 »Vollzeitäquivalente« neu zu
schaffen – angekommen sei davon
nichts. Das Krankenhaus weist in sei-
nem Jahresbericht für 2014 in allen
Personalgruppen außer dem ärztli-
chen Dienst sogar noch einen Abbau
zum Vorjahr aus: Unter dem Strich

gibt es sogar 91 Vollkräfte weniger.
Entsprechend lehnten die Intensiv-
pflegekräfte in diesem Jahr das An-
gebot ab, für ihren Bereich 60 neue
Vollzeitstellen zu schaffen. Denn den
besonders stressbelasteten Nacht-
diensten nütze das gar nichts. Sie
müssten weiterhin auf den Normal-
stationen mit zu wenig Personal aus-
kommen. Streikleiterin Dana Lütz-
kendorf sieht einen Spielraum ihres
Arbeitgebers zugunsten des gefor-
derten, verbesserten Personalschlüs-
sels. Dafür spricht auch der Ab-
schluss, den der Marburger Bund für
die Ärzte der Charité erreichte: Für
sie soll es in den nächsten beiden Jah-
ren insgesamt vier Prozent mehr Ge-
halt geben, was unter dem Strich ei-
ne zweistellige Millionen-Summe
ausmacht.
An diesem Dienstag wollen die

Streikenden auf die Straße gehen.
Treffpunkt ist um 15.30 Uhr am
Standort Mitte.

Streikende Pfleger protestierten am Montag vor dem Standort der Charité in Mitte. Foto: Florian Boillot

»Die uns bekannten
Reaktionen der
Patienten sind
durchgängig positiv.«
Dana Lützkendorf,
Streikleiterin Campus Mitte

1. Mai-Demonstration wurde komplett abgefilmt
Polizei erstellte von drei festen Punkten und aus Hubschrauber sogenannte Übersichtsaufnahmen

Der 1. Mai war dieses Jahr in Ber-
linsofriedlichwieseit langemnicht.
Dennoch wurden über 6000 Poli-
zisten eingesetzt und eine ange-
meldete Demonstration von der Po-
lizei mit Kameras überwacht.

Von Martin Kröger

Bereits am Auftaktort der »Revoluti-
onären 1. Mai-Demonstration« hatte
die Polizei eine »stationäre Kamera«
am Spreewaldplatz in Kreuzberg ins-
talliert. Den anschließenden Aufzug
auf der angemeldeten Demonstrati-
onsroute verfolgte die Polizei dann
mit Kameras aus einem Polizeihub-
schrauber. Weitere stationäre Kame-
ras waren am Hermannplatz und am
Endpunkt Lausitzer Platz aufgebaut
worden. Von 18.44 Uhr bis 21.22 Uhr
wurde praktisch ununterbrochen ge-
filmt. Seit zwei Jahren darf die Poli-
zei bei Demonstrationen filmen, auch
wenn keine Straftaten verübt wer-
den. Innensenator Frank Henkel
(CDU) hatte das Gesetz für die soge-
nannten Übersichtsaufnahmen ein-
gebracht. Proteste von Bürgerrechts-
organisationen blieben genauso er-
folglos wie eine Klage der Opposition
vor dem Landesverfassungsgericht
gegen Henkels Abfilmgesetz.
Wie stark die Polizei von der ge-

schaffenen Möglichkeit Gebrauch
macht, dokumentiert die fast lü-
ckenlose Überwachung der »Revolu-
tionären 1. Mai-Demonstration«. Po-
lizeipräsident Klaus Kandt erklärte

am Montag im Innenausschuss des
Abgeordnetenhauses: »Die Über-
sichtsaufnahmen hatten was mit der
gewaltigen Größe des Aufzuges zu
tun und Splittergruppen im Aufzug,
die Steine, Flaschen und Farbbeutel
geworfen haben.« Die Aufnahmen
seien nötig gewesen, »um die Lage im

Griff zu haben«. Die Begründung er-
staunt insofern, als die Polizei bei
Straftaten schon immer rechtlich be-
fugt war, zu filmen. Die sogenannten
Übersichtsaufnahmen sind dagegen
allerdings nur angebracht, wenn die
Menge unüberschaubar ist. Mit laut
Polizei 18000 Teilnehmern und ei-

ner Aufzuglänge von rund 1,5 Kilo-
metern baulich beengter Straßen sei
dies der Fall gewesen. So steht es in
der Antwort auf eine Schriftliche An-
frage des Linkspartei-Abgeordneten
Hakan Taş. Demnach hat die Poli-
zeiführung ihre Entscheidung für das
Abfilmen unverzüglich an die Ver-
sammlungsleitung kommuniziert.
Auch über den Twitter-Kanal der Po-
lizei Berlin sei über das Anfertigen
von »Übersichtsaufnahmen« infor-
miert worden. Die Aufnahmen seien
zudem den gesetzlichen Vorgaben
nur im »Weitwinkelformat« und nicht
gespeichert worden. Technisch ge-
sehen wären die Kameras in dem Po-
lizeihubschrauber dazu jedoch
durchaus in der Lage gewesen.
Wie friedlich der 1. Mai in diesem

Jahr vergleichsweise war, spiegelt
sich auch in der Bilanz der Polizei wi-
der: 48 Polizisten wurden verletzt. 45
Menschen wurden festgenommen,
lediglich ein Strafbefehl wurde er-
lassen. Trotz der von allen Fraktio-
nen im Abgeordnetenhaus gelobten
positiven Entwicklung hielt die Poli-
zei an einer großen Einsatzstärke fest.
Mehr als 6000 Polizisten (davon fast
1800 von Bundespolizei und aus an-
deren Bundesländern) wurden am 1.
Mai in Berlin eingesetzt. Forderun-
gen nach einer Reduzierung der Po-
lizeikräfte wies Polizeipräsident Klaus
Kandt entschieden zurück. »Wir
brauchen nicht nur Personal, wenn es
gewalttätig wird, sondern auch, um
den Verkehr zu lenken.«

Polizeitrupp mit Kamera am 1. Mai in Berlin Foto: dpa/Bernd von Jutrczenka

Czaja muss zur
Sondersitzung
Ausschuss debattiert über
LAGeSo-Prüfbericht

Von Christin Odoj

Die Begrüßung blieb frostig. Sozi-
alsenator Mario Czaja (CDU) und
der Chef des Landesamtes für Ge-
sundheit und Soziales (LAGeSo),
Franz Allert, reichten sich flüchtig
die Hand, dann geht jeder an sei-
nen Platz. Czaja war am gestrigen
Montag zu einer Sondersitzungdes
Ausschusses für Gesundheit und
Soziales ins Abgeordnetenhaus
geladen, um sich von den Parla-
mentariern zum Bericht der ex-
ternen Wirtschaftsprüfer zu Ver-
gabeverfahren an Flüchtlings-
heimbetreiber befragen zu lassen,
der der Verwaltung massives Ver-
sagen in Sachen Transparenz be-
scheinigt. Czaja beschloss, Allert
bleibt, seine Behörde wird aber
nichts mehr mit der Flüchtlings-
unterbringung zu tun haben. Ein
Grund: Bei elf von 16 überprüften
Zusagen an die privaten Heimbe-
treiber PeWoBe und Gierso ist laut
den Prüfern Geld an die Unter-
nehmen geflossen, ohne, dass sich
das LAGeSo über Verzinsung oder
sonstige Konditionen absicherte.
»Es ist nicht auszuschließen, dass
in diesem Zusammenhang ein
wirtschaftlicher Schaden für das
Land entstanden ist«, sagte Czaja
am Montag. Allert schwieg.
Konsequenz aus den Ergebnis-

sen des Berichts bleibt, dass die
Akquise und das Management der
Unterkünfte fortan eine Abteilung
übernimmt, die direkt Gesund-
heitsstaatssekretär Dirk Gerstle
(CDU) unterstellt ist. Weitere
Maßnahmen kündigte Czaja in der
Sitzung nicht an. Es bleibt dabei:
Der Ex-Bezirksamtsleiter von Rei-
nickendorf, Stephan Herting und
Petra Hildebrandt, Geschäftsfüh-
rerin einer Tochter der kommu-
nalen Wohnungsbaugesellschaft
Stadt und Land sind seit letzter

Woche für den Aufbau der neu
strukturierten Berliner Unterbrin-
gungsleitstelle (BUL) zuständig.
»Es ist absolut nicht ersichtlich,

welche Vorteile eine Ausgliede-
rung der BUL bringen soll«, kriti-
siert Fabio Reinhardt, flüchtlings-
politischer Sprecher der Piraten-
fraktion. Auch Elke Breitenbach,
sozialpolitische Sprecherin der
LINKEN, ist von Czajas Ankündi-
gungen nicht überzeugt. »Sie ha-
ben jahrelang auf Zeit gespielt und
geben jetzt den großen Chefauf-
klärer, der sie nicht sind«, sagt sie.
Einen geforderten Terminplan für
die angekündigte Neustrukturie-
rung blieb Czaja der Opposition im
Ausschuss schuldig. Der Berliner
Flüchtlingsrat geht nicht davon
aus, dass die direkte Zuständigkeit
des Senats, die Standards der Un-
terbringung anheben wird, wie es
in einer Stellungnahme heißt. Au-
ßerdem bleibe die meist völlig
überfüllte Zentrale Aufnahme- und
Leistungsstelle weiter beim LA-
GeSo angesiedelt. »Es ist zu be-
fürchten, dass sich an der katast-
rophalen Situation für Geflüchtete
nichts verbessert«, sagt Reinhardt.

Senator Mario Czaja Foto: nd/Ulli Winkler

Henkel prüft
Gesetz zur
Neutralität
Mehr als drei Monate nach der
Kopftuch-Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichtes hält Ber-
lin an seinem Neutralitätsgesetz
fest. Die Prüfung, welche Konse-
quenzen der höchstrichterliche
Beschluss auf das Berliner Verbot
religiöser Symbole und Klei-
dungsstücke im Öffentlichen
Dienst habe, dauere noch an, sag-
te ein Sprecher der Senatsver-
waltung von Innensenator Frank
Henkel (CDU) am Montag. Dafür
seien auch Stellungsnahmen an-
derer Senatsverwaltungen not-
wendig. Das Bundesverfassungs-
gericht hatte ein pauschales Kopf-
tuchverbot für unzulässig erklärt.
Künftig müsse dafür eine konkre-
te Gefahr für Neutralität und
Schulfrieden nachgewiesen wer-
den, hieß es. In den vergangenen
Wochen hatte der Fall der Kopf-
tuchtragenden Rechtsreferenda-
rin Betül U. in Berlin für eine neue
Debatte gesorgt. Betül U. hatte
sich beim Bezirksamt Neukölln für
eine Ausbildungsstation bewor-
ben und darauf bestanden, auch
im Dienst ihr Kopftuch zu tragen.
Daraufhin prüfte das Amt zu-
nächst die rechtlichen Vorausset-
zungen und die Frage, wo Betül
U. eingesetzt werden könne. Die
26-jährige angehende Juristin ab-
solviert ihr Referendariat jetzt in
der Senatsverwaltung für Ge-
sundheit und Soziales. epd/nd
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TIPPS

Politik

Mietenratschlag der Partei DIE LIN-
KE am 24.6., von 14 bis 16 Uhr, im
Karl-Liebknecht-Haus, Kleine Ale-
xanderstraße 28, Raum 523 (Mitte).

URANIA

Die URANIA, An der Urania 17, bie-
tet heute folgende Veranstaltungen
an:

17.30 Uhr: Forschung am Herzen:
Gegenwärtige und zukünftige Be-
handlungsmöglichkeiten von Herz-
erkrankungen. Vortrag und Diskus-
sion mit Prof. Dr. Christof Stamm.

19.30 Uhr: Adams Apfel und Evas Er-
be: Wie Gene unser Leben bestim-
men und warum Frauen anders sind
als Männer. Buchpräsentation, Vor-
trag und Gespräch mit Prof. Dr. Axel
Meyer.

Kinder

»Streit im Hof« – Puppentheater für
Kinder ab 3 Jahre. 24.6., 10 Uhr,
»HansWurst Nachfahren. Theater am
Winterfeldtplatz«, Gleditschstraße 5
(Schöneberg).

»Alles in Bewegung – Heute: Som-
merfest mit Ulf dem Spielmann«.
Buntes Mitmachprogramm für Kin-
der ab 3 Jahre. 24.6., 10 Uhr, im
»Stadttheater Cöpenick«, Friedrich-
shagener Straße 9.

Kostenlose Kurzvorführungen in
der Sternenkuppel am 24.6., 15 Uhr,
15.30 Uhr und 16 Uhr, im URANIA-
Planetarium Potsdam, Gutenberg-
straße 71/72.

Freizeit
»VERSschmuggel« – Der Überset-
zungsworkshop von Poesie mit Poe-
sie. Heute, 19 Uhr, in der »Akademie
der Künste«, Hanseatenweg 10 (Tier-
garten).

»Die Herbstzeitlosen« (Schweiz
2006, Regie: BettinaOberli) – Film im
Clubmit Irina Vogt. Heute, 19Uhr, im
»Kulturbund Treptow«, Ernststraße
14/16.

»Sternegucken im Urlaub?« – Eine
Weltreise unter dem Sternenhimmel.
Heute, 20 Uhr, im »Planetarium am
Insulaner & Wilhelm-Förster-Stern-
warte«, Munsterdamm 90 (Schöne-
berg).

»Dichterleben« – Richard Pietraß im
Gespräch mit Carl-Christian Elze.
Heute, 20 Uhr, im »Literaturforum im
Brecht-Haus«, Chausseestraße 125
(Mitte).

»Plastic Heroes (Plastik-Helden)« –
Anti-Kriegs-Stück von und mit Ariel
Doron. Heute, 20 Uhr, in der »Schau-
bude Berlin«, Greifswalder Straße 81-
84 (Prenzlauer Berg).

»LSD – Liebe Statt Drogen«: Ge-
schichten, Lieder und Gäste. Heute,
20.30 Uhr, im »Schokoladen Mitte«,
Ackerstraße 169.

»Berlin, dein Gesicht hat Sommer-
sprossen« – Chormusik am Nach-
mittag mit dem Ensemble Intermez-
zo e. V. am 24.6., 15 Uhr, im »Kul-
turforum Hellersdorf«, Carola-Ne-
her-Straße 1.

Gastspiel: »Tatort Bühne!« – Im-
provisationstheater am 24.6., 20 Uhr,
im »Berliner Kriminal Theater«, Um-
spannwerk.Ost, Palisadenstraße 48
(Friedrichshain).

»Sechs Tanzstunden in sechs Wo-
chen« – Komödie von Richard Alfieri
am 24.6. und 26.6., jeweils 20 Uhr,
»Kleines Theater«, Südwestkorso 64
(Friedenau).

Ausstellungen

»Liebermann und van Gogh« – Eine
kaum bekannte Wahlverwandtschaft
zweier Künstler. Bis 10.8., Montag,
Mittwoch, Freitag und Sonnabend
von 10 bis 18 Uhr, Donnerstag, Sonn-
tag und feiertags von 10 bis 19 Uhr,
in der »Liebermann-Villa« am Wann-
see, Colomierstraße 3.

»Nezaket Ekici – Alles, was man be-
sitzt, besitzt auch uns«. Perfor-
mances, Installationen, Videos. Bis
16.8., Dienstag bis Sonntag, von 11
bis 18 Uhr, im »Haus am Waldsee«,
Argentinische Allee 30 (Zehlendorf).

»Schöne Un-Heile Welt« – Malerei
und Bildhauerei von Gerda Berger,
Eva Möller und Regina Roskoden. Bis
30.8., Dienstag bis Sonntag, von 10
bis 18 Uhr, in der Galerie »Schwartz-
sche Villa«, Grunewaldstraße 55
(Steglitz).

NACHRICHTEN

Kostenfreies WLAN aus
Franken für ganz Berlin
Für viele Berliner und Gäste der
Hauptstadt wird der kostenfreie
Internet-Zugang über WLAN (lo-
kale Funknetze) bald Realität. Ein
junges Unternehmen aus dem
fränkischen Fürth, ABL Social Fe-
deration, hat den Zuschlag für das
Projekt bekommen, wie die Se-
natskanzlei am Montag mitteilte.
Mit der Firma werde man nun in
die Vertragsverhandlungen ein-
treten, sagte Staatskanzleichef
Björn Böhning. »Die Firma wird
mehrere hundert Standorte mit
einem zeitlich unbegrenzt kos-
tenfrei nutzbarem WLAN aus-
statten«, erläuterte er. Die Funk-
netze sollen nicht nur in der In-
nenstadt eingerichtet werden,
sondern in allen Bezirken, die In-
teresse anmelden. dpa/nd

Klassenreise scheitert an
defektem Bus
Eine Klassenfahrt Berliner Ober-
schüler an den Gardasee ist an ei-
nem defekten Bus gescheitert. Po-
lizisten stellten bei einer Kontrol-
le im Spandauer Ortsteil Wil-
helmstadt fest, dass aus dem Mo-
torraum Öl auf die Straße tropfte
und bemerkten Verrostungen und
ein loses Kabel. Heiß werdendes
Öl im Motorraum sei eine der
Hauptursachen für Brände, teilte
die Polizei am Montag mit. Daher
wurde die Abfahrt des Busses un-
tersagt. Da das Busunternehmen
keinen Ersatzbus zur Verfügung
stellen konnte, sei die geplante
Reise der 80 Schüler ausgefallen.
Schüler und Eltern seien über die
Maßnahme aber dankbar gewe-
sen, teilte die Polizei mit. dpa/nd

Frau wegen gefälschter
Fahrkarten verhaftet
Weil sie gefälschte Fahrkarten im
Internet angeboten haben soll, ist
eine junge Frau festgenommen
worden. Durch den Hinweis eines
Kaufinteressenten im Haupt-
bahnhof waren die Polizeibeam-
ten auf die Frau aufmerksam ge-
worden. Er hatte sich am Freitag-
nachmittag mit der Frau getroffen
und bemerkt, dass die angebote-
ne Monatskarte gefälscht war. Da-
raufhin alarmierte er die Polizei.
Bei der Frau fanden die Beamten
weitere gefälschte Fahrkarten, wie
die Polizei am Montag mitteilte.
dpa/nd

20-Jähriger mit Messer
schwer verletzt
Ein 20-Jähriger ist in Kreuzberg
beraubt und mit einem Messer
schwer am Kopf verletzt worden.
Zwei Männer attackierten ihn,
nachdem er Geld, eine Digitalka-
mera und weitere Gegenstände
nicht herausgeben wollte, wie die
Polizei am Montag mitteilte. Sie
hatten den Mann in der Nacht auf
Montag in der Wrangelstraße zu-
nächst mit der Bitte um eine Zi-
garette angesprochen. Dann be-
drohten sie ihn mit einem Cut-
termesser. Die Täter entkamen
nach dem Angriff. Das Opfer kam
in ein Krankenhaus. dpa/nd
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Fachkräftemangel verschärft sich
IHK warnt vor Entwicklung besonders im Öffentlichen Dienst
Seit drei Jahren analysiert die IHK
die Situation in Berlin. Im Öffent-
lichen Dienst sollen bis 2030 über
70000 Fachkräfte fehlen.

Von Bernd Kammer

Der Mangel an Fachkräften in Berlin
könnte in den nächsten Jahren dra-
matisch zunehmen. Das geht aus dem
aktualisierten Fachkräftemonitor her-
vor, mit dem die Industrie- und Han-
delskammer (IHK) seit 2012 die Ent-
wicklung analysiert. Danach wird
nach einer leichten Entspannung in
diesem und im nächsten Jahr die
Schere zwischen Bedarf und tatsäch-
lich vorhandenen Fachkräften trotz
des Bevölkerungswachstums wieder
deutlich zunehmen.
»Wir haben aktuell eine relativ ent-

spannte Situation«, sagte IHK-Experte
Simon Margraf, am Montag; das liege
auch an Änderungen der Rahmenbe-
dingungen wie der Einführung der
Rente mit 67 und dem ungebroche-
nen Zuzug nach Berlin von jährlich et-
wa 40000 Menschen. Im gleichen
Maße seien auch neue Jobs entstan-
den. »Aber wenn die Baby-Boomer in
Rente gehen, besonders ab 2020, wird
sich die Situation extrem verschär-
fen.«
Derzeit beträgt der IHK Engpass

laut Monitor 27000 Personen. Die
Unternehmen könnten zwei Prozent
ihrer Nachfrage nicht decken. Dieser
Engpass steigt bis 2021 auf 95000
Fachkräfte, bis zum Jahr 2030 könnte
er bei 244000 und damit etwa 13 Pro-
zent liegen. Das Angebot geht von
heute etwa 1,34 auf 1,1 Millionen
Fachkräfte zurück. Allerdings räumte
die Kammer ein, dass die Vorhersage
auf solch lange Zeiträume schwierig
sei, ihr Monitor, der zusammen mit
dem WifOR Institut Darmstadt ent-
wickelt wurde, sei dafür aber noch das
beste Instrument.
Verantwortlich für die größer wer-

dende Lücke zwischen Nachfrage und
Angebot an Fachkräften ist vor allem

der demografische Wandel. So steigt
das Durchschnittsalter von 44,2 Jah-
ren2015auf 45,9 Jahre2020und48,2
Jahre 2030. Am ältesten sind dann die
Beschäftigten im Einzelhandel mit
50,1 Jahren.
Besonders im öffentlichen Dienst

und den Dienstleistungsbranchen
werden die Fachkräfte knapp.

Im Öffentlichen Dienst prognostiziert
die IHK für 2030 einen Engpass von
73000 Beschäftigten, das wären fast
20 Prozent des Bedarfs von Verwal-
tungen, Feuerwehr, Polizei oder auch
BVG und BSR. »Wenn eine Firma 20
Prozent ihres Personalbedarfs nicht
decken kann, würde sie wahrschein-
lich die Stadt verlassen«, sagte der

stellvertretende IHK Hauptgeschäfts-
führer, Christian Wiesenhütter. »Aber
bei der Verwaltung geht das ja
schlecht.« Das Szenario seien eher
weiter eingeschränkte Dienstzeiten
und eine fortschreitende Digitalisie-
rung. Die IHK räumt ein, dass, je wei-
ter die Prognosen in die Zukunft rei-
chen, desto schwieriger die Entwick-
lungen abzubilden seien, »aber eine
Warnung sollten sie schon sein«, sag-
te IHK-Chefvolkswirt Constantin Ter-
con.
Anhand des öffentlich zugängli-

chen Monitors kann sich auch jeder
Jobsuchende informieren, wo und mit
welcher Qualifikation er die größten
Chancen auf einen Job hat. Derzeit
werden etwa 9500 Akademiker und
17000 »beruflich Qualifizierte« –
Techniker, Meister, Fachwirte – ge-
sucht. In 15 Jahren könnte dieses Ver-
hältnis ganz anders aussehen: Laut
IHK-Monitor fehlen dann 17000 Aka-
demiker und 136000 beruflich Qua-
lifizierte. Deshalb rät Wiesenhütter
Schulabgängern zur Lehre. »Die hoch
beruflich Qualifizierten haben später
die größte Chance – größer als die, die
studiert haben.« Viele Unternehmen
fänden heute schon keine Bewerber
für ihre Ausbildungsplätze. Die Fir-
men müssten sich aber auch fragen,
wie attraktiv sie für Fachkräfte seien.

Möglichkeiten, den Fachkräftemangel zu
begrenzen, sieht die IHK etwa in einer
verbesserten praxisorientierten Ausbil-
dung und dem Ausbau der Jugendbe-
rufsagenturen in allen Bezirken. Für den
Öffentlichen Dienst müsse es eine »de-
mografiefeste Personalstrategie« geben,
mit einem Gesamtpersonalvorstand und
betrieblichem Gesundheitsmanagement.
Flüchtlinge sind für die IHK potenzielle
Fachkräfte. »Wir brauchen eine Will-
kommenskultur, die ihnen eine Perspek-
tive ermöglicht«, fordert Terton. »Solan-
ge sei eine Ausbildung erhalten, dürfen
sie nicht abgeschoben werden.«

www.fachkraeftemonitor-berlin.de

Junge Fachkräfte haben gute Jobchancen. Foto: imago/Christian Ditsch

Großer Bahnhof
für die
Straßenbahn
Tausende Berliner huldigten am
Montag auf dem Alex einer 150-
Jährigen: Genau so lange ist es her,
dass in Berlin die erste Straßen-
bahn fuhr, damals noch von Pfer-
den gezogen. Die BVG hatte meh-
rere Exemplare zur Besichtigung
aufgefahren. Die Feierlichkeiten
setzen sich am kommenden Wo-
chenende fort, wenn der Betriebs-
hof Lichtenberg in der Siegfried-
straße am Sonnabend (11 bis 17
Uhr) und Sonntag (10 bis 15 Uhr)
öffnet. Am Sonntag startet um 14
Uhr ein Bahn-Korso durch die Stadt.
Außerdem gibt es das Jubiläums-
buch »Die Bahn, die Berlin bewegt«
(29,90 Euro, Nicolai-Verlag).
Foto: dpa/Rainer Jensen

Trübe Aussichten für das Strandbad Müggelsee
Die Anlage verfällt, über eine Sanierung streiten die Verwaltungen

Berlin verfügt eigentlich über eine
Fülle an Strandbädern: Wannsee,
Grünau, Tegeler See, Weißer See –
und auch Müggelsee. Das letztere
verfällt allerdings zusehends. Und
die Aussichten sind wenig positiv.

Die seit Jahren diskutierte Sanierung
des verfallenen Strandbads Müggel-
see geschieht frühestens in einigen
Jahren. Der Senat und der Bezirk
Treptow-Köpenick wollen die erfor-
derlichen acht Millionen Euro nicht
ausgeben, und für die Suche nach ei-
nem privaten Betreiber fehlen wei-
terhin Voraussetzungen, über die sich
die zuständigen Stellen schon lange
streiten. Derzeit wird nur die brö-

ckelnde Betonkante am Wasserzu-
gang des Badegeländes am Nordufer
des Müggelsees abgerissen.
Die Berliner Bäder-Betriebe gaben

die 1929 gebaute Anlage im Jahr 2006
an den Bezirk ab. Der Eintritt ist seit-
demkostenlos, aber dasGebäude samt
Terrasse verfällt zunehmend.
Für einen privaten Investor lohne

sich die Sanierung derzeit nicht, weil
das Bad rechtlich eine Sportanlage sei
und nur für gemeinnützige Zwecke
verwendet werden dürfe, sagte Be-
zirksbürgermeister Oliver Igel (SPD).
Seit mehr als drei Jahren gebe es ei-
nen Antrag an den Senat, zumindest
das Gebäude zu entwidmen, also
rechtlich anders zu definieren, um ei-

nen privaten Betreiber zu finden, der
zugleich renoviert. Die Strandfläche
mit den sanitären Anlagen soll wei-
terhin für die Öffentlichkeit nutzbar
sein.
Der stellvertretende Senatsspre-

cher Bernhard Schodrowski bestä-
tigte: »Der bebaute Bereich mit Ter-
rasse ist dringend sanierungsbedürf-
tig und soll nun in Erbpacht mit Bau-
verpflichtung privat vergeben wer-
den.«
Nun streiten sich die zuständigen

Senatsverwaltungen für Inneres und
Sport sowie für Stadtentwicklung um
das Vorgehen. Sport-Staatssekretär
Andreas Statzkowski (CDU) sagte, ei-
ne Debatte um eine Machbarkeits-

studie sei beendet und die nötige Mit-
zeichnung der Stadtentwicklungs-
verwaltung in Aussicht gestellt wor-
den. »Wir werden ein neues Schrei-
ben aufsetzen, so wie wir es damals
imOktober 2014 gemacht haben, und
die Senatsverwaltung für Stadtent-
wicklung und Umweltschutz um Mit-
zeichnung bitten.«
Im nächsten Schritt könnte der Se-

nat dem Abgeordnetenhaus einen
Beschluss vorlegen, mit der sich die
Ausschüsse für Stadtentwicklung und
Sport befassen würden. Schließlich
müsste das Landesparlament der so-
genannten Teilentwidmung zustim-
men. Wann damit zu rechnen sei,
bleibe offen, sagte Statzkowski. dpa



Brandenburg 13
*

uneues deutschland Dienstag, 23. Juni 2015

Spargelbauern sprechen von einer guten Saison
Durchschnittliche Erträge und gute Qualität trotz Trockenheit / Unternehmen zahlten erstmals einen Mindestlohn

In dieser Woche geht die Spargel-
saison 2015 offiziell zu Ende. Lang-
sam schießt auf den Feldern das
erste Kraut auf den langen Reihen.
Das letzte Edelgemüse wird ge-
erntet.

Für Brandenburgs Spargelbauern war
es eine gute Saison. »Spitzenerträge
sind allerdings ausgeblieben«, sagte
der Spargelberater Jürgen Schulze.
»Die Qualität war aber sehr ordent-
lich.« Trotz der zum Teil ausgespro-
chen trockenen Witterung konnte die
Nachfrage der Verbraucher in Berlin
und Brandenburg befriedigt werden.
Genaue Angaben zu den Ernteer-

gebnissen gibt es noch nicht. Denn
erst zum Johannistag am 24. Juni en-
det traditionell die Saison. Nur noch
wenige Stangen können ab dann ge-
stochen werden. An den Verkaufs-
ständen im Berliner Umland ist zu er-
fahren, dass es wohl noch bis zum
Wochenende frische Ware von den
Spargelfeldern um Beelitz (Potsdam-
Mittelmark) geben werde. Dann sei

Schluss. Die Felder brauchen Zeit zur
Erholung.
Wie sich der nun fällige Mindest-

lohn auf die Branche ausgewirkt ha-
be, stehe abschließend noch nicht
fest, sagte Schulze, der die Spargel-
betriebe berät. Eine Sonderregelung

im Agrarbereich legt im Osten zu-
nächst 7,20 Euro pro Stunde fest.
Über mehrere Stufen geht es bis 2017
auf 8,53 Euro hoch. Spargelbauern
hatten befürchtet, nicht mehr kos-
tendeckend arbeiten zu können,
wenn den Erntehelfern Mindestlohn

gezahlt werden müsse. Eine Be-
fürchtung, die sich offensichtlich
nicht bewahrheitet hat, wie bereits in
der vergangenen Woche auch der
Sprecher des Agrarministeriums in
Potsdam, Jens-UweSchade, dem»nd«
bestätigt hat.
»Es ist gelungen, die Waren zu ei-

nem fairen Preis zu verkaufen«, sagte
der Beelitzer Spargelbauer Jürgen
Jakobs. »Die Kunden waren bereit,
durchschnittlich 30 bis 40 Cent mehr
pro Kilogramm zu zahlen«, sagte er.
Der Wert der Ware werde offenbar
mehr geschätzt.
Auch Spargelbauer Ernst-August

Winkelmann kann für seinen Betrieb
eine gute Saison verbuchen. »Wir sind
ganz zufrieden«, sagte er.
In Brandenburg wird Spargel seit

ungefähr 150 Jahren angebaut. Der-
zeit wächst das Edelgemüse auf ins-
gesamt rund 2900 Hektar, davon ge-
hören etwa 1300 Hektar zum Bee-
litzer Anbaugebiet. Im vergangenen
Jahr wurden rund 15 000 Tonnen ge-
stochen. dpa/nd

Erntehelferin mit frischem Spargel von einem Feld bei Zauchwitz Foto: dpa/R. Hirschberger

50 Sportstätten marode
In Bad Saarow hat ein Fußballverein die Umkleidekabinen in Selbsthilfe saniert
Von fast 4000 Sportstätten im Land
Brandenburg sind 50 als un-
brauchbar eingestuft, davon allein
23 im Landkreis Oder-Spree.

Von Wilfried Neiße

Von den 50 Sportplätzen, Turnhallen
und andere Sportstätten in Bran-
denburg, die wegen ihres schlechten
Bauzustands unbrauchbar sind, lie-
gen allein 23 Anlagen im Landkreis
Oder-Spree. Das geht aus einer Ant-
wort von Bildungsminister Günter
Baaske (SPD) auf eine parlamentari-
sche Anfrage der CDU hervor.
»Jede Sportstätte, die nicht mehr

genutztwerden kann, ist eine zu viel«,
sagte Andreas Gerlach, Hauptge-
schäftsführer des Landessportbun-
des. Auch der Zustand der noch nutz-
baren Anlagen sei insgesamt meist
verbesserungswürdig.
Nach Auskunft von Minister Baas-

ke liegen Daten zu rund 3900 Sport-
stätten vor. Unter den nicht mehr
nutzbaren Anlagen befinden sich 29

Sportplätze, sechs Mehrzweckhallen
sowie je fünf Sporthallen, Reitplät-
zen und Bootslager. Auch eine Na-
turbadestelle gilt als nicht mehr
brauchbar.
Nicht in die Reihe der 50 gehören

inzwischen die zwei großen Potsda-
mer Sporthallen am Luftschiffhafen,
die ihre Unbrauchbarkeit nach einer
Millionensanierung bescheinigt be-
kommen hatten. Die Dachkonstruk-
tion hatte sich imNachhinein als nicht
schneelasttauglich erwiesen. Aus Si-
cherheitsgründen mussten diese Hal-
len erneut gesperrt und für weitere
Millionen nachsaniert werden.
In Sichtweite der beiden Hallen

befindet sich die alte Turnhalle des
früheren Armeesportklubs ASK Pots-
dam aus den frühen 1960er Jahren.
Sie hatte die Schneelastprüfung üb-
rigens bestanden. Einst war dies Eu-
ropas modernste Trainingsstätte für
den Turnleistungsbereich. Die heute
von Kindern, Schülern, Studenten
und Breitensportlern gern genutzte
Halle wartet seit Jahrzehnten auf ei-

ne Sanierung. Die Nutzer werden
vertröstet mit dem Satz, hier werde
eine neue Turnhalle gebaut. Ent-
sprechende Zusagen wurden schon
1994 von der Bundeswehr gegeben,
die danach unverrichteter Dinge ab-
gezogen war und die Halle der Stadt
Potsdam übergab. Nun wurde der
Neubau immer wieder hinausgezö-
gert. Als 2008/2009 Gelder aus den
Konjunkturprogramm zur Verfügung
standen, wurde nicht etwa diese stark
frequentierte Turnhalle moderni-
siert, sondern mit der MSB Arena ein
Sportpalast errichtet, der ein ver-
gleichsweise verlassenes Dasein fris-
tet. Sinnigerweise wurden zeitgleich
in den Umkleidekabinen der Turn-
halle neue Tapeten auf feuchte Wän-
de geklebt. Pläne für eine neue Halle
gibt es aber nach wie vor.
Schwierigkeiten gab und gibt es

auch anderswo. Der Sanitär- und
Umkleidebereich des Fußballvereins
Preußen Bad Saarow war baulich ge-
sperrt und mehrere Anträge auf För-
dermittel waren abschlägig beschie-

den worden. In Bad Saarow wurde
inzwischen zur Selbsthilfe gegriffen,
früher hätte man Subbotnik dazu ge-
sagt. Mit Hilfe von 40 000 Euro, die
die Kommune bereitgestellt hatte, ist
das Problem dort gelöst worden.
Dringend saniert werden müsste das
Bootshaus des Ruderclubs Fürsten-
walde. Dem Vernehmen nach stehen
dort für rund 500 Aktive nur ein WC
und ein Baucontainer zur Verfügung.
Austauschbedürftig ist die Leicht-
athletikbahn im Fritz-Lesch-Stadion
in Eberswalde. Schulen müssen mit-
unter mit maroden Sportanlagen
klarkommen. Genannt wurde da die
Oranienburger Torhorst-Gesamt-
schule. Ihre Sporthalle soll dem-
nächst neu gebaut werden.
In Brandenburg gibt es etwa 3000

Sportvereine mit zusammen rund
328 000 Mitgliedern. Das Land för-
dert den Breitensport mit jährlich 16
Millionen Euro, dazu zählen auch In-
vestitionen in die Sportanlagen. Ab
2017 kommt eine Million Euro pro
Jahr hinzu.

GELESEN

Lebensbogen
am Liepnitzsee
Von Andreas Fritsche

Im Sommer kommen die Berliner
zum Baden her, sonst gehen dort
vor allem die Bewohner der um-
liegenden Orte spazieren. Es ma-
che den Liepnitzsee liebenswert,
dass »fragwürdiger maritimer Lu-
xus« hier nicht zugelassen sei, be-
richtet Achim Rosenhahn. Er
selbst lebt in Zepernick und läuft
die Runde um den See immer wie-
der, fotografiert, hängt seinen Ge-
danken nach. Unter dem schlich-
ten Titel »Liepnitzsee« hat er Bil-
der und Reflexionen zusammen-
gestellt und veröffentlicht.
Es ist nicht das, was der Leser

vielleicht erwartet. Es ist kein Rei-
seführer und kein Bildband.
Touristinformationen fehlen, sieht
man einmal von einer kleinen An-
fahrtsskizze ab. Achtung! Das
Buch eignet sich auch nicht dazu,
darin zu blättern, etwas Erbauli-
ches zu suchen, hier ein Stück zu
lesen und dort ein Stück. Denn
Rosenhahns Reflexionen sind
nicht von der Art, dass sie sich auf
diese Weise erschließen würden.
Einzeln wirken sie zwar nicht völ-
lig belanglos, aber zufällig. Da
geht also irgendein Mensch spa-
zieren und sinnt über dies und je-
nes nach. Aber wen soll das inte-
ressieren? Jeder hat schließlich
seinen eigenen Blickwinkel, seine
eigenen Gedanken.
Der Leser muss sich die Zeit

nehmen, muss eintauchen. Dann
offenbart sich die interessante Ge-
dankenwelt eines Mannes, der alt
wird und sich seine Vergänglich-
keit vergegenwärtigt. »Viele Men-
schen verbieten sich den Blick auf
ihr Lebensende«, schreibt Rosen-
hahn. »Sie verwalten den kleiner
werden Rest an Lebenszeit, ohne
das Ende wirklich zu akzeptieren.
Mir scheint, sie verwehren sich
dadurch die Möglichkeit, den be-
rühmten Lebensbogen bewusst in
seiner natürlichen Folge bis zum
Ende zu gehen.«
Von dieser Warte eines Men-

schen jenseits der 60 erschließen
sich die Texte. Sie reichen von der
Erinnerung an eine glückliche Zeit
im Kindergarten der »östlichen
Republik« bis zur Reflexion über
die Entwertung von Lebenserfah-
rung durch das rasende Tempo der
technischen Entwicklung. Tante
Frida warnte den kleinen Achim
vor nunmehr einem halben Jahr-
hundert: »Nach dem Verzehr von
Äpfeln niemals Wasser trinken –
sonst stirbt man.« Achim hält das
jahrzehntelang für einen Aber-
glauben. Doch dann rehabilitiert
eine Radiosendung die Tante lan-
ge nach ihrem Tod. Früher, als die
Qualität des Trinkwassers man-
gelhaft war, konnte das Wasser-
trinken nach dem Apfelessen tat-
sächlich unangenehme Folgen
haben.
Immer wieder kommt Rosen-

hahn auf das Altern und die End-
lichkeit zurück. Bei der Lektüre
verfestigt sich von Seite zu Seite
der Eindruck, dass die Bilder vom
Liepnitzsee im Frühling, im Som-
mer, im Herbst und im Winter in
Beziehung dazu stehen, dass sie
das Werden und Vergehen sym-
bolisieren, Kreisläufe der Natur
genauso zeigen wie sie Sinnbild
des Lebensbogens sind. Rosen-
hahn ist nur irgendein Spazier-
gänger, geboren 1948 in Jena,
Studium der Regelungstechnik in
Moskau. Mehr verrät der Einband
nicht. Aber jetzt würde man doch
gern mehr über ihn wissen.

Achim Rosenhahn: Liepnitzsee, Edi-
tion Pfingstberg, 32 Euro

TIPP

Cottbus
Wolokolamsker Chaussee
Das Staatstheater Cottbus zeigt im
Großen Haus am Schillerplatz am
23. Juni um 19.30 Uhr und am 28.
Juni um 19 Uhr Heiner Müllers
Dramenzyklus »Wolokolamsker
Chaussee«, inszeniert von Schau-
spieldirektor Mario Holetzeck,
Karten-Tel.: (0355) 78 24 24 24.

Hedwig-Bollhagen-Museum wird eingerichtet

Velten. Eine Mitarbeiterin räumt am Montag in
Velten eine Vitrine des Hedwig-Bollhagen-Mu-
seums ein. Das Museum wird am 2. Juli eröffnet
und zeigt den Nachlass der 2001 verstorbenen
Keramikerin. Eigentlich sollte schon seit Som-

mer 2008 eine Dauerausstellung mit Bollhagens
Werken in Potsdam zu sehen sein. Daraus wur-
de nichts angesichts einer Debatte über die Rol-
le der Künstlerin in der Nazizeit. Eine Studie war
zu dem Ergebnis gekommen, dass Bollhagen pro-

fitierte, das Naziregime aber nicht gezielt un-
terstützt habe. Laut Studie erwarb 1934 ein Ver-
trauter der Künstlerin ihre HB-Werkstätten in
Marwitz zu einem Drittel des Wertes von jüdi-
schen Eigentümern. dpa/nd Foto: dpa/Bernd Settnik

NACHRICHTEN

Warnstreik in Lagern von
Edeka in Brandenburg
Grünheide. Die Beschäftigten der
Frühschicht in den Edeka-Zent-
rallagern Freienbrink (Oder-
Spree) und Mittenwalde (Dahme-
Spreewald) sind am Montagmor-
gen in einen Warnstreik getreten.
Damit wolle die Belegschaft dem
Arbeitgeber ein deutliches Zei-
chen senden, in den Tarifver-
handlungen für den genossen-
schaftlichen Großhandel ein ver-
handlungsfähiges Angebot vor-
zulegen, sagte ver.di-Verhand-
lungsführer Uwe Erschens. In den
beiden Lagern arbeiten rund 950
Beschäftigte. Die Gewerkschaft
fordert für die Mitarbeiter ein
Lohnplus von 150 Euro pro Mo-
nat und die gleiche Bezahlung wie
die Kollegen in Berlin. Dort er-
halten die Beschäftigten zwischen
25 und 40 Euro mehr pro Monat,
sagte Erschens. dpa/nd

Rosneft will Mehrheit bei
PCK Schwedt übernehmen
Schwedt. Russlands größter Öl-
konzern Rosneft will die Mehrheit
an der Raffinerie PCK Schwedt
(Uckermark) übernehmen. Der
Staatskonzern kauft für 300 Mil-
lionen Dollar dem französischen
Unternehmen Total seine Anteile
von 16,7 Prozent ab. Die Verträge
seien jetzt unterzeichnet worden,
bestätigte eine PCK-Sprecherin.
Zudem übernehme Rosneft die
Beteiligungen seines britischen
Partners BP in Höhe von 37,5 Pro-
zent. Vorbehaltlich kartellrechtli-
cher Genehmigungen werde Ros-
neft hier künftig 54 Prozent an der
Raffinerie halten, hieß es. dpa/nd

Land fördert Sanierung
von Schinkelkirche
Potsdam. Das Land Brandenburg
fördert die Sanierung der Schin-
kelkirche Glienicke (Prignitz). Für
die Restaurierung der vom Holz-
wurm befallenen Lütkemüller-
Kirchenorgel stellen Staatskanzlei
und Kulturministerium insgesamt
8000 Euro aus Lottomitteln be-
reit. Im kommenden Jahr, zum
200-jährigen Jubiläum des Got-
teshauses, soll das Instrument
wieder erklingen. Der Förderver-
ein der Schinkelkirche hatte Ei-
genmittel in Höhe von 45 000 Eu-
ro für die Sanierung der Kirche so-
wie 1500 Euro an Spenden für die
Rettung der Orgel aufgebracht.
Erst seit 1991 ist bekannt, dass der
Entwurf für die Kirche von dem
Architekten Karl Friedrich Schin-
kel stammt. epd/nd

Vida bleibt Landeschef
der Freien Wähler
Bernau. Der Landtagsabgeordne-
te Peter Vida ist am Wochenende
in Bernau (Barnim) als Landes-
vorsitzender der Brandenburger
Vereinigten Bürgerbewegun-
gen/Freie Wähler im Amt bestä-
tigt worden. Wie der Landesvor-
stand mitteilte, erhielt Vida 100
Prozent der Stimmen. In einer
Grundsatzrede sagte Vida, dass
man sich noch entschlossener für
den Ausbau direktdemokratischer
Elemente einsetzen werde. Der
Landesverband plädiere für nied-
rigere Quoren und die Ausdün-
nung des Ausschlusskatalogs bei
Bürgerbegehren. Die Freien Wäh-
ler lehnen außerdem die geplante
Verwaltungsreform ab. dpa/nd

Polizei findet Knochen in
einem Brunnen
Schönermark. Nach einem Kno-
chenfund in einem Brunnen in
Schönermark (Uckermark) hat die
Polizei dort weitere Knochenteile
entdeckt. Ob sie menschlichen Ur-
sprungs sind und zu den anderen
Knochen passen, ist bislang un-
klar, teilte eine Polizeisprecherin
am Montag mit. Ermittler hatten
Ende vergangener Woche den
Schlamm in einem Brunnen auf
einem Privatgrundstück mit Spe-
zialausrüstung untersucht, nach-
dem dort Gase ausgetreten wa-
ren. Die ersten, bei Brunnenar-
beiten entdeckte Knochen sind of-
fenbar menschlichen Ursprungs.
Rechtsmediziner sollen nun deren
Alter feststellen. dpa/nd



Wie die 7 auf Bahnsteig 8
Autorentheatertage am DT: »Container Paris« von David Gieselmann, Schauspiel Frankfurt
Von Hans-Dieter Schütt

D as Schönste an einem Sys-
tem ist der Fehler. Das An-
regendste an einer Rech-
nung: der Irrtum. Das

Vertrackteste an einer Wahrheit be-
steht in der Lüge – in die sich meist
jede Wahrheit verwandelt, sobald sie
verkündet wird. Denn alles, was klar
und direkt verkündet wird, das ver-
knappt und verdeutlicht, es wird so-
fort zielgerichtet, es richtet und rich-
tet zu. Lügt also. Ein Vorschlag: das
Wort Lüge ersetzen durch den Be-
griff der Spekulation. Vermutung.
Was wäre, wenn ... Erkenntnis träu-
men: Erfahrung mit Phantasie über-
malen. Spekulation ist Spiel, aber
schnell freilich drängt sich einem das
gefährlichste Spiel der Gegenwart in
den Sinn. Spiel? Geschäft. Es hat die
Spekulation, eine so alte Vokabel des
Ahnungsreichen, katastrophisch
ausgeweitet auf den Finanzsektor.
Ihn besetzt, ihn behext. Nun ist die
Spekulation Teufelszeug geworden.
David Gieselmann, einer der er-

folgreichen Autoren des deutschen
Theaters, Jahrgang 1972, schrieb
»Container Paris« – eine Komödie
über den Wucher der Spekulation,
ein witzig-wirres Spiel um die
Schnelligkeit, mit der ein ominöses
Objekt Auslöser gigantischer speku-
lativer Prozesse wird, die in sämtli-
che Strukturen hineinwirken und
unkontrollierbar eine industrielle,
banktechnische, mediale Wucht ent-
wickeln. Eine Wucht, deren End-
energie nichts mehr weiß von den
Zündfunken des Beginns; eine Akti-
onswelle, die zum Schluss nichts
mehr von dem zu offenbaren weiß,
was sie einst in Gang setzte. Sinn, der
sich in überdrehter Geschäftigkeit
verliert; Zweck, der nur Mittel über
Mittel ersinnt, die sich im Zwecklo-
sen erschöpfen. Ein Stück über je-
nen berauschenden Selbsterre-
gungskeim, ohne den kein Börsen-
mensch, kein Politiker, kein Leitar-
tikler frühmorgens aus dem Bett kä-
me.
Christian Brey inszenierte die Ko-

mödie am Schauspiel Frankfurt, jetzt
war die Aufführung zu Gast bei den
Autorentheatertagen des Deutschen
Theaters. Grothe, Mitarbeiter einer
Logistikfirma, soll in Paris einen ver-
lorengegangenen Container aufspü-
ren. Keiner weiß, was dieser birgt.
Aber alle hecheln, kurbeln, speku-
lieren. Grothe am beflissensten. Aus
dem Nichts wächst der Krake – der
Observation, der Verdächtigung, der
Intrige, der Konkurrenz, der post-
modernen Diskurse, der Jagd nach

dem,was allen unbekannt, abermehr
und mehr das Wichtigste ist. Das
Mysterium Container. Jeder tut, als
ob. Das Luftnummernprogramm. Der
Seifenblasenkrebs. Jeder ist der Er-
tappte, Entlarvte, Überführte, der
andere ertappt, entlarvt, überführt.
Torben Kessler ist Grothe – der

spillrige Pflichtpussler, der in eine
blassblaue Anzugenge gesperrte Spie-

ßer-Geselle, der plustrige Klein-In-
vestigative; aufreizend komisch sein
Running Gag, ein Containerliefer-
schein-Knäuel aus dem Jackett zu ho-
len und es minutenlang (!), nach al-
len Regeln der Verzögerungskunst,
mit zittrigem Eifer, auseinanderzu-
dröseln und wieder zusammenzu-
knüllen. In Paris trifft Grothe auf ein
Model, das sich bei Katharina Bach zur
hyperhysterischen, schenkelspreiz-
versessenen Ulknummer auswächst;
so aufgezogen wie ausgezogen, so zi-
ckig wie zeckig. Thomas Huber ist ihr
seidenfadenzarter Assistent, dann ein
geldsinniger Pater und ein grandios an
den eigenen Kehllauten erstickender
Schweizer – aus dessen Geldkoffer,
öffnet man ihn, bergmassive Volks-
musik tönt. Sascha Nathan stampft als
verdutzter Grothe-Vorgesetzter durch
die Szene und ist später ein zottel-
haarschmieriger Zivi. Verena Bukal
gibt zwischen geduckter Gefügigkeit
und vorsichtig auftrumpfender Ord-
nungsmacht Grothes Frau: das Ha-
scherl als Häscherin – sie wird sich den

Containerwirrwarr gleichsam
schnappen und unerwarteten Ge-
schäftssinn entwickeln. Aus dem Pub-
likum gibt Nico Holonics arrogant-
durchtrieben wirtschaftswissen-
schaftliche Tipps für erfolgreiche Spe-
kulationskarrieren.
Auf der schrägen, an ausgestreu-

tem Aktenpapier und Kartonage
schier erstickenden Bühne von Anet-
te Hachmann und Elisa Limberg
schafft Breys Inszenierung Bezie-
hungen, Verweise, Durchgänge im an
sich Beziehungslosen. Die in die Welt
Gesplitterten können sich nicht ent-
gehen – Gesellschaft ist, was zuei-
nander verdammt ist. Kalauer tref-
fen sich. Verständigungsversuche
verhaspeln sich. Typen verkrallen
sich. Und die Kritiker des grässli-
chen Systems sind ausgerechnet
(aber naturgemäß!) jene, die dessen
böse Spielregeln am besten beherr-
schen und am cleversten ausnutzen.
Opposition als einträglicher Seiten-
strang der Nutznießung. Kennt man
ja bestens. Hauptsächlich ergibt das

eine Groteske, hemmungslos ab-
surd. Klamauk, ja, aber warum nicht.
Wer nicht lachen kann, hat nicht

unbedingt recht; wer lachen muss –
auch nicht. Es ist ein wenig so, als
treffe Herbert Fritsch auf René Pol-
lesch – und zwar an der Bar. Am
Schluss zu viel Video, zu viel Schrau-
ben(über)drehungen, wo nichts mehr
Halt hat, aber auch vor keiner ge-
genstandsbezogenen wie gegen-
standsverlassenen Pseudophiloso-
phie Halt gemacht wird – letztlich je-
doch ein spaßiger, turbotoller Annä-
herungsversuch an den Spekulati-
onswahn einer bodenlos geworde-
nen Welt. Eine Welt, die sich in die-
ser Aufführung nur mal so antippt, als
löse sie nur mal schnell eine Watte-
schicht ihrer Wohlgepolstertheit –
aber das rohe gemeine Fleisch der
Gier und Gewinnsucht schimmert
schillernd durch. Ohne dass noch je-
mand durchsieht. Und deshalb lautet
der schönste Satz, geseufzt, gejapst
von Grothe: »Ich komme mir vor wie
die 7 auf Bahnsteig 8.«
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Kratzer am Lack
Die Ausstellung »Singapur Unheimlich« zeigt soziale und urbane Brüche im Musterstadtstaat auf

Von Tom Mustroph

Singapur ist Europäern meist nur als
glitzernde Wolkenkratzerkulisse, als
aufgeräumter Stadtstaat mit drako-
nischem Rechtssystem, vielleicht
noch als globaler Finanzplatz und
Glücksspielmekka bekannt. All dies
ist in der Vorstellung mit blankge-
wienerten Oberflächen verbunden.
Ein ganz anderes Singapur ist in der

Ausstellung »Singapur Unheimlich« in
der ifa Galerie in der Linienstraße zu
erkennen. Unheimlich ist dabei we-
niger im Sinne von gespenstisch zu
verstehen, selbst wenn Ho Tzu Nyen
in seiner sehr atmosphärischen Vi-
deoarbeit »Erde« mythische Grün-
dergestalten zu erwecken und in Ein-
klang mit heutigen Anzugträgern zu
bringen versucht. »Unheimlich« zielt
vielmehr auf die Abwesenheit eines
»Heims« ab. Ganz pragmatisch wird
dies an der kühlen Inszenierung der
kleinen Neubauwohnung sichtbar, in
der die Künstlerin Geraldine Kang ein-
mal sich selbst als Fremde und ein an-
deres Mal die in Depression verfalle-
ne und dem Tode entgegenkommen-
de Großmutter zeigt.
Noch klarer tritt die Problematik

vom fehlenden Heim in den Fotogra-
fien von Chua Chye Teck zutage. Er
fotografierte auf einer Brache zehn
Jahre lang provisorische Behausun-
gen, in denen sich Bäume und Sträu-

cher, einzelne konstruktive Elemente
wie Geländer und Holzpaletten mit
PlastikplanenundWellblechplatten zu
bizarren Unterschlupf-Konstellatio-
nen fügen. Mit dem Bild der Glitzer-
metropole hat das nichts mehr zu tun.
Auf die sozialen Spannungen un-

ter dieser Oberfläche geht Tan Pin Pin
in ihrem minimalistischen Film »Die
Unmöglichkeit des Wissens« ein. Sie
zeigt die Stelle, von der aus ein ver-
zweifeltes Paar sich vom Hochhaus
aus in den Tod stürzte. Sie zeigt auch
die Stelle am Boden, an der die Kör-
per aufschlugen und erzählt die Ge-
schichte in wenigen Sätzen. Mit ihrer

Kamera sind wir ebenfalls in einer
ausgebrannten und noch von Lösch-
wasser durchnässtenMoschee, die ein
von zu Hause ausgerissener Junge
versehentlich in Brand steckte, als er
in der Nacht zwei Bücher anzündete.
Noch bedrückender ist eine schma-

le, nur wenig Wasser führende Be-
tonröhre, die bei heftigem Regen-
wetter zum Bett eines tosenden
Stroms wurde, der ein Schulkind in
den Tod riss.
Wasser spielt auch in Charles Lims

Video »Alle Linien zerfließen« eine
wichtige Rolle. Lim zeigt einen jener
offenbar zahlreichen betonierten Ka-

näle, in denen gewöhnlich nur ein
schmutziges Rinnsal seine Bahn zieht,
das aber bei starken Regenfällen zu
einem todbringenden Fluss anwach-
sen kann. Die Grenzen und die Kon-
sequenzen der Eingriffe des Men-
schen in die Natur werden hier deut-
lich; in eine Natur, die auch in einem
Stadtstaat zurückschlägt.
Dass selbst der Tod eine prekäre

Existenz in Singapur führt, deutet ei-
ne auf den ersten Blick sehr unspek-
takulär wirkende Installation von Zai
Tang an. Der Klangkünstler nahm Ge-
räusche von einem Friedhof auf, der
viele Verstorbene aus der frühen Ein-

wanderergeneration des vor 50 Jah-
ren gegründeten Stadtstaats beher-
bergt. Vogelzwitschern ist dort zu hö-
ren, Blätterrascheln und auch Hufge-
trappel. Die Töne sind auf eine Schall-
platte gebracht, deren Rillen sich beim
Gebrauch abnutzen. Das Verschwin-
den der Töne ist ein Hinweis darauf,
dass auch der Friedhof demnächst ei-
ner Autobahn weichen muss.
Wie exemplarisch, wie repräsen-

tativ gar, die Beobachtungen der an
dieser Ausstellung beteiligten Künst-
ler sind, ist nicht zu bestimmen. Viel-
leicht stammen sie nur von den Rand-
und Bruchzonen einer ansonsten sehr
dynamischen Gesellschaft. Aber sie
sind dennoch ein Indikator, dass Sin-
gapurs Bevölkerung die Entwicklung
der eigenen Gesellschaft, ihre Grund-
annahmen und auch ihre Zukunfts-
fähigkeit zu hinterfragen beginnt.
Minimalistisches Beispiel für ei-

nen erwachenden Sinn für Historizi-
tät ist Chun Kai Fengs Installation aus
zwei Geländersegmenten. Das eine ist
aus dickem Glas und legiertem Stahl
gefertigt und damit äußerst unemp-
findlich gegenüber Benutzungsspu-
ren. Das zweite Geländersegment be-
steht aus bereits angerostetem Stahl.
Es ist Zeugnis von Werden und Ver-
gehen – auch und gerade in einer
Metropole der Superlative.

ifa Galerie, bis 5. JuliTan Pin Pin: »Aus Liebe zu Singapur«, 2013 Foto: © Tan Pin Pin

Henrik Nánási
verlässt
Komische Oper
Die Komische Oper Berlin muss
sich einen neuen Generalmusik-
direktor suchen. Henrik Nánási
werde seinen Vertrag über die
Spielzeit 2016/17 hinaus nicht
verlängern, teilte das Opernhaus
am Montag mit. Der 1975 gebo-
rene Nánási wolle sich verstärkt
auf seine internationalen Enga-
gements konzentrieren, hieß es
zur Begründung. Der aus Ungarn
stammende Dirigent hatte zu-
sammen mit Intendant Barrie
Kosky 2012 an der Komischen
Oper begonnen. In den kommen-
den Spielzeiten dirigiert er unter
anderem auch an den Opernhäu-
sern in Chicago und an der Opéra
National de Paris. Nánási wolle
aber weiter an der Komischen
Oper präsent sein. Es gebe bereits
Gespräche über Projekte nach
2017, erklärte Kosky. dpa

Alte Mitte,
neue Liebe?
Mit dem Projekt »Berliner Luft«
beteiligt sich die Berliner Stra-
ßentheatertruppe »Grotest Maru«
an der Stadtdebatte »Berliner Mit-
te 2015« der Senatsverwaltung für
Stadtentwicklung und Umwelt.
Historische Gestalten aus sieben
Jahrhunderten Berlins bieten auf
dem Platz zwischen Fernsehturm
und Spree in Form von szeni-
schen Dialogen Anwohnern, Pas-
santen, Berlinern und ihren Gäs-
ten die Möglichkeit eines anderen
Nachdenkens über die Zukunft der
von der Geschichte geprägten und
von diversen städtebaulichen Ent-
scheidungen geformten Berliner
Mitte. Was muss sich mit dem
Platz ändern, wenn vorn die
Schlossfassade prangt und hinten
sich die geplanten Hochhaustür-
me erheben? Muss sich über-
haupt etwas ändern?
Der erste Auftritt von »Grotest

Maru« am 26. Juni, 15 bis 19 Uhr,
ist dem »Dialog« gewidmet. Am
Samstag, dem 22. August, sind Be-
sucher dazu eingeladen, ihre Ge-
staltungsvorschläge selbst auf der
»Speaker’s Corners« kund zu tun,
und am Samstag, dem 26. Sep-
tember, werden die Ideen, Wün-
sche und Vorstellungen bei einer
Parade auf dem Platz veröffent-
licht. Die Ergebnisse werden in
Bürgerwerkstätten, Fachkolloqui-
en und Foren diskutiert. Eine Aus-
stellung undSpaziergänge auf dem
Platz bieten weiterhin den Raum
für historische Erkundungen. Die
Ergebnisse dieser Debatten wer-
den im Abgeordnetenhaus prä-
sentiert und bestimmen die Neu-
gestaltung mit. nd

Theater am
Riesenrad
Im sonst gesperrten Spreepark im
Plänterwald gibt es im Sommer
wieder Open-Air-Kultur. Der Ver-
ein Kulturspreepark e.V. will da-
für das alte Naturtheater aus Stein
nutzen. Am 3. Juli startet die Sai-
son – mit dem Musik-Theater-
stück »Oh wie schön ist Panama«
und einem Konzert der Bigband
»Crocodile Princess«. »Ich hoffe, es
wird ein großes Fest«, sagte Ka-
tharina Becker vom Verein. An
insgesamt neunWochenenden soll
es Theater für Erwachsene und
Familien sowie Tanz- und Musik-
veranstaltungen geben – bis zum
20. September.
Das Amphitheater befindet sich

direkt neben dem Riesenrad. Die
Bühne und auch die Zuschauer-
tribüne sind seit rund 13 Jahren
stillgelegt. »Das ist ja nicht kaputt
in dem Sinn. Das hat sich einfach
die Natur zurückgeholt. Wir müs-
sen da den Wildwuchs entfernen«,
sagte Becker zum Zustand des Na-
turtheaters. Die Kosten dafür wür-
den durch Spenden finanziert. Ein
Teil der Zuschauertribüne soll res-
tauriert werden, so dass 199 Men-
schen Platz haben. dpa/nd
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Deutsche Oper Berlin: Regisseur Philipp Stölzl gewinnt Charles Gounods seichtem »Faust« mehr ab, als darin steckt

Marzipan im Tiefkühlschrank
Von Stefan Amzoll

D ie Bühne hat eine Riesen-
röhre in der Mitte, deren
Mantel je nach Situation
die Farben wechselt, ein

Turm ohne Öffnungen. Um den he-
rum rankt sich die Story, laufen, krie-
chen Menschen, verweilen, kommen
und verschwinden. Sie können ei-
nander treffen auf dem Mittelstrei-
fen, der sich dreht. Links steht eine
Pritsche, ein seltsam geformtes Ding.
Erst zuletzt stellt sich heraus, dass,
wer darauf liegt, dem Tode geweiht
ist. Bitter, bitter. Dabei hebt die Ge-
schichte freudig an. Freudig? Der al-
te Zausel Faust erhält über Mephis-
tos Zauberei seine Jugendwieder. Ein
so glückhafter wie horrender Vor-
gang, Kraftquell und Verkauf der See-
le in einem.
Wer Gounods »Faust« brauchbar

umzusetzen sucht, der hat es wahr-
lich nicht leicht. Die fünfaktige Oper
ist altbacken und hat mit dem klas-
sischen »Faust« so gut wie nichts zu
schaffen. Kommt das Werk des Fran-
zosen, der darüber berühmt gewor-
den ist, museal auf die Bühne, be-
dient es nichts als die Wünsche jenes
Publikums, das am weitesten zu-
rückgebliebenen ist. Dieser »Faust«,
1859 in Paris unter Jubel uraufge-
führt, geht indes auch anders zu ma-
chen.Das zeigte diese Premiere an der
Deutschen Oper zumindest in Ansät-
zen.
»Hör, du musst mir die Dirne schaf-

fen! / (...) Wenn nicht das süße junge
Blut / Heut Nacht in meinen Armen
ruht, / So sind wir umMitternacht ge-
schieden.« Sagt Faust, in Mephisto
dringend. Und der verschafft das
Fleisch nicht, bevor er mit Faust den
berühmten Pakt geschlossen hat.
Margarethe ist die Angebetete des
nunmehrigen Jünglings. Es dauert,
ehe sie sich zum ihm bekennt. Schutz-
patron ist ihr Bruder Valentin – Sol-
dat, Kriegsgänger und -heimkehrer
unterm Taumel des Volkes (Chor).
Faust, alle Nebenbuhlerei abwehrend
(Siebel-Geschichte), liebt sie zwar,
doch seine Entbranntheit erschöpft
sich alsbald in bloßer Begierde.
Eines macht die Bühne in der Re-

gie Philipp Stölzls rasch klar. Eroti-
sche Reinheit geht nicht. Jeder darf
am Rand mit jeder fummeln. Faust
verlässt die Erkorene, begegnet ihr
aber später wieder. Beider unterdes

lädierte Herzen pochen zwar immer
noch für einander. Doch die uner-
schütterliche Margarethe endet
schließlich als enttäuschte, von allzu
viel Glauben an Engelein zer-
knirschte Frau, die es vorzieht, eher
dem lieben Gott ergeben zu sein als
den Rätseln und Tränen der irdi-
schen Liebe. Wer da nicht mitweint,
ist selber schuld. Dies, versehen mit
Nebensträngen, ist die Erzählfolie der
Oper. Von der Goetheschen Höhe des
»Faust« Teil I bleibt allenfalls ein
Hauch. Darum ist die Oper häufig un-
ter dem Titel »Margarethe« angebo-
ten worden. Hier nicht. Aber das hat
keinerlei Bedeutung.
Zur Musik des »Faust« nur so viel.

Sie ist selig romantisch, selbst wenn
die Tragödie im Zenit steht und das
Orchester aus allen Fugen scheint.
Viervierteltonalität nistet in fast je-
dem Takt. Molldämmerungen im-

mergleicher Spielart durchwandern
die Partitur. Das beginnt in der Ou-
vertüre und endet im finalen Choral.
Einige Arien, etwa Margarethes
Schlussgesang, wirken tief empfun-
den.
Es ist schon komisch, Gounod

schrieb ein gutes Dutzend Opern,
und nur diese eine hat sich gehalten.
Dabei hängt das runde Gebilde, das
nichts als eine billige Liebesstory
entrollt, tief im Zeitgeschmack. Wa-
rum aber entzückt die Oper heute
noch? Und wen? Mozarts große
Opern sind zeitlos und faszinieren,
diese weder noch. Sie verärgert eher.
Der Saal der Deutsche Oper war
gleichwohl bis auf den letzten Platz
gefüllt. Häufig kam Szenenbeifall.
Woran rühren die sich aussingende
Seele der Margarete, die zwei-
schneidigen Tonfälle des Faust und
seines Wiedergängers?

Philipp Stölzl weiß freilich um die
Probleme dieses hochromantischen
Opus. Einmal eingewilligt, es umzu-
setzen, musste er sich was einfallen
lassen. Die Musik bleibt unangetas-
tet. Kein Pferd Goethes wiehert in die
Vorgänge hinein, und Rockklänge
einzubauen, ist unstatthaft. Immer-
hin. In Augenschein gerät haupt-
sächlich die Bühnengestaltung. Mit
Heinke Vollmer auch dafür zustän-
dig, baut Stölzl sehr eindringliche,
einprägsame Bilder und Figurenar-
rangements wider den romantischen
Seelenfluss der Musik. Kälte, Starre,
Erstarrung sind Dominanten über fast
drei Stunden weg. Die Oper gefriert
gleichsam wie das Stück Butter-
cremtorte mit Sahne und dem
schmalzig glänzenden Kopf aus Mar-
zipan drauf im Tiefkühlfach.
Während Faust um die Liebe Mar-

garethes wirbt, kreisen Genrebilder

mit Handwerkern, Köchinnen, spie-
lenden Mädchen. Die wirken wie ge-
malt. Grau und tot erscheint selbst,
was sich bewegt. Die zylindrische
Turmwand ist Stätte der Anlehnung.
Die vereinsamte, verlassene Marga-
rethe schmiegt sich ans fahle Rund.
Die Wohnstatt der Frau ist ein klapp-
riger, schmutziger, einachsiger
Wohnwagen. Der wird nicht gezo-
gen, er dreht mit, wenn die Mittel-
bühne dreht. Dann, als der Kummer
allseits groß ist, regiert Kälte natur-
wüchsig. Es schneit. Menschengrup-
pen erstarren in der Pantomime. Ein-
zelne hocken traurig auf weißem
Grund. Die schneebedeckte Bühne
dreht auch die zerlumpten, hinken-
den, verletzt kriechenden Soldaten,
die mit Valentin voran aus dem Krieg
zurückgekehrt sind, einem Krieg, in
dem sie gesiegt haben sollen, sugge-
rieren das Marcato der Musik und
Volkes Gesang. Hier kontrapunktiert
die Szene am stärksten zum zähen
Fluss des Geschehens, indem sie Hel-
dentum karikiert.
Kaum zu erwähnen, dass das En-

semble sängerischwie aus einemGuss
erscheint. Beste Stimmen schmei-
cheln dem Ohr. Dazu eingängige
Chöre (Chor der Deutschen Oper),
einstudiert von Thomas Richter und
begleitet vom vielfach unterforder-
ten Hausorchester unter Marco Ar-
miliato. Unter den Sängern heraus-
ragend Markus Brück als heldischer
und auch so sterbender Valentin. Ne-
ben Faust (Teodor Ilincai) und Me-
phisto (Ildebrando D’Arcangelo) bril-
liert selbstredend die große Krassi-
mira Stoyanova als Margarethe.
Die Protagonistin stirbt am Ende,

besser: Sie wird von Henkern umge-
bracht. Schlussszene: Mauer, Sta-
cheldraht, zwei Wärter – das Hel-
denpaar fackelt nicht lange – verre-
cken durch Pistolenschüsse. Marga-
rethe in der Zelle, sie will raus und
sie will nicht raus. Denn die grobe
Männerwelt ekelt sie. Was Wunder,
dass sie den Herrn um Vergebung bit-
tet und sie ihr traurigstes, anmutigs-
tes, weinerlichstes Lied während der
ganzen Oper so über die Lippen
bringt, dass die gesamte Gemeinde im
Saal nicht weiß, ob sie echte Tränen
vergießen oder bloß heulen soll. Auf
besagter Pritsche erhält sie die Gift-
spritze. Vorhang. Jubel.

Nächste Vorstellung: 24.6.

Wo der Kummer groß ist, regiert Kälte: Faust (Teodor Ilincai, re.) im Schnee. Foto: Matthias Baus

Was Massaker wie die in Charleston, Littleton und Winnenden erst möglich macht

Die Justiz schweigt
Von Wolfgang Schmidbauer

E s ist schwer, das Unfassbare zu
begreifen.« »Wir werden es
wohl nie verstehen.« Der erste

Satz kommt aus einer aktuellen Ta-
geszeitung nach dem rassistischen
Massaker an Kirchgängern in Charles-
ton, Süd-Carolina. Der Täter, ein wei-
ßer 21-Jähriger, erschoss neun Men-
schen in einer vorwiegend von
Schwarzen besuchten Kirche. Der
zweite Satz stammt vom früheren US-
Präsidenten Bill Clinton und fiel nach
demAmoklauf an der ColumbineHigh
School.
Wir wissen, warum solche Dinge

geschehen – wenn wir es wissen wol-
len. Die Massaker finden statt, weil
Menschen dazu fähig und die nötigen
Werkzeuge billig zu haben sind. Ent-
sprechende Mordgelüste kennt jeder
einigermaßen selbstkritische und ge-
genüber seiner Fantasiewelt offene
Mensch. Um sich mit solch beschä-
menden Gedanken nicht in den Vor-
dergrund zu drängen, hat bereits Sig-
mund Freud lieber Heinrich Heine zi-
tiert, als Selbstgedachtes beizusteu-
ern: »Ich habe die friedlichste Gesin-
nung. Meine Wünsche sind: eine be-
scheidene Hütte, ein Strohdach, aber
ein gutes Bett, gutes Essen, Milch und

Butter, sehr frisch, vor dem Fenster
Blumen, vor der Tür einige schöne
Bäume, und wenn der liebe Gott mich
ganz glücklich machen will, lässt er
mich die Freude erleben, dass an die-
sen Bäumen etwa sechs bis sieben
meiner Feinde aufgehängt werden.
Mit gerührtem Herzen werde ich ih-
nen vor ihrem Tode alle Unbill ver-
zeihen, die sie mir im Leben zugefügt
– ja man muss seinen Feinden ver-
zeihen, aber nicht früher, als bis sie
gehenkt werden.« (H. Heine, »Ge-
danken und Einfälle«)
Menschen wie der 21-Jährige in

Charleston morden auf moderne, er-
schreckende Weise, weil ihnen
Werkzeuge in die Hand gegeben
werden, die es erleichtern, den Hen-
ker zu spielen, und weil die Täter so
viel Aufmerksamkeit bekommen, als
seien sie Helden. Morde wie die in
Charleston sind nur möglich, wo au-
tomatische Waffen zu haben sind.
Das ist in vielen Staaten der USA ein-
facher als in Mitteleuropa, aber auch
hierzulande noch leicht genug. Es
genügt, Sportschütze oder Jäger zu
sein, und schon kann man ganz le-
gal Waffen kaufen wie jene, mit de-
nen Breivik in Norwegen »kämpfte«.
Seit dem Amoklauf in der Schule

von Winnenden streitet eine Eltern-

initiative, unterstützt von dem Pub-
lizisten Roman Grafe, gegen groß-
kalibrige, automatische Schusswaf-
fen als legales Sportgerät. Nachdem
eine Beschwerde beim Bundesver-
fassungsgericht abgelehnt wurde,
wandte sich ein Mitglied dieser
Gruppe, selbst betroffene Mutter, an
den Europäischen Gerichtshofs für
Menschenrechte.
In ihrer Verfassungsbeschwerde

schrieb Barbara Nalepa, das bisher
gültige Waffengesetz stelle das Recht
auf Ausübung des Schießsports über
das Recht auf Leben und körperliche
Unversehrtheit. Dieses Gesetz er-
laubte dem Sportschützen Jörg
Kretschmer den Besitz einer auto-
matischen Pistole vom Typ Beretta
(den auch die Marineinfantristen der
US-Armee bevorzugen) und seinem
Sohn Tim Schießtraining mit eben
dieser Waffe. So konnte Tim Kretsch-
mer am 11. März 2009 mit der Waffe
seines Vaters Barbara Nalepas Toch-
ter Nicole erschießen.
Das Bundesverfassungsgericht wie

jetzt auch der Europäische Gerichts-
hof für Menschenrecht haben die Be-
schwerden der Winnenden-Opfer-
Initiative nicht einmal angenommen.
Wie auch in den USA knickt die Po-
litik ein, wenn es um die Interessen

der Waffenindustrie und ihrer Schüt-
zenlobby geht. Die latente Militari-
sierung der Gesellschaft wird ver-
leugnet, die Einsicht in den Zusam-
menhang zwischen gekränkter Wut,
Mordfantasie und der passenden Ar-
mada wird verdrängt.

Es wird immer Verrückte geben,
sagen die Funktionäre der Schüt-
zenvereine, unsere Mitglieder halten
sich an alle Bestimmungen, wer kri-
minell ist, kommt auch an eine ille-
gale Waffe.
Aus psychologischer Sicht gehören

automatische Pistolen und Gewehre
in keines Menschen Hand, so lange
sich das verhindern lässt. Sie machen
soziale Disziplin rückgängig, weil sie
dem Schützen Allmacht vorgaukeln.

Den sportlichen Ehrgeiz, ein Ziel zu
treffen, erfüllt die klassische Duell-
pistole so gut wie das einschüssige
Gewehr, mit dem faire Jäger auf die
Pirsch gehen. Mit einer solchen Waf-
fe auf eine Gruppe von Menschen los-
zugehen, erfordert Mut und gibt auch
dem Gegner eine Chance.
Sobald die Waffe leergeschossen

ist, ist auch die Übermacht des Be-
waffneten zu Ende. Er kann über-
wältigt werden, er kann die Gruppe
nicht erniedrigen, beherrschen, aus-
löschen. Die Waffe, die er führt, ver-
langt von ihm, über die Grenzen sei-
ner Macht zu töten nachzudenken.
Mehrlader, ob Pistole oder Gewehr,
sind Kriegs- und Mordgerät. Sie ha-
ben mit Sport nichts zu tun. Sie sti-
mulieren eine primitive Omnipo-
tenzfantasie, die für in ihrer Per-
sönlichkeitsentwicklung beein-
trächtigte Männer attraktiv ist.
Wenn die Gesellschaft das wei-

terhin zulässt und fördert, tut sie
nichts für den Sport, aber viel gegen
das Leben der Bürger. Die automa-
tische Waffe ist kein unschuldiges,
neutrales Ding, ihre Tentakel greifen
in Abgründe menschlicher Grau-
samkeit und zerren in die Aktion, was
in der Welt der Fantasie besser auf-
gehoben ist.

Automatische Pistolen
und Gewehre machen
soziale Disziplin
rückgängig, weil sie
dem Schützen Allmacht
vorgaukeln.

»Wenn ihr eure Augen
nicht gebraucht, um
zu sehen, werdet ihr
sie brauchen, um zu
weinen.«
Jean Paul Sartre

Berliner Philharmoniker

Wahl fiel auf
Petrenko
Die Berliner Philharmoniker

haben einen neuen Chefdi-
rigenten gefunden: Nachfolger
von Sir Simon Rattle wird ab 2018
der derzeit 43-jährige Kirill Pe-
trenko, wie die Orchesterstiftung
am Montag in Berlin bestätigte.
Orchestervorstand Peter Riegel-
bauer sagte am Montagmittag vor
Journalisten in Berlin, der Klang-
körper habe sich auf einer Or-
chesterversammlung am Sonntag
mit großer Mehrheit auf Petrenko
geeinigt. Dieser habe die Wahl im
Anschluss in einem Telefonat an-
genommen und wörtlich gesagt:
»Ich umarme das Orchester.«
Rattles Vertrag als Chefdiri-

gent und Künstlerischer Leiter en-
det 2018. Kirill Petrenko war von
2002 bis 2007 Generalmusikdi-
rektor der Komischen Oper Ber-
lin. Der russische Dirigent ist zur-
zeit musikalischer Leiter an der
Bayerischen Staatsoper in Mün-
chen.
Ein erster Versuch der 124 Or-

chestermitglieder, einen Nach-
folger für Simon Rattle zu finden,
war Mitte Mai nach elf Stunden
Klausur ohne Ergebnis beendet
worden. Zur Wahl hatten Berich-
ten zufolge zuletzt unter anderem
der deutsche Dirigent Christian
Thielemann und sein lettischer
Kollege Andris Nelsons gestan-
den. Die Berliner Philharmoniker
gelten als weltweit einziges Spit-
zenorchester, das seinen Chefdi-
rigenten selbst wählen kann.
Das Orchester wurde 1882 ge-

gründet und ist mittlerweile un-
ter Trägerschaft des Landes Ber-
lin organisiert. Seit 2002 führt Sir
Simon Rattle als Chefdirigent das
Orchester. Zu Rattles Vorgängern
zählt unter anderem der italieni-
sche Dirigent Claudio Abbado, der
das Orchester von 1989 bis 2002
leitete. Zuvor war der Österrei-
cher Herbert von Karajan von
1954 bis 1989 Chefdirigent der
Berliner Philharmoniker. Sein
Vorgänger war der deutsche Di-
rigent Wilhelm Furtwängler 1952
bis 1954. Furtwängler stand auch
schon 1922 bis 1934 an der Spit-
ze des Klangkörpers. Die Berliner
Philharmoniker haben zahlreiche
internationale Auszeichnungen
erhalten und gelten als Spitzen-
orchester. epd

Personalie Seite 4

Feininger-Galerie

Narrenrad &
Rädernarr
E ine neue Ausstellung in der

Lyonel-Feininger-Galerie
Quedlinburg vereint die zwei Lei-
denschaften des Namensgebers –
das Fahrrad und die Karikatur. Die
Schau »Narrenrad und Rädernarr.
Fahrradkarikaturen von Lyonel
Feininger und seinen Zeitgenos-
sen« werde vom 13. Juli bis 11.
Oktober gezeigt, teilte die Galerie
mit. Präsentiert würden rund
hundert Plakate, Objekte und
Drucke rund um den Drahtesel.
Feininger (1871-1956) war be-

geisterter Radfahrer. Auf der In-
sel Usedom erinnert seit 2009 ein
nach ihm benannter Radweg an
diese Leidenschaft. Auch in Thü-
ringen gibt es einen Feininger-
Radweg von 30 Kilometern Län-
ge. dpa/nd
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Ein Briefband erzählt vom böhmischen Schloss Janowitz und seiner Zerstörung

Das Paradies des Karl Kraus
Von Klaus Bellin

E s muss Liebe auf den ersten
Blick gewesen sein. Am 8. Sep-
tember 1913wirdKarl Kraus im

Wiener Café Imperial einer jungen
und schönen Frau vorgestellt, und
diese Begegnung verändert sein Le-
ben. Sie, die achtundzwanzigjährige
Sidonie Nádherný von Borutin, ist ei-
ne böhmische Baronesse und lebt mit
ihrem Zwillingsbruder Karl auf
Schloss Janowitz, dem Familiensitz
mit großem Park und uralten Bäu-
men, ungefähr sechzig Kilometer von
Prag entfernt. Er, elf Jahre älter, ist
Herausgeber der »Fackel«, eines ro-
ten, gesellschaftskritischen Blattes,
das er seit 1911 in langen Nächtenmit
seinen Beiträgen, den Glossen und Sa-
tiren ganz allein bestreitet, gefeiert
und gefürchtet nicht nur in Öster-
reich. Beide verstehen sich sofort. Wo-
chen später, Ende November, ist Kraus
zum ersten Mal in Janowitz. Und
kommt danach immer wieder.

Janowitz ist ein literarischer Ort
geworden. Rilke, den die Baronesse
1906 als Sekretär Rodins in Paris ken-
nengelernt hatte und mit dem sie bis
zu seinem Tod 1926 Briefe wechselte,
kam dreimal hierher, einmal sogar für
drei Wochen. Karl Kraus schrieb im
Schloss an seinem Weltkriegsdrama
»Die letztenTage derMenschheit« und
ließ sich hier zu »Worten in Versen«
inspirieren, gerichtet an Sidonie Nád-
herný (2004 unter dem Titel »Wiese
im Park« in der Insel-Bücherei er-
schienen). Für ihn war Janowitz das
»Paradies«, und es war zwischen den
Liebenden, die schließlich doch kein
Paar wurden, ausgemacht, dass man
ihn im Park begraben werde. Es kam
anders. Kraus, der im Juni 1936, zwei-
undsechzig Jahre alt, starb, erhielt ein
Ehrengrab auf dem Zentralfriedhof in
Wien, und in Janowitz zog im Früh-
jahr 1939 deutsches Militär ein. »Hof
voll mit milit. Autos«, notierte Sido-
nie im Tagebuch. »Endloser Lärm.«
Das Schicksal von Schloss und Park

war damit besiegelt. Ins Schloss zog
eine SS-Sturmgeschützschule, Jano-
witz wurde ein Außenlager des KZ
Flossenbürg. Die Zerstörung des En-
sembles ging 1945 nach der Beset-

zung durch die Rote Armee weiter,
1948 folgte die Enteignung durch die
Bodenreform. 1949 floh Sidonie nach
England, wo sie 1950 im Alter von
vierundsechzig Jahren starb.
Das meiste, was wir heute über sie

wissen, verdanken wir Friedrich Pfäff-
lin, lange Chef des Marbacher Schil-
ler-Museums und stellvertretender

Direktor des Literaturarchivs. Er hat
die Bibliothek Janowitz gegründet
und hier, unter anderem, die Brief-
wechsel Sidonie Nádhernýs mit Rilke
und Karl Kraus publiziert. Jetzt er-
gänzt er diese wichtigen Editionen,
ebenfalls bei Wallstein, mit den Brie-
fen, die die Herrin von Janowitz zwi-
schen 1942 und 1949 an den Prager
Denkmalpfleger VáclavWagner (1893
– 1962) geschrieben hat. Wagner,
Verfasser des Buches »Barock in Böh-
men«, hat sie im zähen und am Ende
vergeblichen Kampf um die Erhal-
tung von Schloss und Garten tapfer
und unermüdlich unterstützt.
Ende der fünfziger Jahre war der

erbärmliche Zustand der Anlage nicht
mehr zu übersehen. Der Park verwil-
dert und verwüstet, die Schlossmau-
ern teils eingestürzt. 1958 dann der
vorsichtige Versuch einer Wiederbe-
lebung mit einer Ausstellung über Ril-
ke, Kraus, Trakl, Hofmannsthal und
andere Vertreter der deutschsprachi-
gen Literatur aus Böhmen und Öster-

reich. 1985 eine weitere Schau, die an
Sidonies Beziehungen zu Rilke und
Kraus erinnerte. 1999 hat man die
sterblichen Überreste der einstigen
Bewohnerin im Park von Janowitz
beigesetzt. Im Jahr darauf begannen
die umfassenden Sanierungsarbeiten.
Sie wurden 2007 beendet.
Pfäfflin lässt, unterstützt von Alena

Wagnerová, die in einem Aufsatz über
den Denkmalpfleger Václav Wagner
informiert, die Dokumente sprechen,
Briefe, amtliche Schreiben und Fotos,
zusammengetragen aus mehreren Ar-
chiven, gründlich und hilfreich er-
läutert. In der Geschichte von Jano-
witz, betont er im Vorwort, »fokus-
sieren sich die demütigenden Ereig-
nisse auf der politischen Bühne wie in
einem Brennspiegel«.

Gartenschönheit oder Die Zerstörung
von Mitteleuropa. Sidonie Nádherný:
Briefe an Václav Wagner 1942–1949, hg.
von Friedrich Pfäfflin und Alena Wagne-
rová, Wallstein, 344 S., geb., 24,90 €.

In der Geschichte von
Janowitz »fokussieren
sich die demütigenden
Ereignisse auf der poli-
tischen Bühne wie in
einem Brennspiegel«.

Vor 25 Jahren gründete sich die Historische Kommission der PDS

Annäherung an Geschichte
Meines Wissens war die Historische
Kommission der PDS vor 25 Jahren
das erste fachliche Gremium der mit
dem Sonderparteitag der SED/PDS
im Dezember 1989 ins Leben geru-
fenen neuen Partei. Wer ist auf die
Idee gekommen?
Die Auseinandersetzung mit Ge-
schichte war ein wesentlicher Be-
standteil der angestrebten Erneue-
rung der Partei. Delegierte aus Gera
hatten auf dem außerordentlichen
Parteitag vorgeschlagen, »zur Wei-
terführung der grundsätzlichen Klä-
rung objektiver Bedingungen und
subjektiver Einflüsse bei der Ausbrei-
tung stalinistischer Praktiken in un-
serer Partei und Gesellschaft eine Ge-
schichtskommission beim Präsidium
des Parteivorstandes zu bilden«. Die
Vorbereitung lag in der Hand von
Klaus Höpcke, der die Kommission
Kultur und Wissenschaftspolitik lei-
tete. Auf einen Aufruf im »Neuen
Deutschland« meldeten sich zahlrei-
che Historikerinnen und Historiker
sowie historisch Interessierte. Aus
diesem Personenkreis berief das Prä-
sidium 28 Kommissionsmitglieder.
Diese wählten die Geschichtslehrerin
Christine Kindt und den Geschichts-
professor Klaus Kinner an die Spitze
der Kommission. Kurz darauf über-
nahm Helga Schultz die Funktion von
Christine Kindt.

Die Kommission sollte, so ihr An-
spruch beim Start, »eine vorurteils-
freie Aufarbeitung der wider-
sprüchlichen Geschichte seit 1917
vornehmen«. Ist das gelungen?
Die Kommission versteht die »Aufar-
beitung der widersprüchlichen Ge-
schichte« als einen Diskussionspro-
zess. Schranken parteioffizieller Ge-
schichtsbilder waren zu durchbre-
chen. Dazu unterbreitet die Kommis-
sion Diskussionsangebote. Zu einigen
gab es bei Mitgliedern und Sympa-
thisanten heftige und kontroverse De-
batten. Insofern ist von dieser Ziel-
stellung einiges erreicht. Ein End-
punkt ist aber noch nicht abzusehen
und auch nicht wünschenswert. Wir
brauchen die lebendige und auch
streitbare Diskussion um unser Selbst-
verständnis.

Hört der Parteivorstand auf die
Kommission? Werden deren Stel-
lungnahmen von den führenden Ge-
nossen gelesen?
Diese Frage ist besser an den Partei-
vorstand zu stellen. Von einigen weiß
ich aus Gesprächen und Reaktionen,
dass sie die Stellungnahmen nutzen.
Unsere Ausarbeitungen und Empfeh-
lung sind aber an alle Leitungsebe-
nen, Mandatsträger und die gesamte
Mitgliedschaft adressiert. Die müssen
selbst entscheiden, was ihnen für ihre
politische Arbeit jeweils wichtig ist.

Wie erklären Sie es sich, dass der
Linkspartei immer noch und immer
wieder von anderen Parteien oder

gesellschaftlichen Kräften vorge-
worfen wird, sich ihrer Vergangen-
heit nicht zu stellen?
Ignoranz und gewollte Unkenntnis
bieten den Vorteil, Vorwürfe und Vor-
urteile zu kultivieren. Das ist Kalkül
der politischen Auseinandersetzung.
Keine andere Partei mit DDR-Ver-
gangenheit hat sich so intensiv und
kritisch mit ihrer eigenen Geschichte
auseinandergesetzt. Wer allerdings
erwartet, dass die Linkspartei die
Wertungen ihrer politischen Kontra-
henten kritiklos übernimmt, muss
enttäuscht werden.

Die Debatte über den Begriff »Un-
rechtsstaat« schlug im vergangen
Jahr in Zusammenhang mit der Bil-
dung der von Bodo Ramelow ge-
führten Landesregierung in Thü-
ringen erneut hohe Wellen. Die His-
torische Kommission hat sich da et-
was zurückgehalten – aus politi-
scher Rücksichtnahme?

Der Begriff »Unrechtsstaat« ist eine
politisch stigmatisierende Bezeich-
nung. Die Historische Kommission
hält ihn für den wissenschaftlichen
Diskurs für ungeeignet. Unsere Be-
denken haben wir in der erwähnten
Debatte nochmals vorgetragen. Dies
waren Argumente zur Diskussion. Die
Kommission ist ein beratendes und
kein beschließendes Organ, das da-
rüber urteilt, was Landesverbände zu
tun haben. Das würde auch dem Sta-
tut widersprechen. In Thüringen wa-
ren politische Entscheidungen zu tref-
fen. Das haben die zuständigen Gre-
mien in Thüringen getan.

Wie ist es um die Wirksamkeit der
Kommission in der breiten Öffent-
lichkeit bestellt? Hat sie überhaupt
eine Chance gegen offiziöse oder of-
fizielle Geschichtsbilder, die über
die Schulen, die Zentrale für Politi-
sche Bildung und die Medien ver-
breitet werden?

Breite Öffentlichkeit kann nur her-
stellen, wer Platz und Erwähnung in
den Medien findet. Mitglieder der
Kommission haben sich mit Publika-
tionen zu Wort gemeldet. Erinnert sei
hier z. B. an Wilfriede Otto, Helmut
Bock,Günter Benser undKlausKinner.
Für eine pluralistische und demokra-
tische Gesellschaft ist es wichtig, dass
auch Meinungen abseits vom Main-
stream artikuliert und reflektiert wer-
den. Wir wollen deshalb auch wei-
terhin Sichten auf Geschichte anbie-
ten, die zu Fragen an offizielle Ge-
schichtsbilder ermuntern.

Wie wichtig sind Ihnen Geschichts-
kapitel außerhalb der Arbeiterbe-
wegung und der europäischen Ge-
schichte?
Schwerpunkt bleibt die Arbeiterbe-
wegung in ihrer Vielfalt. Doch auch
andere Themen – wie z. B. der Erste
und Zweite Weltkrieg oder die deut-
sche Zweistaatlichkeit – sind behan-
delt worden. Zum Putsch in Chile im
September 1973 haben wir 2003 eine
Erklärung abgegeben. Geschichte
kann nicht von internationalen Zu-
sammenhängen abstrahieren. Die
Historische Kommission ist übrigens
Mitglied der Internationalen Tagung
derHistoriker(innen) derArbeiter und
andere sozialer Bewegungen, die sich
in den letzten Jahren verstärkt glo-
balen Themen zuwendet.

Im Oktober 2007 hat sich die His-
torische Kommission in Leipzig de
facto noch einmal gegründet. Wa-
rum war das nötig?

Die Historische Kommission ist ein be-
rufenes Gremium. Deshalb musste die
Verschmelzung von WASG und Links-
partei.PDS im Juni 2007 zur Partei DIE
LINKE auch für sie Konsequenzen ha-
ben. Der neue Parteivorstand be-
schloss, die Arbeit der Kommission
fortzusetzen und ihre Mitglieder neu
zu berufen. Mehr Mitglieder aus dem
Westen der Bundesrepublik konnten
für die Mitarbeit gewonnen werden,
was die Diskussion um andere Sich-
ten und Erfahrungen bereichert. Die
Kommission hat sich verjüngt. Übri-
gens hatte es schon einmal 2001 eine
Neuberufung gegeben.

Gibt es Kontakte zur Historischen
Kommission der SPD?
Ja, vor allem persönliche Kontakte
und wissenschaftlichen Austausch
zwischen einzelnen Mitgliedern bei-
der Kommissionen. Es wären aber
auch weitere Formen denkbar.

KommentierenSiebittedenSatz von
Voltaire: »Geschichte ist die Lüge,
auf die man sich geeinigt hat.«
Geschichtsbilder sind stets eine An-
näherung an Geschichte, beeinflusst
von persönlichen Erfahrungen, Welt-
anschauung und politischen Intenti-
onen. Sie sind auch nicht frei von
Selbsttäuschung und Verdrängungs-
ritualen. Inwieweit sich Geschichts-
bild und historische Wahrheit annä-
hern können, hängt sehr von einer
vorurteilsfreien Forschung und Dis-
kussion ab sowie von der Bereitschaft
der Gesellschaft, sich Einsichten zu
stellen.

Im Juni 1990 wurde die Historische
Kommission beim Parteivorstand der
PDS ins Leben gerufen. Eines ihrer
ersten brisanten Themen war die
Aufarbeitung der stalinistischen Ver-
gangenheit der SED und der DDR.
Karlen Vesper sprach mit dem heu-
tigen Sprecher der Kommission,
Jürgen Hofmann, darüber, wie
wichtig es ist, alternative Sichtweisen
auf offizielle Geschichtsbilder zu ver-
mitteln.
Foto: nd/Burkhard Lange

Foto: dpa/Michael Reichel

Gerhard A. Ritter ist tot

Präziser
Historiker
Von Rudolf Walther

Totgesagtes lebt länger – auch
in derWissenschaft. Der 1929

geborene Historiker Gerhard A.
Ritter gehörte mit dem vor einem
Jahr verstorbenen Hans-Ulrich
Wehler zu den profiliertesten So-
zialhistorikern, deren Theorien
und Methoden von der Kultur-
geschichte à la mode totgesagt
wurden. Auch in seinen zeitge-
schichtlichen Arbeiten verleug-
nete Ritter seine wissenschaftli-
che Herkunft nicht. 2009 legte er
eine sozialgeschichtlich fundierte
Gesamtdarstellung des deut-
schen Einigungsprozesses vor
unter dem Titel »Wir sind das
Volk! Wir sind ein Volk!«. Analy-
tisch und sprachlich präzise wies
er auf soziale Schieflagen und po-
litische Defizite des Einigungs-
prozesses hin.
Schon drei Jahre zuvor hatte

Ritter auf 400 Textseiten und 100
Seiten wissenschaftlichem Appa-
rat ein grundlegendes Werk zum
Einigungsprozess vorgelegt: »Der
Preis der deutschen Einheit. Die

Wiedervereinigung und die Krise
des Sozialstaats« (2006). Ritter
verstand die Sozialpolitik als
Scharnier der Vereinigung, ohne
das der Erweiterung der BRD
durch die DDR die politische Le-
gitimität schnell abhandenge-
kommen wäre. Andererseits stra-
pazierten die Transferkosten in
den Osten die finanzielle Lage der
bundesdeutschen Sozialsysteme
und steigerten die Staatsver-
schuldung. Aber der Lebensstan-
dard in den neuen Bundeslän-
dern stieg, wenn auch langsamer
als der in den alten Ländern. Der
grotesken journalistischen Über-
schätzung des Einheitskanzlers
Kohl setzte er eine nüchtern-rea-
listische Beurteilung entgegen.
Ritter hatte in Tübingen und

Berlin studiert und mit einer Ar-
beit über »Die deutsche Arbei-
terbewegung im Wilhelmini-
schen Reich« (1952) promoviert.
Sie wurde ebenso zum akademi-
schen Standardwerk wie seine
zweibändige Quellenedition un-
ter dem Titel »1871-1914. His-
torisches Lesebuch« (1967) und
schon zuvor seine Habilitations-
schrift über die Beziehungen zwi-
schen der SPD und den Gewerk-
schaften im Kaiserreich. Mit dem
politisch und wissenschaftlich
sehr konservativen – auf Kriegs-
führung, »Realpolitik« und
»Staatsräson« fixierten – Histori-
ker Gerhard Ritter (1888-1967)
verwechselten ihn nur jene Men-
schen, die vom Sozialdemokra-
ten Gerhard A. Ritter keine Zeile
gelesen haben.
1962 übernahm Ritter zu-

nächst eine Professur für Politik-
wissenschaft an der FU Berlin.
Nach 1965 lehrte er Neuere Ge-
schichte in Münster und Mün-
chen, wo er 1994 emeritiert wur-
de. Von 1976 bis 1980 war er Prä-
sident des Verbandes der Histo-
riker und Historikerinnen
Deutschlands und ab 1980 Mit-
glied der Bayerischen Akademie
der Wissenschaften. Ritter wurde
im In- und Ausland mehrfach
ausgezeichnet für seine zahlrei-
chen Arbeiten zur deutschen So-
zialgeschichte. Am letzten Sams-
tag ist der große Historiker und
Aufklärer im Alter von 86 Jahren
in Berlin gestorben.

Foto: Imago/Olaf Wagner
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mentarfilm, GB 2013

	10.45	  Reisen für Genießer
	11.40	  Im Bann der Jahreszeiten
	12.25	  360° Geo Reportage
	13.20	  ARTE Journal
	14.05	  Schwimmen mochte ich noch 

nie (Wh.) · Drama, I 2006
	15.50	  Zwischen Himmel und Erde
	16.15	  Ein Palast in Marrakesch
	17.00	  X:enius Magazin
	17.30	  Das Rätsel der  

gefälschten Mumie
	18.25	  Australien, eine Zeitreise
	19.10	  ARTE Journal 
	19.30	  Königliche Gärten (2/3)
	20.15	  Falciani und der  

Bankenskandal  
Dokumentarfilm, D/E/CH 2015

	21.45	  Gespräch „Whistleblower” – 
verräterische Helden? · Zu Gast: 
Hervé Falciani (Informatiker)

	22.00	  Stalins Tochter
	22.55	  Der letzte Raubzug
	23.45	  Oslo, 31. August (Wh.)  

Drama, N 2011
 	 1.15	  Reality (Wh.) · Komödie, I/F ́ 12 

 	 7.00	  nano Die Welt von morgen
 	 7.30	  Alpenpanorama
 	 9.00	  ZIB
 	 9.05	  Kulturzeit Magazin
 	 9.45	  nano Die Welt von morgen
	10.15	  Hart aber fair Diskussion
	11.40	  Natur im Garten Vom Leben 

auf dem Lande in Limbach
	12.10	  Am Schauplatz Beim 

Heiratsvermittler
	13.00	  ZIB
	13.15	  Wunderschön!  

Rund ums Ijsselmeer – eine 
Seereise mit Meerwert 

14.45	 Flussgeschichten Dokureihe
	16.15	  Sagenhaftes Polen
	17.00	  Mit dem Camper an die Donau
	17.30	  Kroatiens grüne  

Perlen an der Adria
	18.00	  Unentdecktes Europa –  

Die Nationalparks  
Djerdap und Kozara

	18.30	  nano Magazin
	19.00	  heute 
	19.20	  Kulturzeit Magazin
	20.00	  Tagesschau
	20.15	  Fenster zum Sommer Drama, 

D/FIN 2011 · Mit Nina Hoss u.a.
	21.45	  Kino Kino Filmmagazin
 22.00	  ZIB 2
	22.25	  Make Love (3-5/5) 
 	 0.35	  Der könnte doch Dein  

Opa sein! Späte Väter
 	 1.05	  10vor10 (VPS 21.50)
 	 1.35	  Fenster zum Sommer (Wh.) · 

Drama, D/FIN 2011 

 	 7.20	  Rote Rosen Telenovela
 	 8.10	  Sturm der Liebe
 	 9.00	  Brisant Boulevardmagazin
 	 9.45	  Mach dich ran! Show
	10.10	  Seehund, Puma & Co.
	11.00	  MDR um elf Magazin
	11.50	  In aller Freundschaft
	12.35	  Piratenkapitän Mary Aben-

teuerfilm, I/F 1961 · Mit Lisa 
Gastoni, Jerome Courtland, 
Walter Barnes u.a.

	14.00	  MDR um zwei
	15.00	  LexiTV – Wissen für alle
	16.00	  MDR um vier Magazin
	17.45	  MDR aktuell
	18.05	  Wetter für 3
	18.10	  Brisant Boulevardmagazin
	18.54	  Unser Sandmännchen
	19.00	  Regional Magazin
	19.30	  MDR aktuell
	19.50	  Einfach genial Magazin
	20.15	  Umschau MDR-Magazin
	20.45	  Der Osten Das Blau-Weiße  

aus Bürgel – Handwerkskunst 
und Sammlerkult

	21.15	  Geschichte Mittel- 
deutschlands Das Magazin

	21.45	  MDR aktuell
	22.05	  Jammer-Ossi – Besser-Wessi 

Dokumentation (2/2)
	22.50	  Polizeiruf 110 Der Sohn der 

Kommissarin · TV-Kriminalfilm, 
D 1997 · Mit Katrin Saß u.a.

 	 0.15	  Pingpong Drama, D 2006 · Mit 
Sebastian Urzendowsky u.a.

 	 1.50	  Umschau MDR-Magazin

 	 7.30	  Englands Norden
 	 7.45	  Reports in English
 	 8.00	  Brandenburg aktuell
 	 8.30	  Abendschau Magazin
 	 9.00	  zibb Magazin
 	 9.55	  ARD-Buffet U.a.: Vinotherapie
 	10.35	  Rote Rosen Telenovela
	11.25	  Sturm der Liebe Telenovela
	12.15	  Zoobabies Dokureihe
	13.00	  rbb aktuell
	13.05	  Schloss Einstein
	13.30	  In aller Freundschaft
	14.15	  Planet Wissen Magazin
	15.15	  Länder – Menschen –  

Abenteuer Florida 
	16.00	  rbb aktuell 
	16.05	  Die 30 legendärsten  

Berlin-Besuche
	16.50	  kurz vor 5 Verbraucher
	17.00	  rbb aktuell
	17.05	  Wolf, Bär & Co. Reportage
	17.55	  Unser Sandmännchen
	18.00	  rbb um 6 Magazin
	18.27	  rbb wetter
	18.30	  zibb Magazin
	19.30	  Abendschau Magazin
	19.30	  Regional 
	20.00	  Tagesschau
	20.15	  Die rbb Reporter 
	20.45	  Elizabeth II. Dokumentation
	21.45	  rbb aktuell
	22.15	  Thadeusz · Zu Gast: Rolf 

Seelmann-Eggebert
	22.45	  Zwei Brüder – Eine Krone
	23.30	  Was die Briten lieben (2) 
 	 0.15	  Was die Briten lieben (3)

 	 6.25	  mareTV kompakt
 	 6.35	  Markt U.a.:  Biobauern in  

Not: teure Pachtflächen
 	 7.20	  Rote Rosen
 	 8.10	  Sturm der Liebe
 	 9.00	  Nordmagazin 
 	 9.30	  Hamburg Journal
	10.00	  Schleswig-Holstein Magazin
	10.30	  Regional Magazin
	11.00	  Hallo Niedersachsen
	11.30	  Abenteuer Ozean
	12.15	  In aller Freundschaft
	13.05	  Typisch!Frauenpower  

auf dem Kiez
	13.35	  Brisant Magazin
	14.00	  NDR//aktuell
	14.15	  Bilderbuch Deutschland
	15.00	  NDR//aktuell
	15.15	  Capri, Ischia und Procida
	16.00	  NDR//aktuell
	16.10	  Mein Nachmittag
	17.10	  Seehund, Puma & Co.
	18.00	  Regional
	18.15	  NaturNah Libellen 
	18.45	  DAS! Zu Gast: Hannelore Lay
	19.30	  Regional
	20.00	  Tagesschau
	20.15	  Visite  U.a.: Spezial: Zu  

viele Medikamente schaden  
der Gesundheit 

	21.15	  Panorama 3
	21.45	  NDR//aktuell
	22.00	  Tatort TV-Kriminalfilm, D 2008 
	23.30	  Weltbilder Auslandsmagazin
 	 0.00	  Der Die Das Wenn Kinder  

in die Schule kommen

12.45 WDR aktuell 13.00 Servicezeit 
13.30 In aller Freundschaft 14.15 Die 
Balearischen Inseln 15.00 Planet Wis-
sen 16.00 WDR aktuell 16.15 daheim & 
unterwegs 18.00 Lokalzeit 18.05 Hier 
und heute 18.20 Servicezeit 18.50 Ak-
tuelle Stunde 19.30 Lokalzeit 20.00 Ta-
gesschau 20.15 Abenteuer Erde 21.00 
Quarks & Co. 21.45 WDR aktuell 22.00 
#wowillstduhin (2/4) · Vom Wunsch 
anzukommen 22.30 West ART extra 
· Das Kulturmagazin des WDR 23.10 
West ART Meisterklasse 23.15 Die ewi-
ge Queen – Das 60. Thronjubiläum der 
britischen Königin · Dokumentarfilm, GB 
2012 0.40 Erlebnisreisen-Tipp 

16.00 SWR Landesschau aktuell 16.05 
Kaffee oder Tee 17.00 SWR Landesschau 
aktuell 17.05 Kaffee oder Tee (VPS 16.05) 
18.00 SWR Landesschau aktuell 18.12 
BW Wetter 18.15 natürlich! 18.45 SWR 
Landesschau BW 19.30 SWR Landes-
schau aktuell 20.00 Tagesschau 20.15 
Marktcheck (VPS 20.14) · Das Verbrau-
cher- und Wirtschaftsmagazin 21.00 Der 
Reise-Check 21.45 SWR Landesschau 
aktuell 22.00 Familie Heinz Becker · Die 
Berlin Reise 22.55 Freunde in der Mäules-
mühle · Comedy und Kleinkunst 23.25 Das 
Beste aus „Verstehen Sie Spaß?” 23.50 Fa-
milie Heinz Becker · Die Berlin Reise 0.50 
Stuttgarter Kabarettfestival 2015 (1/2)

6.45 Ägypten 7.30 Australiens Nati-
onalparks (3-4/5) 9.00 Vor Ort 9.10 
BON(N)Jour 9.30 Thema 10.45 Thema 
12.00 Vor Ort 12.45 Thema 14.00 Vor 
Ort 15.15 Der Zauber Arabiens 16.00 
Grüne Leidenschaft 16.45 Schulessen: 
mangelhaft! 17.15 Leben mit ADHS 
17.30 Vor Ort 18.00 ZDF-History 
18.30 Australiens Nationalparks (3-
4/5) 20.00 Tagesschau 20.15 Aust-
raliens Nationalparks (5/5) · Die Küste 
des Walhais 21.00 Die Geheimnisse des 
John F. Kennedy 21.45 heute journal 
22.15 Phoenix-Runde 23.00 Der Tag 
0.00 Phoenix-Runde 0.45 Australiens 
Nationalparks (5/5) 

10.50 Babar und die Abenteuer von Ba-
dou 11.15 Lassie 11.35 Yakari 12.00 
Die wunderbare Reise des kleinen Nils 
Holgersson mit den Wildgänsen 12.25 
Garfield 12.55 Die fantastische Welt von 
Gumball 13.20 Rowdy & Zwick 13.40 
Die Pfefferkörner 14.10 Schloss Ein-
stein 15.00 H2O – Plötzlich Meerjung-
frau 15.25 Stoked 15.50 Lenas Ranch 
16.10 logo! Die Welt und ich 16.15 Gar-
field 16.50 Geronimo Stilton 17.15 Der 
kleine Nick 17.40 Yakari 18.05 Ritter 
Rost 18.15 Doozers 18.40 Wolkenkin-
der 18.50 Unser Sandmännchen 19.00 
Lassie 19.25 Wissen macht Ah! 19.50 
logo! Die Welt und ich 20.00 Ki.Ka Live 

5.30 Sat.1-Frühstücksfernsehen 10.00 Auf Streife 
11.00 Richterin Barbara Salesch 12.00 Richter 
Alexander Hold 13.00 Richter Alexander Hold 
14.00 Auf Streife 15.00 Anwälte im Einsatz – Spe-
zial 16.00 Anwälte im Einsatz 17.00 Mein dunkles 
Geheimnis 17.30 Schicksale – und plötzlich ist al-
les anders 18.00 In Gefahr – Ein verhängnisvoller 
Moment 19.00 Newtopia 19.55 Sat.1 Nachrich-
ten 20.15 Die Verführung – Das fremde Mädchen. 
Thriller, D 2011 22.15 akte 20.15 Spezial · Billig 
und sicher grillen 23.15 24 Stunden · Wir möbeln 
auf! – Schwedenschick im Plattenbau 0.15 Crimi-
nal Minds · Menschenkind 1.10 Criminal Minds 
· Der Ring 1.55 In Gefahr – Ein verhängnisvoller 
Moment · Justus – Ein mörderisch gutes Foto

5.15 Suburgatory 6.00 Two and a Half Men 7.25 
Mike & Molly 8.15 How I Met Your Mother 9.45 
The Big Bang Theory 11.05 Mike & Molly 11.55 
Two and a Half Men 13.45 2 Broke Girls 14.15 
The Big Bang Theory 15.35 How I Met Your Mother 
17.00 taff 18.00 Newstime 18.10 Die Simpsons 
19.05 Galileo 20.15 Die Simpsons · Schlaflos mit 
Nedna 20.45 Die Simpsons · Lisa wird gaga 21.15 
2 Broke Girls · Die großen Ungewaschenen 21.45 
2 Broke Girls · Katze gut, alles gut 22.15 Mike & 
Molly · Kuchenschlacht 22.45 Mom · Die Liste 
der Geständnisse 23.10 Mom · Familientherapie 
23.40 Two and a Half Men · Die Mumie schlägt 
zurück 0.10 Two and a Half Men · Oberflächlich, 
eitel und seicht 0.35 Fringe – Grenzfälle des FBI 

10.10 Sprechstunde 11.35 Umwelt und Verbrau-
cher 12.10 Informationen am Mittag 13.35 Wirt-
schaft am Mittag 14.10 Deutschland heute 14.35 
Campus und Karriere 15.05 Corso – Kultur nach 
3 16.10 Büchermarkt 16.35 Forschung aktuell 
17.05 Wirtschaft und Gesellschaft 17.35 Kultur 
heute 18.10 Informationen am Abend 18.40 Hin-
tergrund 19.05 Kommentar 19.15 Das Feature 
20.10 „Lebensabend in Übersee” · Sha Ji Jing Hou. 
Ein Huhn schlachten um die Affen einzuschüchtern 
21.05 Jazz live · Christian-McBride-Trio 22.05 
Musikjournal · Berichte – Informationen – Kom-
mentare 22.50 Sport aktuell 23.10 Das war der 
Tag · Journal vor Mitternacht 23.57 National- und 
Europahymne 0.05 Deutschlandfunk Radionacht 

 11.30 In aller Freundschaft 12.15 Liebe am 
Fjord – Das Meer der Frauen (Wh.). Drama, D 
2010 13.45 Drunter & Brüder (Wh.). Komödie, D 
2014 15.15 Geld.Macht.Liebe · Kuckucksei 16.00 
hessenschau kompakt 16.05 hallo hessen 16.45 
hessenschau kompakt 17.00 hallo hessen 17.50 
hessenschau kompakt 18.00 Maintower 18.20 
Brisant 18.50 Service: Reisen 19.15 Alle Wetter! 
19.30 hessenschau 20.00 Tagesschau 20.15 
Schlemmen am Main 21.00 1963 – Hessen feiert 
Kennedy 21.45 So war das alte Hessen 22.30 hes-
senschau kompakt 22.45 Abenteuer Alpen – mit 
Reinhold Messner auf historischer Bergtour (1/2) 
23.30 Der Wolf: Tote Hunde beißen nicht. Krimi-
nalfilm, N 2008 0.55 Um Himmels Willen

5.35 Explosiv – Das Magazin 6.00 Guten Morgen 
Deutschland 8.30 Gute Zeiten, schlechte Zeiten 
9.00 Unter uns 9.30 Betrugsfälle 10.00 Die 
Trovatos – Detektive decken auf 11.00 Die Trova-
tos – Detektive decken auf 12.00 Punkt 12 14.00 
Verdachtsfälle 17.00 Betrugsfälle 17.30 Unter 
uns 18.00 Explosiv – Das Magazin 18.30 Exclu-
siv – Das Star-Magazin 18.45 RTL aktuell 19.03 
Wetter 19.05 Alles was zählt 19.40 Gute Zeiten, 
schlechte Zeiten 20.15 Bones – Die Knochenjäge-
rin · Vom Vergehen und Werden 21.15 Bones – Die 
Knochenjägerin · Letzte Erinnerungen in einem fla-
chen Grab 22.15 CSI: Miami · CSI: Meine Nanny 
23.10 The Blacklist · Masha Rostova 0.00 RTL 
Nachtjournal 0.27 RTL Nachtjournal – Das Wetter

6.55 Verklag mich doch! 8.50 Verklag mich doch! 
9.50 Hilf mir doch! 10.55 vox nachrichten 11.00 
Mein himmlisches Hotel 12.00 Shopping Queen 
13.00 Wer weiß es, wer weiß es nicht? 14.00 Wer 
weiß es, wer weiß es nicht? 15.00 Shopping Queen 
16.00 4 Hochzeiten und eine Traumreise 17.00 
Mein himmlisches Hotel 18.00 mieten, kaufen, 
wohnen 19.00 Das perfekte Dinner 20.00 Promi-
nent! 20.15 Sing meinen Song – Das Tauschkon-
zert 21.50 Die Story 22.25 Meylensteine 23.25 
Songs, die die Welt bewegten 0.25 vox nachrich-
ten 0.45 Sing meinen Song – Das Tauschkonzert 
2.10 Die Story 2.40 Meylensteine 3.30 Bates 
Motel · Bruder Caleb 4.20 Medical Detectives – 
Geheimnisse der Gerichtsmedizin 

9.07 Im Gespräch 10.07 Lesart · Das Literatur-
magazin 11.07 Tonart · Das Musikmagazin am 
Vormittag 12.07 Studio 9 · Kultur und Politik am 
Mittag 13.30 Länderreport 14.07 Kompressor · 
Das Kulturmagazin 15.00 Kakadu – Nachrichten 
für Kinder 15.05 Kakadu · Medientag · Kinotipp: 
„Antboy 2” 15.30 Tonart · Das Musikmagazin 
am Nachmittag 17.07 Studio 9 · Kultur und Po-
litik am Abend 18.30 Weltzeit 19.07 Zeitfragen · 
Wirtschaft und Umwelt 20.03 Konzert 22.10 Alte 
Musik · „Geh weg von meinem Fenster”. Facetten 
eines altenglischen Volksliedes 22.30 Studio 9 
kompakt · Themen des Tages 23.05 Fazit · Kultur 
vom Tage 0.05 Feature · 25 Bilder die Sekunde 
und ein Leben. Der Animationsfilmer Heinrich Sabl 
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Auflösung von Montag

Kruzzle: Die Fragen müssen wie gewohnt gelöst und in Pfeilrichtung eingetragen werden. Bei den geschüttelten 
Begriffen in den grauen Feldern ist durch eine Neuordnung ein sinnvoller Begriff „herzustellen“.

Fenster zum
Sommer
Aufwachen in der eigenen Ver-
gangenheit: Der Übersetzerin Ju-
liane(NinaHoss)passiertgenaudas
– sie erwacht im grauen winterli-
chen Berlin, vier Monate, bevor sie
sich in ihren Freund August ver-
liebt und ihre beste Freundin Emily
überfahren wird. Juliane fragt sich,
ob sie die Dinge, die schon ge-
schehen sind, ändern kann. Oder
sind die große Liebe und der Tod
schicksalhaft und unausweichlich?
Hendrick Handloegtens Film von
2011 basiert auf dem gleichnami-
gen Roman der österreichischen
Schriftstellerin Hannelore Valen-
cak und erhielt 2012 drei Nomi-
nierungen für den Deutschen Film-
preis.
Foto: ZDF/Gordon A. Timpen

3sat, 20.15 Uhr

Wer ist Thomas
Müller?
Der häufigste deutsche Vorname?
Thomas. Nachname? Müller. Aber
wer oder was steckt hinter dem
Durchschnittsdeutschen? Auf der
Suche nach Antworten und Gesich-
tern reist Autor und Regisseur Chris-
tian Heynen durch die Bundesre-
publik. Taugt der statistische Durch-
schnitt namens Thomas (samt Ehe-
frau Sabine) aus 81 Millionen als
Wahrheit – oder ist er nur der kleins-
te gemeinsame Nenner? Thomas
Müller selbst muss es doch erklären
können, ob er nun Comedian, Ca-
terer, bei der Bundeswehr, Musiker,
Förster oder (natürlich) Profifuß-
baller arbeitet. Oder Hartz-IV be-
zieht.Wie sieht das Leben hinter den
Zahlen aus?
Foto: WDR/augenschein Filmproduktion

ARD, 22.45 Uhr

Freigelassener Journalist Ahmed Mansur

Freiheit ist noch
keine Klarheit
Von Stephan Fischer

Am Montagvormittag ver-
suchte der Sprecher des Aus-
wärtigen Amtes, Martin

Schäfer, im Falle des am vergange-
nen Sonnabend in Berlin festge-
nommenen ägyptischen Al-Dscha-
sira-Journalisten Ahmed Mansur,
Ruhe zu verbreiten: Nein, Mansur
müsse derzeit keine Auslieferung
nach Ägypten fürchten. Eine Aus-
lieferung komme nur infrage, wenn
das Justizministerium im Einver-
nehmen mit dem Auswärtigen Amt

ausdrücklich zustimmt, so Schäfer
am Montag vor Journalisten in Ber-
lin. »Wir sind weit davon entfernt«,
sagte der Außenamtssprecher.
Schäfer führte dann ins Feld, wie

kritisch der Blick der Bundesregie-
rung auf die Rechtsstaatlichkeit in
Ägypten doch sei: Immer wieder
hätte Berlin Fragen zu Strafverfah-
ren gestellt, mehrfach sei die Re-
gierung in Kairo zur Einhaltung der
Menschenrechte und des Rechts auf
freie Meinungsäußerung aufgefor-
dert worden. Und außerdem werde
niemand von Deutschland aus in ein
Land ausgeliefert, in dem die To-
desstrafe drohe. Dies sei gesetzlich
geregelt.
Als am Nachmittag die Entschei-

dung der Berliner Generalstaatsan-
waltschaft bekannt wurde, Mansur
freizulassen, machte zunächst Er-
leichterung in den sozialen Netz-

werken die Runde. Erleichtert dürf-
te auch die Bundesregierung sein:
Hätte die Berliner Justiz einer Aus-
lieferung an Ägypten zugestimmt,
wäre sie erneut amZug gewesen und
der öffentliche Druck wäre mächtig
angestiegen. Die Bundesregierung
kann nämlich den Vollzug der Aus-
lieferung aus übergeordneten Grün-
den verhindern. Bei Fällen wie die-
sem prüfen die zuständigen Gerich-
te auch die politischen Umstände
und holen Stellungnahmen des Aus-
wärtigen Amtes, des Bundesjustiz-
ministeriums und eventuell des
Bundeskanzleramtes ein. Die Äu-
ßerungen des Außenamtssprechers
Schäfer am Vormittag ließen also
schon eine Richtung erkennen, eine
Intervention von politischer Seite ist
nach dem Richterspruch jetzt nicht
mehr nötig.
Die schnelle Freilassung und ein

Verzicht auf die Auslieferung Man-
surs, der am Sonnabend am Flug-
hafen Berlin-Tegel bei seiner Aus-
reise nachKatar festgenommenwar,
wurde zuvor auch von Journalis-
tenverbänden und Politikern ge-
fordert. Michael Konken, der Vor-
sitzende des Deutschen Journalis-
ten-Verbands (DJV), richtete an die
die Justizbehörden den Appell,
schnellstmöglich zu klären, auf
welcher Grundlage der 52-Jährige
überhaupt festgenommen wurde:
Denn Widersprüche bleiben: Offi-
ziellen Angaben zufolge wurde
Mansur mit einem internationalen
Fahndungsbefehl von Interpol ge-
sucht, der dem Bundeskriminalamt
ins System gestellt wurde.
Es habe also einen Antrag auf Aus-
lieferung für den Fall der Festnah-
me im Ausland gegeben. Nur, wa-
rum wurde er festgenommen?
Mansur selbst erklärte, Interpol ha-
be ihm schriftlich bestätigt, dass es
keine Grundlage für eine Festnah-
me außerhalb Ägyptens gebe.

Warum Mansur
überhaupt
festgenommen wurde,
ist noch unklar.
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Zeitgeistiger Mythos von
der Niederschlagung
Zur Bundestagsdebatte zum 17. Juni
Die Debatte zum 17. Juni hat einmal
mehr gezeigt, dass es im ganzen Par-
lament offenbar niemanden gibt, der
dem zeitgeistigen Mythos vom »durch
sowjetische Armee brutal und blutig
niedergeschlagenen« Aufstand histo-
rische Kenntnisse entgegensetzen
könnte. Das suggerierte Bild, wonach
die friedlichen Demonstranten nach
»chinesischer Lösung« zusammenge-
schossen wurden, ist falsch. Wenigs-
ten eine Ostbeauftragte der Bundes-
regierung sollte sich in der Geschich-
te des Ostens auskennen. Fakt ist: Die
sowjetischen Panzer hatten strengen
Befehl, nicht zu schießen. Daran ha-
ben sie sich auch gehalten. Das ist
den aufgebrachten Demonstranten
auch schnell aufgefallen. Eher sind
die in den Luken stehenden jungen
Panzerfahrer mit Steinen und Latten
angegriffen worden, als dass diese
Gewalt angewendet hätten. Sicher,
allein ihre Präsenz war ein ein-
schüchterndes Symbol von Gewalt.
Stark genug, um den Aufstand zu
unterdrücken. Aber die Einschüchte-
rung hatte Grenzen. Auf dem Geraer
Holzmarkt z. B. haben Frauen mit
Sitzblockaden das Vorrücken der
Panzer verhindert. Während des ge-
samten Aufstandes ist kein einziger
Mensch durch die Gewalt eines Pan-
zers ums Leben gekommen. Es soll
einen Unfall gegeben haben, bei dem
ein Panzer in eine Baugrube ge-
rutscht ist und dabei jemanden er-
drückt hat.
Über die genauen Umstände der

55 Todesopfer des Aufstandes ist er-
staunlich wenig bekannt. Scharf-
schützen wie auf dem Maidan hat es
jedenfalls nicht gegeben. Historiker,
die sich mit dem 17. und 18. Juni be-
fasst haben, verweisen dennoch auf
die Gewalt, die Aufstände auf beiden
Seiten mit sich bringen. Immerhin
sind über 250 öffentliche Gebäude
erstürmt worden, darunter Dienst-
stellen der Polizei, der Staatssicher-
heit und der SED. Aus 12 Gefängnis-
sen wurden 1400 Häftlinge befreit.
Diese Aktionen waren oft von Demü-
tigungen und gewaltsamen, bewaff-
neten Prügeleien von beiden Seiten
begleitet.
Wer an dieser Darstellung zweifelt,

möge einen Faktencheck im Haus des
Bundesbeauftragten für die Stasi-Un-
terlagen machen. Aus der dortigen
Abteilung Forschung habe ich zu-
mindest mein Wissen. Leider meldet

sich diese Behörde immer nur dann
zu Wort, wenn für die Geschichts-
schreibung wieder eine emotional
aufgeladene Dämonisierung verlangt
wird. Es braucht schon einige Hart-
näckigkeit, um auch andere Informa-
tionen zu bekommen. Bei dem vielen
Geld der Steuerzahler, dass in diese
Behörde geflossen ist, sollte sie sich
aber verpflichtet fühlen, von sich aus
mit differenzierten Forschungsergeb-
nissen der medialen und parlamen-
tarischen Einseitigkeit entgegen zu
treten.
Daniela Dahn, Berlin

Politisches Waterboarding

Zu »Und das ist links?«, 19.6., S. 4
Lieber Wolfgang Storz,
in Ihrem Kommentar »Und das ist
links?« haben Sie einen Fahrplan für
SYRIZA aufgestellt, den die griechi-
sche Regierung Ihrer Meinung nach
umgehend umsetzen sollte. Ich stim-
me Ihnen in allen Punkten zu. Nicht
jedoch darin, dass nichts von dem be-
reits von SYRIZA angegangen oder
umgesetzt wurde.
Deshalb möchte ich hier drei Punkte
richtig- bzw. klarstellen:
1. Rüstungsetat wurde eingefroren
Aus einer Stellungnahme des griechi-
schen Verteidigungsministers geht
hervor, dass die Rüstungsprogramme
komplett eingefroren wurden. Ledig-
lich Wartungsarbeiten werden be-
zahlt. Darüber hinaus hat die griechi-
sche Regierung eine Untersuchungs-
kommission eingesetzt, die alle Rüs-
tungsgeschäfte einer kritischen Prü-
fung unterzieht.
2. Rentenberechnungen sind falsch
Das Renteneintrittsalter und die Höhe
der Renten ist eines der beliebtesten
Themen in den Lügen um die Politik
von SYRIzA. Auch hier geistern fal-
sche Zahlen herum. Der Anteil der
Rentenausgaben am Bruttoinlands-
produkt (BIP) ist irreführend, da im
Zuge der Troika-Auflagen das griechi-
sche BIP um 25 Prozent gesunken ist.
Dass der Anteil der Renten sich rein
zahlenmäßig erhöht hat, ist also Folge
eines statistischen Zerr-Effekts.
3. Reichtumsbesteuerung von Institu-
tionen torpediert
Wir wissen, dass die neue griechische
Regierung mehrmals vorgeschlagen
hat, Maßnahmen zur Besteuerung von
Reichtum in die Wege zu leiten, noch
bevor es eine Einigung über ein kom-
plettes Reformpaket gibt. Von Seiten
der Institutionen, wurde jedoch klar-
gemacht, bevor es keine Einigung

über die Gesamtmaßnahmen gäbe,
würde jede Einzelmaßnahme einen
Casus Belli darstellen und die Ver-
handlungen wären gescheitert. Vor
diesem Hintergrund ist es besonders
skandalös, dass die Bundesregierung,
die die Politik der Institutionen mit-
trägt und somit für deren Politik mit-
verantwortlich ist, diese faustdicken
Desinformationen nicht klarstellt.
Es stimmt, dass viele Informationen
durch die Medien geistern. Viele von
ihnen sind nicht wahr, andere schwer
zu überprüfen, konkrete Zahlen
schwer zu finden. Unsere Aufgabe als
Linke, ist jedoch, auf der Hut zu sein,
uns von Falschinformationen irrefüh-
ren zu lassen und eine Gegenöffent-
lichkeit zu schaffen, die sich solida-
risch an die Seite von SYRIZA und der
griechischen Regierung stellt. Das
heißt nicht, dass wir die politischen
Entscheidungen in Griechenland nicht
kritisch begleiten dürfen. Im Gegen-
teil. Dennoch ist das, was die Troika,
die sogenannten Institution, mit Grie-
chenland macht, nichts anderes als
politisches Waterboarding. Diese Poli-
tik zu kritisieren, muss an erster Stelle
stehen.
Katja Kipping,
Vorsitzende der Linkspartei

Ich lasse keine Wahl aus

Zu »Wählen soll attraktiver werden«,
15.6., S. 5 und »Schöner wählen reicht
nicht«, 15.6., S. 4
Als ob Briefwahl so schwer wäre! Ich
ließ zwischen 1980 und 2014 keine
einzige Wahl aus und wählte stets
frühzeitig – nicht nur, um amWahltag
frei zu haben, sondern auch, um etwa
bei Unfalltod kurz vor der Wahl noch
wirkungsmächtig zu sein. Verzichteten
möglichst viele FDP-, AfD- und
CDU/CSU-Wähler auf ihr Stimmrecht,
so freute mich das doppelt: wegen re-
lativer Aufwertung meiner Stimme
und wegen Sauberhaltung der Parla-
mente. Weniger dumme Stimmen be-
deuten relativ mehr relativ klügere.
Als Ganzes gesehen, liegt das Prob-

lem doch darin, dass die SPD mit ih-
ren unausgesetzten Versuchen, die
CDU/CSU rechts zu überholen, derar-
tige Erdrutschverluste plant, dass
schon 2017 die CDU/CSU mit 30 Pro-
zent der Stimmen locker und formal
korrekt 51 Prozent der Sitze ergau-
nern kann. Unter diesem Gesichts-
punkt hat jeder, dem das dann doch
zu starker Tobak wäre, ein vitales Ei-
geninteresse, nicht nur irgendwas,
sondern – sofern er Kriege in Kauf

nimmt – die Grünen oder – sofern
nicht – DIE LINKE zu wählen.
Für das andere respektable Ziel,

wenigsten die gewerkschaftsfeindliche
FDP und die offen faschistoide AfD
aus den Parlamenten zu halten, ge-
nügte es sogar schon, fast beliebige,
derzeit nicht Fünf-Prozent-fähige Lis-
ten wie ÖDP, MLPD, Piraten, diverse
Spaßparteien sowie mögliche neue
SPD-Abspaltungen zu wählen. Auch
die DKP dürfte ihren Verzicht auf
Konkurrenzkandidaturen aufgeben,
falls wir als Linke friedenspolitisch
noch unzuverlässiger werden – und
selbstredend ist die DKP für Nicht-
kommunisten ebenso wählbar, wie
schon längst Unchristliche die
CDU/CSU, Unfreie die FDP und Un-
soziale die SPD wählen.
Relativ ehrlichere Verhältnisse hät-

ten wir, wenn die SPD den Zeitpunkt
ihrer notwendigen Spaltung in See-
heimer einerseits und Sozialdemokra-
ten andererseits nicht verpasst hätte.
Allerdings wäre eine Koalition aus
Seeheimern (5,5 Prozent) und Union
auch nicht erfreulicher als eine abso-
lute Unionsmehrheit. So oder so, be-

darf es jeder, aber auch jeder Stimme
für die Linke und meinetwegen (von
Nichtpazifisten) auch für die Grünen.
Immerhin zählt die Ausübung einer
verfassungsmäßigen Opposition
konstitutiv zur freiheitlich-demokrati-
schen Grundordnung.
Tom Strohschneiders Feststellung,

Alternativen hätten nur Sinn, wenn
nicht mehr »alle ohnehin nur sparen
müssen«, zeigt gerade vor dem Hin-
tergrund des Schuldenbremsen-Un-
fugs, dass endlich eine Steuerdebatte
geführt werden muss. Vielleicht
schaut sich ja dieser oder jener
Stimmberechtigte mal die Parteipro-
gramme diesbezüglich durch: Sofern
er oder sie lesen kann, wählt er/sie
dann automatisch die Linke. Übrigens
war und ist das Thema »Bedingungs-
loses Grundeinkommen« ein hervor-
ragender Aufhänger für die Steuerde-
batte.
Bernhard May, Solingen

Das macht mich ratlos

Zu »Was war denn nun mit der DDR?«,
12.6., S. 15
Man kann zu Hans-Dieter Schütt ge-
wiss unterschiedlicher Meinung sein
– wie bei nahezu jedem, der eigene
Gedanken zu äußern vermag, was ja
nach wie vor nicht eben feuilletonis-
tischer Alltag ist. Brigitte Zimmer-
manns Anmerkungen, Schütt tue im
Gesprächsbuch mit Gysi und Schor-
lemmer meist so, als habe er mit den
dort verhandelten DDR-Zeiten nichts
zu tun, macht mich allerdings ratlos;
nicht zuletzt, weil mir die Rezensentin
als kluge und erfahrene Journalistin
ein guter Begriff ist. Das ist sie u. a.
auch, seit ich die von ihr gemeinsam
mit Schütt herausgegebenen Bücher
mit Interviews von mehr DDR-Bür-
gern kenne, die eher mehr als weniger
aktiv in die DDR-Geschichte involviert
waren, die Herausgeber dabei inklu-
sive. Ich weiß auch, dass Brigitte
Zimmermann natürlich auch Schütts
Buch »Glücklich beschädigt« kennt,
ein Buch, dem andersartig gesonnene
Kritiker Schütts gar Masochismus
vorwerfen, kann man dem Manne al-
so gern allesmögliche vorwerfen, nur
eben nicht, dass er so tue, als habe er
»mit alledem nichts zu tun gehabt«.
Anmerkung nebenbei: Richtig ist

sicher, dass der Autor Schorlemmers
These, die DDR-Führung habe schon
1976 gewusst, dass das Projekt DDR
keine Zukunft habe, auf dessen Quelle
hin hätte befragen sollen. Zu Ver-
wunderung über diese scheinbar
abstruse These kann aber nur kom-
men, wer Günter Mittags 1991 er-
schienene Erinnerungen »Um jeden
Preis« nicht kennt. Anfang der 1960er
(!) Jahre, habe er, zu diesem Zeit-
punkt zum ZK-Sekretär aufgestiegen,
erkannt, dass die DDR ökonomisch
nicht in der Lage ist, jenes Tempo
mitzuhalten, das die BRD samt ihrer
Auswirkungen auf die Lebensverhält-
nisse vorzulegen in der Lage war. Und
Anfang der 1980er Jahre wusste also
zumindest Mittag laut seinem Buch,
dass die DDR »aus eigener Kraft nicht
in der Lage ist, das erforderliche qua-
litativ höhere Niveau der Steigerung
der Arbeitsproduktivität »auf keinen
Fall mehr erreichen konnte«. Nun

mag man über einen Mittag, an des-
sen rigider Wirtschaftsführung zur
Quadratierung des Kreises nicht we-
nige »Industriekapitäne« kaputtge-
gangen sind, denken, wie man mag –
wissen konnte man diesen ernüch-
ternden Tatbestand also schon, von
der nachwendig bekannt gewordenen
Denkschrift Gerhard Schürers ganz zu
schweigen.
Heinz Jakubowski, Berlin

Es geht ums große Geld

Zu Griechenland und EU
Glaubt wirklich noch jemand mit ge-
sundem Menschenverstand, es ginge
in den Verhandlungen zwischen Grie-
chenland und den Gläubigerinstituti-
onen »nur« um die nächste Geld-
tranche? Es geht vielmehr um die Si-
cherung des ganz großen Geldes. Da
geht Gefahr von der SYRIZA-geführ-
ten Regierung aus. Es ist die Angst vor
einer Politik, die Schluss machen will
mit der in der EU üblichen Umvertei-
lung des Reichtums von unten nach
oben und damit, dass stets nur untere
Bevölkerungsschichten die Krisenlas-
ten oder Folgen verfehlter Politik tra-
gen müssen.
Deshalb halten diese Herren die

reformwillige griechische Regierung
unter Dauerdruck. Sie werden nicht
eher ruhen, bis SYRIZA gezwungen
ist, ihre Wahlversprechen zu brechen
und Unruhen sie stürzen. Liebäugeln
die Herren in Brüssel vielleicht mit ei-
ner Variante der »chilenischen Lö-
sung«? Salvador Allende stellte für die
imperialen Interessen der USA in ih-
rem »lateinamerikanischen Hinterhof
» wohl eine ähnliche Gefahr dar wie
die sozialen Pläne der SYRIZA für die
EU. Das erklärt u. a. auch das popu-
listische Auftreten solcher Politiker
wie Gabriel, Bosbach, Schulz u. a., um
es noch einigermaßen druckbar höf-
lich auszudrücken. Da lügt man schon
mal locker mit falschen Zahlen oder
drückt mit dem Verweis auf den deut-
schen Steuerzahler auf die nationalis-
tische Tränendrüse. Als hätte der
Steuerzahler in ihren Kalkulationen
jemals eine Rolle gespielt. Sei es bei
der Beteiligung am völkerrechts- und
grundgesetzwidrigen Überfall auf
Restjugoslawien oder die verpulverten
Milliarden im verlorenen Krieg gegen
die Taliban oder bei den Rettungs-
schirmen für marode Banken, die sich
meist selbst verzockt haben.
Es sind die gleichen Kräfte, denen

der Steuerzahler schnuppe ist, wenn
der ukrainischen Regierung ein 40-
Milliardenkredit zur weiteren Kriegs-
führung gegen das eigene Volk und
zur Aufrüstung gegen Russland zur
Verfügung gestellt wird. Lügen wer-
den nicht zu Wahrheiten, selbst wenn
man sie gebetsmühlenartig wieder-
holt. Hinzu kommt, dass im Kurs der
Griechenverdammer mancher gar
nicht weiß, wovon er spricht.
So empfehle ich Herrn Gabriel ei-

nen Kurs über linke Parteien, Bewe-
gungen und Strömungen. Nicht alle,
die sich dem Kampf gegen Ausbeu-
tung und Unterdrückung verschrieben
haben, sind Kommunisten. Aber Hass
macht bekanntlich nicht nur blind, er
verblendet auch.
Harry Pursche, Leipzig

Wie soll Flüchtlingskindern geholfen werden?

Zwei Drittel der Deutschen wollen bessere Start-
chancen für Flüchtlingskinder. 67 Prozent der
Befragten seien der Ansicht, dass alle Kinder, die
in Deutschland leben, gleiche Rechte und Mög-
lichkeiten haben sollten, teilte das Deutsche Kin-
derhilfswerk unter Berufung auf eine Umfrage
von infratest dimap mit. 31 Prozent sind dage-
gen der Meinung, Flüchtlingskinder sollten nicht
sofort die gleichen Möglichkeiten erhalten.

Der Präsident des Deutschen Kinderhilfs-
werks, Thomas Krüger, betonte, die Umfrage zei-
ge, dass die Politik bei einer rechtlichen Gleich-
stellung aller Kinder die deutliche Mehrheit der
Bevölkerung hinter sich hätte.
Krüger sprach sich für Patenschaftspro-

gramme aus, um Flüchtlingskindern in den
ersten Jahren in Deutschland zu helfen. Die
Hälfte der Bundesbürger kann sich laut der

Umfrage vorstellen, sich persönlich für Flücht-
lingskinder etwa durch Übernahme einer Pa-
tenschaft oder ehrenamtliche Hilfe zu engagie-
ren. 45 Prozent sind dagegen nicht bereit, sich
persönlich einzubringen. Drei Prozent der Be-
fragten gaben an, sich bereits für Flüchtlings-
kinder zu engagieren. Und Sie, liebe Leserin-
nen und Leser, wie stehen Sie zur Hilfe für
Flüchtlingskinder? epd/nd Foto: dpa/Daniel Maurer

TERMINE

Berlin. 25.6., 19 Uhr: »Feste muss man
feste feiern« – mit Günter Herlt im Ver-
ein »Helle Panke«, Kopenhagener Str. 9

Berlin. 26.6., 14 Uhr: »Ein Vers-Spa-
ziergang durch die Zeit« – Lesung der
Friedrichshagener Vers-Werkstatt »Po-
eten vom Müggelsee« im Kiezklub »Vi-
tal«, Myliusgarten 20

Berlin. 30.6., 10 Uhr: »Ernst Busch und
Erich Kästner« – Seniorenklub im Karl-
Liebknecht-Haus, Kleine Alexander-
straße 28

Dresden. 24.6., 19 Uhr: »Riecht es hier
nach Mieterhöhung? – Was bringt die
Mietpreisbremse« –mit Caren Ley in der
WIR-AG, Martin-Luther-Straße 21

Dresden. 25.6., 16.40 Uhr: »Wir sind
nicht rassistisch, aber ...« – Ringvorle-
sung mit Andrea Hübler in der TU Dres-
den, WEB/KLEM, Victor-Klemperer-
Saal, Weberplatz 5

Dresden. 25.6., 19 Uhr: » Nach der Be-
freiung: Zwischenstationen von »Dis-
placed Persons« in Mitteldeutschland« –
Vortrag und Diskussion mit René Bie-
nert bei HATiKVA e.V. – Die Hoffnung,
Bildungs- und Begegnungsstätte für Jü-
dische Geschichte und Kultur Sachsen,
Pulsnitzer Straße 10

Erfurt. 24.6., 19.30 Uhr: »Der Mythos
vom »Roten Medienzaren« Was ver-
steckt sich hinter der Legende vom
»Münzenberg-Konzern«?« – Vortrag im
Kunsthaus, Michaelisstr. 34

Frankfurt (Oder). 26.6., 15 Uhr: »Die
Befreiung vor 70 Jahren. Was ist ge-
blieben?« – Vortrag und Diskussion mit
Prof. Dr. Anton Latzo im Mehrgenera-
tionenhaus, Franz-Mehring-Straße 20

Greifswald. 30.6., 20 Uhr: »Andorra« –
Drama von Max Frisch im StuThe e.V.,
Stralsunder Straße 10/11

Güstrow. 24.6., 15 Uhr: »Rentenun-
recht – für Rentengerechtigkeit in Ost-
deutschland« – Vortrag und Diskussion
mit Hans Parton im Restaurant »Ka-
minfeuer«, Bistede 1

Hamburg. 29.6., 19 Uhr: »Klimawan-
del: Folgen der Erderwärmung für die
Natur und Möglichkeiten einer Fol-
genbegrenzung« – Vortrag mit Prof.
Hartmut Graßl im Goldbekhaus Win-
terhude, Moorfuhrtweg 9

Jena. 25.6., 19 Uhr: »Der Verfassungs-
schutz nach 1990 und der Aufbau des
Thüringer Heimatschutzes« – Vortrag in
der Friedrich-Schiller-Universität,
Raum 314, Carl-Zeiss-Straße 3

Leipzig. 25.6., 18.30 Uhr: »Lenin als
Philosoph« – aus der Reihe Rosa L. In
Grünau mit Steffen Juhran im Klub
Gshelka, An der Kotsche 51

Leipzig. 25.6., 20 Uhr: »The Absolute
Present« – mit friendly fire, Theater- und
Performancegruppe (Leipzig) – Institut
für Zukunft, An den Tierklinken 38-40

Leipzig. 30.6., 18 Uhr: »Fragen der
Selbstbestimmung am Ende des Le-
bens« – mit Dr. Peter Fischer in der RLS
Sachsen, Harkortstraße 10

Rothen. 26.6., 19 Uhr: »Wer rettet
wen?« – Die Krise als Geschäftsmodell
auf Kosten von Demokratie und sozia-
ler Sicherheit im Rothener Hof e.V.,
Kastanienweg 8

Rothen. 27.6., 19 Uhr: »Pokern mit Mil-
liarden« – Europäische Finanzpolitik im
Rothener Hof e.V., Kastanienweg 8

Stralsund. 24.6., 19 Uhr: »Kampf um
die Köpfe – die Ukraine-Russlandkrise«
- mit Siegfried Dienel in der Volks-
hochschule Stralsund, F.-Engels-Str. 28

Suhl. 25.6., 19 Uhr: »Eigensinnige Kun-
den und die Grenzen der Aktivierbar-
keit« – Vortrag in der Kulturbaustelle,
Friedrich- König-Str. 35
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NACHRICHTEN

Russland kürzt wegen der schwe-
ren Wirtschaftskrise sein Budget
für die Fußball-WM 2018 um rund
30 Milliarden Rubel (500 Millio-
nen Euro). In den vergangenen
Monaten hatte der Gastgeber
mehrfach seine WM-Pläne zusam-
mengestrichen. Mit der jüngsten
Kürzung liegt der vorgeseheneWM-
Haushalt bei rund 631,5 Milliar-
den Rubel (10,2 Milliarden Euro).

Sarah Scheurich hat bei den Eu-
ropaspielen in Baku eine Medaille
sicher. Die Mittelgewichtsboxerin
gewann am Montag ihr Viertelfi-
nale gegen die Türkin Sema Ca-
liskan mit 2:1.

Jordan Spieth sicherte sich im Al-
ter von 21 Jahren bereits einen
Platz in der Golf-Geschichte. Der
Amerikaner gewann zwei Monate
nach dem Masters nun auch die
US Open und ist somit der jüngs-
te Profi, dem das Double gelang.

Deutschlands Hockeyspielerinnen
lösten das Ticket für die Olympi-
schen Sommerspiele 2016. Sie ge-
wannen am Sonntagabend beim
Qualifikationsturnier in Valencia
das Spiel um Platz drei gegen Ar-
gentinien mit 3:1. Agenturen/nd

In Zahlen

Fußball: Frauen, WM in Kanada,
Achtelfinale: Brasilien - Australien
0:1 (0:0), Frankreich - Südkorea 3:0
(2:0), Kanada - Schweiz 1:0 (0:0).
Männer, Copa América in Chile,
Gruppe C: Kolumbien - Peru 0:0, Bra-
silien - Venezuela 2:1 (1:0).

Basketball: Frauen, EM in Ungarn,
Gruppe E: Türkei - Tschechien 59:48,
Montenegro - Griechenland 63:76,
Belarus - Frankreich 58:64.

TV-Tipp

13.00 - 21.00 Eurosport: Tennis:
Männer, Turnier in Nottingham.
13.00 - 20.40 Sport1: Europaspiele:
Volleyball, Schwimmen, Boxen, Bad-
minton, Fechten. 20.15 - 23.00 ZDF:
Fußball: U 21-EM, Gruppe A, Tsche-
chien - Deutschland. 20.40 - 23.00
Sport1: Fußball: U 21-EM, Gruppe A:
Dänemark - Serbien. 3.45 - 6.00 ZDF:
Fußball: Frauen-WM, Achtelfinale:
Japan - Niederlande.

Ich kann nichts Gutes entdecken
Elmira Ismayilova, Mutter der inhaftierten Journalistin Khadija Ismayilova, über Aserbaidshan und die Europaspiele

Europas Sportler feiern in Baku die
ersten Kontinentalspiele, Ihre Toch-
ter sitzt hier als politischer Häftling
im Gefängnis. Wie geht es Ihr dort?
Ich besuche sie jeden Donnerstag-
nachmittag im Bakuer Untersu-
chungsgefängnis. Mein Sohn fährt
mich zu Ihr, ich bringe Ihr Essen und
etwas Geld, damit sie es gut hat.

Wie sind die Haftbedingungen?
Nun, sie ist in einer Zellemit vier Frau-
en untergebracht. Es gibt ein Fenster,
das immerhin morgens geöffnet, aber
abends geschlossen wird. Alles ist
okay, es gibt eine Toilette und eine
Dusche in der Zelle.

Die Regierung Aserbaidshans feiert
die Spiele als großen Erfolg Ihres
Landes. Hatten Sie jemals Lust, sich
einen der Wettkämpfe anzusehen?
Nein. Keinen einzigen. Nicht die Wett-
kämpfe und auch nicht die Eröff-
nungszeremonie.

Dort hat Lady Gaga John Lennons
»Imagine« angestimmt, was ange-
sichts rund 100 politischer Flücht-
linge und starker Repressionen zy-
nisch klang. Kannten Sie die Sän-
gerin schon vorher?
Ja, ich höre Lady Gaga gern, ich liebe
ihre Musik. Ich hab auch gehört, was
sie im Olympiastadion gesungen hat.

Was haben Sie da gedacht?
Ich bin mir sicher, dass die Leute, die
bei der Eröffnung mitgemacht ha-
ben, nicht verstehen, wie es um das
Land bestellt ist.

Was eigentlich ist das Gute an Aser-
baidshan?
Ich kann da leider nichts entdecken.
Was sie hier gut können, ist Fassaden
errichten.

Ist Ihre Tochter schon immer mutig
gewesen?
Ja, sie war immer kämpferisch. Schon
als sie zehn Jahre alt war, hat sie Ge-
dichte geschrieben: gegen Atomwaf-
fen, gegen Krieg, gegen Waffen.

Hätten Sie sich gewünscht, Khadija
hätte einen anderen Weg einge-
schlagen als den der Journalistin?
Nein. Als ich jünger war, war ich ge-
nauso. Aber wissen Sie, was schlimm
ist? Sie zu besuchen, aber sie nicht
berühren zu können. Wir sitzen vor
einer Glasscheibe und sprechen durch
ein Telefon.

Was können denn Menschen in an-
deren Ländern tun, um Ihrer Toch-
ter und dem Land zu helfen?
Ihr Deutschen habt das nicht so
schlecht gemacht bisher. Ich danke al-
len, die über Khadijas Schicksal be-
richten. Ich danke auch Ihrer Bun-
deskanzlerin sehr, dass sie nicht zur
Eröffnung hierher gekommen ist. Sie
hat verstanden, wie schlecht es hier
um die Menschenrechte steht.

Weiß Khadija von der internatio-
nalen Solidarität, dass Sänger Bo-
no Vox in einem U2-Konzert an Ihr
Schicksal erinnert hat und dass die
»New York Times« ihren offenen
Brief abdruckte?
Sie weiß es, und sie ist wirklich froh
darüber! Besonders froh macht sie
aber, dass andere Journalisten die
Recherchen weiterführen, die sie an-
gefangen hat.

Wie sind denn die Aussichten, dass
Ihre Tochter freikommt?
Bis vor wenigen Tagen dachte ich,
dass sie sie vielleicht nach den Spie-
len freilassen. Aber jetzt habe ich
schlimme Artikel in hiesigen Zeitun-
gen gelesen, sie sei ein Gegner unse-
res Landes und nehme Geld aus Ame-
rika. Ich bin nicht mehr so optimis-
tisch. Sie wird es immer ablehnen, ein
Gnadengesuch an den Präsidenten zu
unterzeichnen. Es wäre absurd. Die
Vorwürfe gegen sie sind vorgescho-
ben, gefälscht. Sie ist unschuldig. Sie
wird das nicht machen, ich kenne
Khadija.

Vor Beginn der Europaspiele hatte
die »New York Times« einen offenen
Brief der aserbaidshanischen Investi-
gativjournalistin Khadija Ismayilova
veröffentlicht. Die 39-Jährige ist seit
dem 4. Dezember 2014 inhaftiert.
Mit ihrer Mutter Elmira Ismayilova
(72) sprach Jirka Grahl in Baku.
Foto: nd/Jirka Grahl

Vorgeschobene Beschuldigungen
Khadija Ismaiyilova aus Baku ist die
mutigste Journalistin Aserbaidshans.
Die 39-Jährige sitzt in der Hauptstadt
in Haft – vor Beginn der Europaspiele
war der Druck gegen Oppositionelle
und Regimekritiker deutlich erhöht
worden. Khadija Ismaiyilova hat in
vielen investigativen Recherchen
nachgewiesen, wie sich die Präsiden-
tenfamilie der Alijews systematisch
bereichert. Ilham Aliyev herrscht mit
unumschränkter Macht und hat um
sich und seinen verstorbenen Vater
Heydar Aliyev einen bizarren Perso-
nenkult inszeniert. Mit der Ausrich-
tung von Sportereignissen wie den
Europaspielen oder dem Formel-1-
Rennen im nächsten Jahr buhlt Aser-
baidshan um internationale Anerken-
nung. Menschenrechtsverletzungen
bestreitet die Regierung stets.
NGOs berichten, dass die ohnehin

schwach entwickelte Opposition sys-
tematisch unterdrückt wird, vor den
Europaspielen erhöhte sich die Zahl

der Festnahmen regimekritischer Ak-
tivisten. Derzeit soll es etwa 100 poli-
tische Gefangene in Aserbaidshan ge-
ben. Radioreporterin Khadidja Is-
mayilova wurde im Oktober 2014
festgenommen. Ihr wird vorgeworfen,
einen Mann zum Selbstmord angestif-
tet zu haben. Bei einer Verurteilung
drohen ihr zwischen drei und sieben
Jahren Haft. Namhafte Menschen-
rechtsorganisationen nennen die Be-
schuldigungen vorgeschoben und for-
dern eine Freilassung Ismayilovas. jig

Khadija Ismayilova Foto: Getty/J. Merritt

Der Grenzgänger
Mit Leidenschaft und Perfektionismus machte Trainer Andrea Trinchieri die Bamberger zum Basketballmeister

Andrea Trinchieri hat die Brose
Baskets Bamberg gleich im ersten
Jahr zum Meistertitel geführt. Der
charismatische Trainer aus Italien
formte ein Spitzenteam.

Von Uli Schember, Bamberg

Andrea Trinchieri steht unter Strom.
Er schreit, er diskutiert, er dirigiert.
Wenn der Italiener an der Seitenlinie
auf und ab rennt, ist er ein anderer
Mensch. »Manchmal überschreite ich
Grenzen«, sagt der Trainer der Brose
Baskets Bamberg selbstkritisch, »aber
ich arbeite an dieser Schwäche. All
das passiert, weil ich meine Leiden-
schaft zum Beruf gemacht habe.«
Trinchieri, 46, ist Perfektionist.

Das sagt er selbst – und seine Spie-
ler auch. Sie haben es nicht immer
leicht mit ihm, doch der Erfolg gibt
ihm Recht. Gleich in seiner ersten
Saison hat der Headcoach die Fran-
ken am Sonntag zumMeistertitel ge-
führt. Die Rückkehr an die Spitze hat
viel mit Trinchieri zu tun. Als »for-
dernd, geraderaus, leidenschaftlich,
kreativ«, aber auch »wählerisch, et-
was cholerisch und viel zu sensibel«
beschreibt er sich. Trinchieri hat ei-
ne klare Ansprache und klare Vor-
stellungen. Die Spieler dürfen Feh-
ler machen, aber nicht immer wie-
der die gleichen. »Beim dritten Mal
wird er lauter«, sagt Nationalspieler
Daniel Theis.
Eher zufällig ist Trinchieri dahin

gekommen, wo er ist. Als er 18 war,
fehlte seinem unterklassigen Team
ein Coach, er übernahm den Job und
erhielt eine Menge Zuspruch. »Ich
weiß nicht, ob sie sich gefreut ha-
ben, weil sie einen schlechten Spie-
ler weniger hatten«, scherzt er.

Trinchieri ist verbissen, ehrgeizig.
»Als ich Basketball gespielt habe, war
ich regelrecht süchtig danach«, sagt
er. Er verlangt immer 100 Prozent,
aus einemganz einfachenGrund. »Als
Spieler arbeitest du vier Stunden am
Tag, wenn überhaupt. Wenn du dann
nicht alles gibst, ist das etwas, mit
dem ich nicht umgehen kann.«
Entsprechend klang seine Vorga-

be vor dem entscheidenden Final-
spiel gegen Bayern München, das die
Bamberger mit 88:84 gewannen und
den siebten Meistertitel feierten:
»Mach das, was du immer machst.
Aber mach es mit mehr Energie.«
Im vergangenen Sommer hatte

Trinchieri Chris Fleming abgelöst.
Nach einer Serie von Titeln war dem
US-Amerikaner eine schlechte Sai-

son zum Verhängnis geworden, die
Fans demonstrierten für den heuti-
gen Bundestrainer. Ein Jahr später ist
der Groll verflogen, die Bamberger
lieben Trinchieri – und Trinchieri
liebt Bamberg.
»Da ist ein toller Klub«, sagt der

charismatische Coach, Italiener durch
und durch: Der Anzug sitzt, die blaue
Brille ist etwas extravagant, die Haa-
re sind lang und lockig. Aber Trin-
chieri hat multikultrelle Wurzeln.
Sein Vater wurde in den USA als Dip-
lomatensohn geboren, die Mutter
stammt aus Kroatien. Dadurch haben
sich im Basketball viele Türen geöff-
net. Trinchieri spricht perfekt Kroa-
tisch, Serbisch und Englisch. Die Ein-
flüsse haben ihn geprägt. Italienisch,
so sagt er, sei seine Kreativität. Vom

Balkan habe er den Sinn für Freund-
schaft und Loyalität, aus den USA die
Effizienz. Das Gesamtpaket passt.
Zweimal war Trinchieri in seiner Hei-
mat Trainer des Jahres. Er hat bei fünf
italienischen Klubs gearbeitet, ehe er
nach Russland zu Unics Kasan ging,
zeitgleich war Trinchieri National-
trainer Griechenlands. Dann kam der
Anruf aus Bamberg.
Trinchieri fühlt sichwohl, das sieht

man. Er ist immer für einen Scherz
zu haben, in einer Pressekonferenz
bestellte er einmal einen Mojito. In
Oberfranken hat der Weintrinker sei-
ne Liebe zum Bier entdeckt. Es wer-
den also immer mehr Getränke, aber
es gibt nur einen Beruf für ihn: »Es
ist der beste Job der Welt. Ich gehe
nicht um 5 Uhr in eine Fabrik.« SID

Andrea Trinchieri Foto: imago/Eibner

Die Unvollendete
Für Marta und die Brasilianerinnen ist die WM vorbei

Die hochgehandelten brasiliani-
schen Fußballerinnen um Super-
star Marta scheiterten bei der WM
in Kanada im Achtelfinale sensati-
onell an Australien.

Von Jana Lange, Moncton

Marta konnte ihren grenzenlos Frust
nicht zurückhalten. Wütend riss sich
Brasiliens Superstar die Kapitäns-
binde vom Arm und schleuderte das
blaue Band auf den Kunstrasen des
WM-Stadions von Moncton. Wieder
einmal, und diesmal noch dazu früh-
zeitig, ist die fünfmalige Weltfuß-
ballerin beim Anlauf auf den WM-
Thron gescheitert.
0:1 (0:0) unterlag der in allen Be-

langen enttäuschende Mitfavorit am
Sonntagabend den spielerisch limi-
tierten, aber aufopferungsvoll kämp-
fenden Australierinnen. Nationaltrai-
ner Vadao ging erstaunlich gelassen
mit dem Aus um, appellierte mit Blick
auf die hochgesteckten Ziele für das
Fußballturnier bei den Olympischen
Spielen 2016 in Rio de Janeiro aber
an seinen Verband: »Wir müssen uns
in Zukunft noch besser vorbereiten
können, so wie andere Nationen.«
Marta, die im letzten Vorrunden-

spiel gegen Costa Rica (1:0) noch ge-
schont worden war, blieb im Niesel-
regen vor 12 054 Zuschauern so gut
wie unsichtbar. Nur einen Schuss
brachte die überragende Technikerin
aufs Tor. Dabei hatte das Turnier vier
Jahre nach dem Viertelfinalaus in
Deutschland durchaus vielverspre-
chend begonnen. Mit ihrem 15. Tref-
fer im Auftaktspiel gegen Südkorea
(2:0), stieg Marta zur alleinigen WM-
Rekordtorschützin vorBirgit Prinzund
US-Star Abby Wambach (beide 14)

auf. Doch nach einem Fehler der nach
dem Abpfiff untröstlichen Luciana
muss die 29-Jährige Marta von
Schwedens Meister FC Rosengard
weiter auf die Karrierekrönung war-
ten. Australiens ersten Schuss aufs Tor
ließ Torhüterin Luciana unnötig nach
vorne abprallen, die eingewechselte
Kyah Simon reagierte am schnellsten
und schob den Ball ins Tor (80.).
Ins Viertelfinale am Sonnabend ge-

gen Titelverteidiger Japan oder die
Niederlande gehen die Matildas nun
mit breiter Brust. »Wir sind wahr-
scheinlich eines der gefährlichsten,
wenn nicht das gefährlichste Teamder
WM«, sagte Trainer Alen Stajcic, be-
vor er sich selbst zügelte: »Wir wollen
jetzt noch nicht zu weit denken.«
Matchwinnerin Simon genoss in

ihrer Heimat bereits vor ihrem histo-
rischen dritten Treffer bei dieser End-
runde Kultstatus. Die 23-Jährige, die
nach einem Kreuzbandriss Ende 2013
erst kurzfristig wieder fit für Kanada
wurde, erzielte einst als erste Abori-
gine ein Länderspieltor für Australi-
en. Ihr WM-Debüt 2011 in Deutsch-
land ist zentrales Thema des Doku-
mentarfilms »No Apologies«. SID

Marta Foto: Getty Images/Elsa
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Bangkok Schauer 32°
Buenos Aires wolkig 12°
Chicago sonnig 25°
Delhi wolkig 44°
Dubai heiter 38°
Havanna wolkig 36°
Hongkong wolkig 34°
Johannesburg sonnig 17°
Kairo sonnig 33°
Kapstadt bewölkt 15°
Las Palmas heiter 29°
Los Angeles sonnig 29°
Mexico City Schauer 25°
Miami heiter 33°
Moskau wolkig 25°
Nairobi sonnig 28°
New York Gewitter 31°
Peking wolkig 35°
Rio de Janeiro heiter 31°
San Francisco sonnig 19°
Seoul sonnig 30°
Singapur wolkig 35°
Sydney sonnig 19°
Tel Aviv heiter 29°
Tokio wolkig 27°
Toronto wolkig 23°
Vancouver sonnig 24°

Wetter in der Region

Biowetter Pollenflug

Aussichten der nächsten Tage

04:43 Uhr SA
21:33 Uhr SU

12:11 Uhr MA
00:25 Uhr MU

Nullgradgrenze:

Heute gibt es einige Wolken, etwas Sonne und örtliche Regenschauer,
und die Höchstwerte steigen bis auf 15 Grad. Der Wind weht mäßig, in
Böen frisch aus West. In der Nacht verstecken sich die Sterne gele-
gentlich hinter Wolken. Dabei werden bis 12 Grad gemessen.

Bluthochdruck
Kopfschmerzen
Rheumaschmerzen
Atemwegsbeschwerden
Herzbeschwerden
Erkältungsgefahr

Brennnessel
Gräser
Linde
Spitzwegerich
Sauerampfer

des 24h-Tages
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Sudoku
Das Zahlenrätsel muss so vervoll-
ständigt werden, dass in jeder 
waagerechten und jeder senk-
rechten Zeile sowie in jedem der 
neun Unterquadrate jede Ziff er 
von 1 bis 9 nur einmal auftaucht.
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Sudoku Nr. 9 (standard)
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Sudoku Nr. 10 (standard)
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Das brüchige Königreich
Elizabeth II. ist beliebt wie kaum zuvor, ihr Kingdom aber steckt in einer Krise

Von diesem Dienstag bis Freitag
sind die britische Königin Eliza-
beth II. und ihr Mann Prinz Philip
auf Staatsbesuch in Deutschland.

Von Reiner Oschmann

Zu ihrem Deutschlandbesuch befin-
det sich die Queen bei ihren Unter-
tanen im Beliebtheitshoch, ihr Kö-
nigreich aber in schwerer Sinnkrise.
Die 89-Jährige, gleichsam letzte Em-
pire-Überlebende und allein dafür
geliebtes Souvenir, wird ab 10. Sep-
tember die am längsten herrschende
britische Monarchin sein. Sie ist po-
pulärer als der Rest des Königshau-
ses und die Cameron-Regierung.
Doch kurz nach dem 800. Jahrestag
der Magna Charta, als aufmüpfige
Fürsten King John einen Teil seiner
royalen Allmacht abjagten, ist Eli-
zabeth II. die Galionsfigur eines Kö-
niginnenreichs in der Krise: Wegen
eines immer öfter als ungerecht er-
kannten Mehrheitswahlrechts hat
David Cameron seit der Wahl vom
Mai eine absolute Unterhausmehr-
heit, die rational nicht erklärbar und
demokratisch ungerecht ist. Die EU-
und fremdenfeindliche UKIP konnte
wegen des Wahlrechts zwar nur ei-
nen der 650 britischen Wahlkreise
gewinnen, holte aber 3,5 Millionen
Stimmen, wurde in 118 Kreisen
zweitstärkste Kraft und hat sich als
Gefahr nur für jene erledigt, die den
Kopf in den Sand stecken.
Die beiden einst großen Parteien

Konservative und Labour, die vom

Wahlrecht lange profitierten, gelten
als korrupt und ebenso volksfern wie
die Queen. Sie bilden nicht mehr die
Vielfalt im Königreich ab. Schottland
und Nordengland, Wales und Nord-
irland fühlen sich benachteiligt. For-
derungen nach Selbstverwaltung er-
leben folglich nicht nur in Schottland
Auftrieb. Bei der Wahl im Mai räum-
te dort die Nationalpartei 56 der 59
schottischen Wahlkreise ab.
Die Konservativen gewannen u.a.

mit der Zusage, ein Referendum zur
Mitgliedschaft in einer EU abzuhal-
ten, die viele Briten nicht wünschen.
Aktuell wollen 39 Prozent raus und
40 Prozent bleiben. Mit ihrem Wahl-
sieg stehen Camerons Torys im Wort,

das Referendum bis 2017 durchzu-
führen. Dessen Ausgang ist nicht so
sicher wie Camerons Hoffnung auf
Verbleib. Sollte Britannien ausstei-
gen, scheint in Schottland ein neues
Unabhängigkeitsreferendum unver-
meidlich. Der Norden ist europa-
freundlich und würde einen EU-Aus-
stieg als weiteren Akt Londoner
Fremdbestimmung werten.
»Falls das United Kingdom zer-

bricht, dann nicht, weil die Mehrheit
der Schotten scharf drauf ist, es zu
verlassen, sondern weil die Regierung
des UK aufhört, es zu bewahren«, sagt
Gordon Brown, Labour-Premier von
2007 bis 2010 und selbst Schotte. Seit
sich die Konservativen zurAbwehr von

UKIP selbst als englische Nationalis-
tenpartei inszenierten, bestehe kein
Zweifel, »dass die Union auf der In-
tensivstation liegt«. Es wäre »falsch,
den Patriotismus der Schotten mit Na-
tionalismus gleichzusetzen oder an-
zunehmen, dass die populäre Forde-
rung nach Wandel mehr mit Grenz-
veränderung als mit sozialem Wandel
im Alltag der Menschen zu tun hat«.
Die Nationalismus der Torys offen-
bare daher »eine größere Wahrheit:
Während Schottland Großbritannien
noch nicht abgeschrieben hat, begin-
nen die Konservativen, Schottland ab-
zuschreiben«, so Brown.
Die Zerreißproben und das Drän-

gen auf Föderalisierung und Verfas-
sungsreform berühren auch die Mo-
narchie. Denn obwohl diese vorran-
gig über ihren farbig-ritualreichen
Glanz wahrgenommen wird, erledigt
sie für das Establishmentmehr als den
Zauber von Blend- und Trostwerk.
Der dienstälteste Labour-Parlamen-
tarier aller Zeiten, Tony Benn, 2014
gestorben und bekannt geworden,
weil er auf seinen geerbten Adelstitel
verzichtete, hielt nichts von persön-
lichen Angriffen auf die Queen. Das
lenke nur ab. »Sie hat sich um ihren
Job nicht beworben. Sie wurde le-
diglich von den richtigen Eltern zur
rechten Zeit im rechten Bett gebo-
ren.« Wichtiger sei, dass »die Mo-
narchie der Grundstein ist, auf dem
das britische Machtkonstrukt ruht«.
Sie verschaffe einer feudalen Klas-
senstruktur Legitimität und erwarte,
dass darin jeder seinen Platz kenne.
Und: »Niemand benötigt die Monar-
chie mehr als der Premier, denn kö-
nigliche Vorrechte sind die Haupt-
quelle seiner Regierungsgewalt in
Downing Street«.
Diese »royal prerogatives« gestat-

ten es dem Premier, sein Land ohne
Parlamentszustimmung in den Krieg
zu führen – 2003 von Tony Blair ge-
gen Irak vorgemacht – und interna-
tionale Verträge zu schließen. Wegen
dieser Zusammenhänge, öffentlich
selten beleuchtet, kam der Republi-
kaner Tony Benn zu einem Schluss,
der das Königshaus auch ins Zent-
rum der heutigen Krise rückt: »Die
bloße Existenz einer Monarchie an
der Spitze einer Demokratie ist kom-
plett absurd.«

Kommt Prinz Philip diesmal ohne »Entgleisung« aus? Foto: AFP/Anthony Devlin

Streikdrohung wirkt im Windsor Castle
Die Nachricht von einem möglichen
Streik der Diener im britischen Königs-
haus ging um die Welt, auch wenn sie
nicht immer korrekt wiedergegeben
wurde. So wurde nicht mit Streik, son-
dern »nur« mit Dienst nach Vorschrift
gedroht, und es waren auch nicht die
direkten Diener von Elisabeth II., son-
dern jene Wächter auf Schloss Windsor,
die Touristen herumführen. Doch auch
ihnen ging es darum, entsprechend ih-
rer Arbeit gerecht entlohnt zu werden,
und der Kampf hat sich gelohnt.
84 Prozent des gewerkschaftlich or-

ganisierten royalen Haushalts hatte
Mitte April dem Aufruf der Public and

Commercial Services Union (PCS) zu-
gestimmt, keine angeblich freiwilligen
Zusatzleistungen mehr auszuführen, so
lange diese nicht bezahlt werden. Den
76 Betroffenen ging es dabei vor allem
um Übersetzungsdienste und geführte
Touren durchs Schloss.
Ihr Einkommen liegt bislang unter-

halb des Existenzminimums und das
Einstiegsgehalt lag bei umgerechnet
nur 20 000 Euro im Jahr. Sprecher des
Windsor Castle hatten dem entgegen-
gehalten, dass das Gehalt trotzdem
noch über dem Branchenschnitt läge
und die Angestellten ein kostenfreies
Mittagessen bekämen. Außerdem wer-

de ja niemand gezwungen, die freiwil-
ligen Zusatzarbeiten zu übernehmen.
Trotzdem sieht es nun so aus, als

hätte die Drohung Wirkung gezeigt.
PCS-Sprecher Richard Simcox verriet
»nd« exklusiv: »Wir haben nun ein
deutlich verbessertes Angebot erhal-
ten.« Über Details des Entgegenkom-
mens des royalen Arbeitgebers dürfe er
zwar noch nicht sprechen, aber es sei
so deutlich, »dass wir unseren Mitglie-
dern bereits empfohlen haben, es an-
zunehmen.« Die Queen bekommt also
bald wieder bessere Publicity, die Tou-
risten ihre Führungen und die Wächter
mehr Geld. Was will man mehr?! ok

NACHRICHTEN

Mehr als 120 Menschen sind im
Süden Pakistans bei einer Hitze-
welle während des islamischen
Fastenmonats Ramadan ums Le-
ben gekommen. Seit Samstag sei-
en allein in der Hafenstadt Kara-
chi 114 Menschen gestorben. Dort
waren die Temperaturen am Wo-
chenende auf 45 Grad Celsius ge-
stiegen – sie lagen damit nur zwei
Grad unter dem Rekordwert im
Jahr 1979. Im Nachbarland Indi-
en hatte es im Mai eine Hitze-
welle gegeben, in deren Verlauf
mehr als 2200 Menschen gestor-
ben waren.

Ein 19-Jähriger, der seit demWo-
chenende in Augsburg als ver-
misst galt, ist tot. Seine Leiche
wurde im Wertachkanal entdeckt,
wie die Polizei mitteilte. In der
Nacht zum Samstag hatte ein be-
trunkener 18-Jähriger bei der Po-
lizei angerufenundmitgeteilt, sein
Freund sei in den Kanal gefallen
und abgetrieben worden. Eine
groß angelegte Suchaktion mit
Hubschraubern blieb zunächst
ohne Erfolg. Schließlich fanden
Taucher die Leiche an einemWehr
in drei Meter Tiefe. Die Kripo geht
von einem Unglücksfall aus

Eine Mutter hat aus Sorge um ih-
ren Sohn ein ganzes Kino lahm-
gelegt. Die Polizei in Bremen ließ
am Samstagabend elf Kinosäle
räumen – und das nur, weil die
Mutter eine SMS ihres 16-jährigen
Sohnes nicht richtig gelesen hatte.
Die besorgte 53-Jährige hatte die
Beamten mit dem Hinweis alar-
miert, ihr Sohn habe ihr aus dem
Kino geschrieben: »Hol mich bitte
sofort ab, ich werde umgebracht.«
Eine Streifenwagenbesatzung
suchte Eingangs- und Außenbe-
reich des Kinos ab, fand den Jun-
gen aber nicht. Der Sicherheits-
chef ließ daraufhin sämtliche Ki-
nosäle räumen. Erst, alle Gäste das
Haus verließen, zeigte die Mutter
der Polizei die SMS, in der stand:
»Musst mich nicht abholen. Werde
rumgebracht.«

Mehr als 30 Gäste einer briti-
schen Camping-Ferienanlage sind
ins Krankenhaus gebracht wor-
den, nachdem es ein Problem mit
der Chlorzufuhr im Swimming-
pool gegeben hatte. Wie Polizei
und Rettungsdienste mitteilten,
waren sie wegen eines »Chemie-
lecks« in den Wild Duck Holiday
Park gerufen worden. Zahlreiche
Badegäste litten an Atemproble-
me, in kritischem Zustand sei aber
niemand gewesen. Es habe sich
um ein Chlorleck gehandelt. 33
Menschen wurden in umliegende
Kliniken eingeliefert.

Ein Zweijähriger hat in Halbe
südöstlich von Berlin seine Mut-
ter aus dem Auto ausgesperrt und
einen Polizeieinsatz ausgelöst. Der
Junge hatte sich aus seinem Kin-
dersitz befreit. Dann kletterte er
auf den Fahrersitz, zog den
Schlüssel aus dem Zündschloss
und löste die Verriegelung aus. Al-
le Versuche der draußen stehen-
den Mutter, den Kleinen zum Öff-
nen zu bewegen, schlugen fehl. Sie
alarmierte die Polizei, die einen
Zweitschlüssel organisierte und
den Wagen öffnete. Mutter und
Kind waren anschließend wohl-
auf. Agenturen/nd

Nicht den
Rücken zeigen
Was man im Umgang mit
der Queen beachten sollte

Von Gabi Kotlenko

Die Entgleisungen des Gatten der
britischen Königin, Prinz Philip,
sind legendär. So soll er, als sein
Erstgeborener Prinz Charles zur
Welt kam, ausgerufen haben: »Der
sieht ja aus wie ein Plum-Pud-
ding.« Dass er Bundeskanzlerin
Angela Merkel mit den Worten
»Guten Tag Herr Reichskanzler –
1997 geschehen bei der Begeg-
nung mit Helmut Kohl – begrüßt,
ist nicht zu befürchten.
Von Elizabeth II. sind derartige

Sprüche nicht überliefert, aber
auch sie hat so ihre Vorlieben und
Eigenarten. Adelsexperten mei-
nen, dass ein Zusammentreffen
mit ihr sehr viel entspannter sei als
früher. Ansprechen ist eigentlich
tabu, aber sie nehme es nicht
wirklich übel. Angesagt ist Ab-
warten, bis man von der Königin
angesprochen wird. Und man be-
rührt sie nicht. Männer nicken mit
dem Kopf. Frauen dürfen das in-
zwischen auch, oder sie machen
einen Knicks. Was es mit dem
»Handtaschentrick« auf sich hat,
ist nicht bewiesen. Es heißt aber
aus gut informierten Kreisen,
wenn die Tasche am rechten Arm
baumelt, bedeutet das: Ich will
hier weg.
Was Elizabeth II. absolut nicht

vertragen kann, ist, keine Ge-
sichter mehr zu sehen, sondern
nur noch Fotoapparate. Selfies mit
der Königin sind absolut tabu.
Diese Handy-Schnappschüsse sind
sogar regelrecht verhasst bei der
Queen, weil sie dann nur noch Rü-
cken vor sich hat.
Die Abneigung des Queen-En-

kels Prinz Harry hat wohl noch an-
dere Gründe als die Ansicht von
Rücken. Als er kürzlich in Aust-
ralien weilte, fragte ein Mädchen,
ob sie ein Selfie schieße dürfe. »Ich
hasse Selfies, Selfies sind
schlecht«, sagte er und riet dem
Mädchen: »Mach doch einfach ein
normales Foto von mir.« Harry
weiß, dass Privatsphäre ein hohes
Gut ist. Und wenn solche Fotos im
Netz landen, verschwinden sie
nicht einfach wieder.

Hier werden die Queen und die
Bundeskanzlerin sicher nichts gegen
ein Selfie haben. Foto: dpa/Paul Zinken

Elizabeth II. Alexandra Mary Windsor, Queen of the United Kingdom, besucht Deutschland für vier Tage. Der 89-Jährigen
wird zugejubelt – allerdings eher aufgrund vieler Schrulligkeiten der royalen Familie als für die bloße Existenz der Monarchie.


